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Überschrift, Beschlussvorschlag 
 
 
Bebauungsplan mit örtlicher Bauvorschrift „Bevenrode  – Am Pfarrgarten“, BV 17 
Stadtgebiet zwischen Grasseler Straße, dem östlichen Rand der Ortslage Bevenrode und der 
Hondelager Straße 

Behandlung der Stellungnahmen, Satzungsbeschluss 

 
 
„1. Die während der Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 (2) Baugesetzbuch (BauGB) 

sowie der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 (2) BauGB ein-
gegangenen Stellungnahmen sind entsprechend den Vorschlägen der Verwaltung gemäß 
den Anlagen Nr. 6 und Nr. 7 zu behandeln.  

2. Der Bebauungsplan mit örtlicher Bauvorschrift „Bevenrode – Am Pfarrgarten“, BV 17, wird 
in der während der Sitzung ausgehängten Fassung gemäß § 10 (1) BauGB als Satzung 
beschlossen. 

3. Die zugehörige Begründung mit Umweltbericht wird beschlossen." 
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Aufstellungsbeschluss und Planungsziel 
 

Neben dem verstärkten Engagement bei der Ausweisung innenstadtnaher Wohngebiete kommt 
die Stadt Braunschweig auch durch die Entwicklung von „klassischen“ Wohnbaugebieten für 
freistehende Einfamilien- und Doppelhäuser in den außenliegenden Stadtteilen dem breiten 
Spektrum individueller Wohnwünsche innerhalb der Stadtgrenzen nach. So ist östlich der Ortsla-
ge Bevenrode eine Arrondierung durch die Entwicklung eines Wohngebietes geplant. Der Auf-
stellungsbeschluss zum Bebauungsplan BV 17 „Bevenrode – Am Pfarrgarten“ wurde am 12. Juni 
2012 durch den Verwaltungsausschuss gefasst. 
 

Aufgrund des besonderen Gestaltungsanspruchs an die Planung in unmittelbarer Nähe des alten 
Dorfkerns wurde zum Bebauungsplan auch eine örtliche Bauvorschrift erarbeitet.  
 

Der Flächennutzungsplan der Stadt Braunschweig wird im Parallelverfahren (102. Änderung) 
geändert, da aus den derzeitigen Darstellungen des Flächennutzungsplans ein Wohngebiet nicht 
entwickelt werden kann.  
 
Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffen tlicher Belange gemäß § 4 (2) BauGB 
und sonstiger Stellen 
 

Diese Beteiligung wurde in der Zeit vom 15. Mai 2013 bis zum 17. Juni 2013 durchgeführt. Die 
Stellungnahmen sind in der Anlage Nr. 7 aufgeführt und mit einer Stellungnahme und einem Vor-
schlag der Verwaltung versehen.  
 
Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 (2) BauGB   
 

Am 20. August 2013 wurde die öffentliche Auslegung vom Verwaltungsausschuss der Stadt 
Braunschweig beschlossen und in der Zeit vom 30. August 2013 bis zum 30. September 2013 
durchgeführt.  
 

Die Stellungnahmen sind in der Anlage Nr. 6 aufgeführt und mit einer Stellungnahme und einem 
Vorschlag der Verwaltung versehen.  
 
Empfehlung 
 

Die Verwaltung empfiehlt, die in den Anlagen Nr. 6 und Nr. 7 aufgeführten Stellungnahmen den 
Vorschlägen der Verwaltung entsprechend zu behandeln und den Bebauungsplan mit örtlicher 
Bauvorschrift „Bevenrode – Am Pfarrgarten“, BV 17, als Satzung sowie die Begründung mit Um-
weltbericht zu beschließen.  
 
 

Die Zuständigkeit des Rates ergibt sich aus § 58 Abs. 2 Nr. 2 NKomVG. 
 
 

Folgende Anlagen sind Bestandteil dieser Vorlage: 
 

Anlage 1: Übersichtskarte 
Anlage 2: Nutzungsbeispiel 
Anlage 3: Zeichnerische Festsetzungen mit Planzeichenerklärungen 
Anlage 4: Textliche Festsetzungen und Hinweise 
Anlage 5: Begründung mit Umweltbericht 
Anlage 6: Behandlung der Stellungnahmen aus der Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß  
  § 3 (2) BauGB  
Anlage 7: Behandlung der Stellungnahmen aus der Beteiligung der Behörden und  
  sonstiger Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 (2) BauGB 
 
I. V. 
 
gez. 
 
Leuer 





 
 Anlage Nr. 6 
 Stand: 25.Oktober 2013 
 
 
 
 


Bebauungsplan mit örtlicher Bauvorschrift 
„Bevenrode – Am Pfarrgarten“  BV 17 
 
Behandlung der Stellungnahmen der Öffentlichkeit 
 
Beteiligung gemäß § 3 (2) BauGB vom 30. August 2013 bis 30. September 2013 
 
 
Stellungnahme Nr. 1 
Schreiben von Herrn Wolfgang Lütge 
vom 02.09.2013 mit angehängter Un-
terschriftenliste (25 Unterzeichner) 


Stellungnahme der Verwaltung 


…In Bevenrode gibt es mehrere neue 
und alte Brennpunkte:  
 


1. Kappung der Grasseler Straße  
Es wurden uns 3 Verkehrs-
Gutachten zur Umgehung der 
Kappung der Grasseler Straße 
versprochen! Bis heute haben wir 
keines erhalten. Der Umleitungs-
verkehr durch Waggum ist nicht 
sicher! Über Bechtsbüttel fährt 
man unfallgefährdet über mangel-
hafte Straße. Über Hondelage ist 
die Straße nur km-begrenzt be-
fahrbar.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


2. Versorgungs-Verkehr in 
Bevenrode z.B. zur Physio-
Therapie, unzureichend, z-B. zum 
Kindergarten, zur Feuerwehr oder 
zum Sportplatz Rad-bzw. Fußweg 
mehrfach versprochen. 
 


3. Querung Grabenhorst - Pfarrgar-
ten, hier fehlt ein Fußgängerweg 
z.B. bis zum Kindergarten oder zur 
Feuerwehr oder zum neuen Spiel-


 
 
 
Zu 1.: Im Rahmen der von der WVI Prof. 
Dr. Wermuth Verkehrsforschung und Inf-
rastrukturplanung GmbH im Dezember 
2012 erstellten Verkehrsuntersuchung 
zum B-Plan-Verfahren Wohnbaugebiet 
„Vor den Hörsten“ in Waggum wurde 
auch das geplante Baugebiet „Am Pfarr-
garten“ in Bevenrode berücksichtigt.  
Entsprechend dieser Verkehrsuntersu-
chungen fließt der Verkehr aus dem 
Südkreis Gifhorn im Wesentlichen über 
die Bechtsbüttler Straße/Wendener Stra-
ße zur Autobahnanschlussstelle BS-
Wenden ab. Die verkehrliche Anbindung 
des geplanten Wohnbaugebietes ist da-
rüber hinaus über bestehende innerörtli-
che Straßen gesichert.  
Regelungen zu außerhalb des Geltungs-
bereichs liegenden Planungen sind im 
Rahmen dieses Bauleitplanverfahrens 
nicht möglich.  
 
Zu 2. und 3.: Die den Bebauungsplan-
festsetzungen zugrunde liegenden Pla-
nungen beinhalten eine Fuß- und Rad-
weganbindung des geplanten Baugebiets 
mit entsprechenden Anschlüssen an die 
bestehende und teilweise noch auszu-
bauende Verkehrsinfrastruktur. Der Be-
bauungsplan schafft somit die planungs-
rechtlichen Voraussetzungen hierfür. Re-
gelungen zu außerhalb des Geltungsbe-
reichs liegenden Planungen sind jedoch 
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platz. Siehe hierzu Interview 
„Schlag auf Schlag“ BZ v. 
23.08.2013 Empfehlungen Stadt-
planer Prof. Ackers… Sicherung 
und Ausbau der Bürgersteige u. 
Vernetzung. Straßen sind Lebens-
räume !!!! 
 


4. Kreisverkehr aus dem Pfarrgarten 
und dann weiter durch Bevenrode 
und durch Waggum ist unverant-
wortlich wegen hohem Verkehrs-
aufkommen. Es muss eine direkte 
neue Straße von Grassel zur 
Hondelager Straße gebaut wer-
den.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


Ich erwarte eine schriftliche Antwort 
zu allen meinen 4 Punkten.  
 


im Rahmen dieses Bauleitplanverfahrens 
nicht möglich.  
 
 
 
 
 
 
Zu 4.: siehe Ausführungen zu 1.  
Zum Auslegungsbeschluss für die 102. 
Änderung des Flächennutzungsplanes 
der Stadt Braunschweig „Bevenrode - Am 
Pfarrgarten“ hat der Gutachter von der 
WVI in der letzten Sitzung des Planungs- 
und Umweltausschusses am 12.06.2013 
die untersuchten verkehrlichen Auswir-
kungen dargestellt und verschiedene 
Fragen der Ausschussmitglieder beant-
wortet. Dabei wurde ausgeführt, dass der 
von der Ortschaft Grassel kommende 
Verkehr im nördlichen Teil von 
Bevenrode aufgrund der im letzten Jahr 
erfolgten Verkehrserhebung durch die 
Ortschaft Bevenrode geführt werden 
könne. Der Bau einer Umgehungsstraße 
aufgrund des neues Baugebietes ist 
demnach nicht erforderlich. 
 
 


 Vorschlag der Verwaltung: 
Die Planunterlagen werden nicht geän-
dert.  
 


  
Stellungnahme Nr. 2 
Schreiben von Herrn Hans-Jürgen 
Arntz vom11.09.2013 


Stellungnahme der Verwaltung 


…In den Plänen und der dazugehörigen 
Beschreibung finde ich keinen Hinweise 
zu der Führung des Fahrradverkehrs auf 
der nördlichen Landstraße nach Grassel 
wie auch auf der südlichen Kreisstraße 
nach Hondelage. Nach meiner Kenntnis 
ist der Bau eines Rad- und Fußweges an 
der Landestraße schon seit längerem 
vom Straßenbauamt Wolfenbüttel ge-
plant.  
Diese Planung sollte bei dem Umbau der 
Straßenführung und dem Bau des Krei-
sels berücksichtigt werden und ein ent-
sprechender Rad- und Fußweg gebaut 


Die den Bebauungsplanfestsetzungen 
zugrunde liegenden Planungen beinhal-
ten eine Geh- und Radweganbindung 
des geplanten Baugebiets mit entspre-
chenden Anschlüssen an die bestehende 
und teilweise noch auszubauende Ver-
kehrsinfrastruktur. Der Bebauungsplan 
schafft somit die planungsrechtlichen Vo-
raussetzungen hierfür.  
 
Im Bereich des geplanten Kreisverkehrs 
ist die teilweise durch den Kreisverkehr 
bereits überplante, nördlich der Grasseler 
Straße gelegene landwirtschaftliche Nutz-
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werden.  
Ich halte dies auch deshalb für notwen-
dig, weil es sich um eine hochrangige 
Landesstraße handelt, die allerdings 
noch nicht die dafür geforderten struktu-
rellen Anforderungen erfüllt.  
Zumindest sollte die für einen Radweg 
notwendige Fläche erworben und freige-
halten werden, damit später eine Verlän-
gerung des Weges nach Grassel einfa-
cher wird.  
Die gleichen Forderungen ergeben sich 
bei der Straße nach Hondelage. Seit der 
Schließung der Grasseler Straße hat sich 
das Verkehrsaufkommen auf dieser 
Straße erheblich erhöht. Der Zustand der 
Straße hat sich dadurch wesentlich ver-
schlechtert. Sowohl der Zustand der 
Straße als auch die Enge der Fahrbahn 
führen zu einer steigenden Gefährdung 
der gewachsenen Zahl an Radfahrern.  
Deshalb ist es auch hier notwendig, die 
Planung eines Rad- und Fußweges beim 
Umbau der Straße zu berücksichtigen.  
Weiterhin sollte bei der Planung berück-
sichtigt werden, dass Fahrradfahrer von 
Hondelage nach Grassel und umgekehrt 
einfach und ohne Hindernisse und Ge-
fahren durch das Baugebiet fahren kön-
nen, d.h. die geplanten Fußwege und die 
Brücke mit nutzen können und diese 
Wege ohne Hindernisse z.B. Poller und 
Stufen und andere Gefahren für Radfah-
rer gestaltet werden.  
Eine Kopie diese Schreibens geht an den 
ADFC-Braunschweig.  
 


fläche bereits im Eigentum der Stadt 
Braunschweig.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Stadt Braunschweig plant derzeit pa-
rallel zum Bebauungsplanverfahren eine 
Geh- und Radwegeanbindung entlang 
der Hondelager Straße von der Ortslage 
Bevenrode zum Sportplatzgelände.  
Unterlagen zur Beantragung eines Plan-
feststellungsbeschlusses zu den auch 
außerhalb der Bebauungsplangeltungs-
bereichs weiterführenden Radwegever-
bindungen entlang der Hondelager Stra-
ße werden derzeit vorbereitet.  
Innerhalb des Geltungsbereichs schafft 
der Bebauungsplan die planungsrechtli-
chen Voraussetzungen für eine Wege-
verbindung durch das geplante Bauge-
biet. Regelungen zu außerhalb des Gel-
tungsbereichs liegenden Planungen sind 
jedoch im Rahmen dieses Bauleitplanver-
fahrens nicht möglich.  
Auf die Verkehrssicherheit für alle Ver-
kehrsteilnehmer wird bei der Entwicklung 
der Straßenausbauplanung zu achten 
sein, der Bebauungsplan kann jedoch 
keine weitergehenden Regelungen dazu 
treffen.  
 


 Vorschlag der Verwaltung: 
Die Planunterlagen werden nicht geän-
dert.  
 


  
Stellungnahme Nr. 3 
Schreiben von Frau Dagmar Streichert 
und Herrn Thomas Biedermann vom 
22.09.2013 


Stellungnahme der Verwaltung 


… 
Zu den zeichnerischen Darstellungen im 
Bebauungsplan:  
Die Tiefe der Baufelder der von Norden 
und Osten erschlossenen Grundstücke 
mit 15 m halten wir, insbesondere für zu-


 
 
 
Die durch Baugrenzen definierten, 
überbaubaren Grundstücksflächen bieten 
ausreichende Spielräume auch für eine 
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künftige Wintergärten und Terrassen-
überdachungen als zu gering bemessen. 
Die in der Begründung höhere Flexibilität 
hinsichtlich der Stellung der baulichen 
Anlagen für südlich und östlich erschlos-
sene Baugrundstücke sollte auch bei den 
oben genannten nördlich und östlich er-
schlossenen Baugrundstücken entspre-
chend gegeben sein. Zumindest wün-
schenswert wäre hier eine Bautiefe von 
18 m.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu den textlichen Festsetzungen:  
Zu A Städtebau 
IV Überbaubare Grundstücksflächen 
1. Überschreitung von Baugrenzen  
Hier sollten unserer Meinung nach Ter-
rassenüberdachungen mit aufgenommen 
werden, falls die Baufeldtiefe nicht insge-
samt auf 18-20 m festgesetzt wird. Nach-
barbelange wären unseres Erachtens 
damit nicht betroffen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu B Örtliche Bauvorschrift 
III Einfriedungen 
Für die südlich gelegenen Grundstücke, 
die im Kurvenbereich der Hondelager 
Straße liegen, wäre es wünschenswert, 
wenn die als Holzzaun mit senkrechter 
Lattung  (Holzstaketenzaun) erlaubten 
Einfriedungen mit einem maximalen 
50%igen Ansichtsflächenanteil auch als 
geschlossener Holzzaun mit der vorge-
gebenen erlaubten Höhe von maximal 
1,20 m ausgeführt werden könnten, um 
Scheinwerferblendungen von Fahrzeu-


Bebauung mit Wintergärten und Terras-
senüberdachungen.  
Aufgrund der schwierigeren Grundrissge-
staltung bei südlich und westlich er-
schlossenen Grundstücken wird in diesen 
Fällen eine größere Bebauungstiefe an-
geboten, um eine höhere Flexibilität hin-
sichtlich der Stellung der Baukörper auf 
dem Baugrundstück zuzugestehen.  
Eine Baufeldtiefe von 15 m wird jedoch 
für die angedachte Einfamilienhaus- und 
Doppelhausbebauung als angemessen, 
zweckmäßig und ausreichend bewertet.  
Zusätzliche Erweiterungen sind geeignet, 
das angestrebte städtebauliche Erschei-
nungsbild zu stark zu beeinflussen. Mit 
der getroffenen Festsetzung wird ein ge-
eigneter Kompromiss zwischen städte-
baulicher Struktur einerseits und privater 
Baufreiheit andererseits gefunden. 
 
 
 
 
 
Nach der textlichen Festsetzung sind 
Überschreitungen der Baugrenzen durch 
Eingangsüberdachungen, Hauseingangs-
treppen, Kelleraußentreppen, Kellerlicht-
schächte und Balkone bis zu einer Tiefe 
von 1,5 m auf max. 50 % der jeweiligen 
Fassadenbreite zulässig. Diese ordnen 
sich mit der vorgegebenen Größenbe-
grenzung jedoch in der Regel dem 
Hauptbaukörper deutlich unter; nicht so 
eine der Hauptnutzung zuzuordnende 
Terrassenüberdachung üblicher Größe.  
Insofern ist es gerechtfertigt, diese nicht 
in die Überschreitungsliste mit aufzu-
nehmen. 
 
 
Einfriedungen von Privatgrundstücken 
entlang der Grenzen öffentlichen Grünan-
lagen prägen die Gestaltung und das Er-
scheinungsbild eines Baugebiets wesent-
lich. Die vorgeschriebene Art der Einfrie-
dung fügt sich dabei – entgegen einer 
geschlossenen, baulichen Einfriedung - 
gestalterisch in das dörfliche Ortsbild ein.  
Blendungen durch Scheinwerferlich von 
nahegelegenen Verkehrsflächen können 
auch durch entsprechende Pflanzmaß-
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gen aus Richtung Hondelage kommend 
zu vermeiden. Auch hier wären Nachbar-
belange nicht betroffen, da öffentliche 
Grünflächen angrenzen.  
 
IV Geländeveränderungen 
Aufgrund des nach Süden zunehmenden 
Gefälles des Baugebiets halten wir eine 
Veränderung der natürlichen Gelände-
oberfläche von nur 30 cm für viel zu ge-
ring. Hier sollte die Veränderung der na-
türlichen Geländeoberfläche bis zu einer 
Höhe von 1 m zulässig sein.  
Im Bodengutachten auf dem dazugehöri-
gen Lageplan mit Aufschlusspunkten und 
dem Baugrundschnitt G-G´ Schnitt 
Nord/Süd besteht zwischen den Klein-
rammbohrungen KRB 11 und KRB 16 ein 
Höhenunterschied von 1,43 m. Bei Inter-
polation zwischen diesen KRB-Punkten 
kommen wir auf einen Höhenunterschied 
an der nördlichen Grundstücksgrenze der 
südlich gelegenen Baugrundstücke von 
ca. 50 cm. Schon dadurch wären die 
30 cm zu wenig.  
Auch unter Berücksichtigung der diesjäh-
rigen Hochwassersituation am 
Beberbach und der damit verbundenen 
eventuellen partiellen Überschwemmung 
der südlichen Grundstücke wäre die grö-
ßere Veränderungsmöglichkeit der Ge-
ländeoberfläche hilfreich. … 
 


nahmen auf dem Privatgrundstück ver-
mieden werden.  
 
 
 
 
Veränderungen der natürlichen Gelände-
höhen werden auf eine Höhe von maxi-
mal 30 cm begrenzt, um bei dem leicht 
nach Süden abfallenden Gelände größe-
re Geländeversprünge und Terrassierun-
gen innerhalb der privaten Baugrundstü-
cke oder zwischen einzelnen Grundstü-
cken durch Aufschüttungen oder Abgra-
bungen insbesondere in Verbindung mit 
Abfangungen, zum Beispiel durch Be-
tonwinkelstützen, zu verhindern. Solche 
Geländeveränderungen fügen sich städ-
tebaulich gestalterisch nicht in das Orts-
bild ein. Leichte Höhenunterschiede in-
nerhalb der Baugrundstücke werden da-
bei bewusst in Kauf genommen. Der Ge-
ländeverlauf der attraktiven, leichten 
Südhanglage im Bereich der Beberbach-
Aue soll erlebbar bleiben.  
Die festgesetzten Bauflächen liegen nicht 
im Überschwemmungsbereich des 
Beberbachs.  
 
 
 
 


 Vorschlag der Verwaltung: 
Die Planunterlagen werden nicht geän-
dert.  
 


 





		Stellungnahme Nr. 1

		Stellungnahme Nr. 2






 
 Anlage 7 
 Stand: 25.Oktober 2013 
 
 
 
Bebauungsplan mit örtlicher Bauvorschrift 
Bevenrode – Am Pfarrgarten BV 17 
Behandlung der Stellungnahmen aus der Beteiligung der Behörden und sonstiger 
Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 (2) BauGB vom 15. Mai bis zum 17. Juni 
2013 
 
Stellungnahmen, die beinhalten, dass der Planung zugestimmt wird oder keine An-
regungen und/oder Bedenken bestehen, werden in der nachfolgenden Tabelle auf-
geführt:  
 
 Stellungnahmen von Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher 


Belange 
Keine  
Antwort 


Keine Anregungen, 
Bedenken  
mit Schreiben vom 


 BS|ENERGY   Braunschweiger  Versorgungs-AG & Co. KG  17.05.2013 
 Deutsche Telekom Netzproduktion GmbH  23.05.2013 
 Ev.-Luth. Propstei  -  Stadtkirchenverband BS  22.05.2013 
 Katholische Kirche   -  Dekanat Braunschweig X  
 Flughafen Braunschweig-Wolfsburg GmbH X  
 Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie  10.06.2013 
 Landesamt für Geoinformation und Landentwicklung (LGLN)  


Regionaldirektion Braunschweig 
 14.16.2013 


 Nds. Landeshebörde für Straßenbau und Verkehr  
Dez. 31 Techn. Aufsichtsbehörde 


 16.05.2013 


 Nds. Landeshebörde für Straßenbau und Verkehr  
Geschäftsbereich Wolfenbüttel 


 24.06.2013 


 Niedersächsisches Landesforstamt Wolfenbüttel  23.05.2013 
 NLWKN  -  Betriebsstelle Süd  -  Standort Braunschweig  17.06.2013 
 Polizeiinspektion Braunschweig  X  
 ZGB Zweckverband Großraum Braunschweig X  
 ALBA GmbH  29.05.2013 
 E.ON Avacon AG   -  Betriebsmanagement TPM  11.06.2013 
 E.ON Netz GmbH  -  Betriebsleitungen Zentrum Lehrte X  
 E.ON Avacon Netztechnik   -  Regionale Aufgaben Süd  -  DTR-S  11.06.2013 
 Exxon Mobil Production Deutschland GmbH   15.05.2013 
 Stadtheimatpfleger  -  Herr Reinhard Wetterau X  
 Finanzamt Braunschweig-Altewiekring  -  Grundbesitzstelle X  
 GGB   -  Grundstücksgesellschaft Braunschweig mbH   11.06.2013 


 Kabel Deutschland  Vertrieb und Service GmbH     
Neubaugebiete KMU 


 21.06.2013 
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Stellungnahmen, die Anregungen und/oder Bedenken zum Bebauungsplanentwurf 
beinhalten:  
 
Stellungnahme Nr. 1 
Schreiben der Landwirtschaftskammer 
Niedersachsen, Helene-Kühne-Allee 5, 
38122 Braunschweig  
vom 10. Juni 2013 


Stellungnahme der Verwaltung 


… Der Großteil des Plangebiets ist land-
wirtschaftliche Nutzfläche, auf der noch 
Ackerbau betrieben wird. Im westlichen 
Plangebiet werden große Teile des Kir-
chengrundstücks auch als Grünland- und 
Weideflächen genutzt. Zukünftig soll der 
Bereich als Wohnbauflächen und Grün-
land mit der Zweckbestimmung Parkan-
lage festgesetzt werden. … 
 
… Wir verweisen auf unsere Stellung-
nahme vom 11.10.2012, in der wir den 
Verbrauch wertvoller landwirtschaftlicher 
Flächen besonders in der Ortslage 
Bevenrode kritisch beurteilen. Unser 
Hinweis, dass gerade auf Grund der Nä-
he zum Flughafen die Nachfrage nach 
Bauland höchstwahrscheinlich insgesamt 
gemindert ist, wird derzeit noch unter-
sucht. … 
 
 
 
 
… Wir weisen erneut darauf hin, dass der 
dann entstehende Kompensationsbedarf 
auf das unbedingt notwendige Maß zu 
begrenzen ist. …   … Die Bedenken, die 
sich uns aus den geplanten Eingrü-
nungsmaßnahmen am östlichen Rand 
des Plangebiets ergeben und zu den 
Dränagen allgemein sowie auch die Hin-
weise zu Immissionen von den umge-
benden Ackerflächen in den Geltungsbe-
reich haben wir bereits hinreichend erläu-
tert. Sie haben weiterhin bestand und 
sind in den Begründungstext aufzuneh-
men.  
 
Es wird darüber hinaus noch geprüft, ob 
ergänzende Ausgleichsmaßnahmen auf 
externen Flächen erforderlich werden. In 
diesem Fall sollte davon abgesehen wer-
den, weitere Ausgleichsflächen in der 


 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Nachfrage nach Baugrundstücken für 
Einfamilien- und Doppelhäuser in 
Bevenrode ist gegeben. Die städtebauli-
che Arrondierung des Ortsteiles 
Bevenrode komplettiert den Siedlungs-
körper und definiert eine Grenze zum 
Landschaftsraum. Im Sinne der gesamt-
städtischen Entwicklung wird der Schaf-
fung von Wohnraum eine höhere Priorität 
eingeräumt als dem Verlust landwirt-
schaftlicher Produktionsflächen, mit dem 
die Umsetzung dieses Baugebietes 
zwangsläufig einhergeht.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Eingriffe können innerhalb des Gel-
tungsbereichs des Bebauungsplans aus-
geglichen werden.  
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Gemarkung Bevenrode festzulegen. Hier 
liegt bereits eine hohe Betroffenheit vor: 
ein Viertel der gesamten Gemarkungsflä-
chen sind mit Kompensationsmaßnah-
men belegt. Des Weiteren sind im Zuge 
der Renaturierung des Beberbachs zu-
künftig weitere Maßnahmen zu erwarten. 
Auch müssten zu erwartende einzelbe-
triebliche Härten frühzeitig berücksichtigt 
werden. In diesem Fall sollte in Abstim-
mung mit den betroffenen Betrieben auf 
einvernehmliche Lösungen zur betriebli-
chen Existenzsicherung hingewirkt wer-
den. … 
 
…An der L 293 wird ein Kreisverkehr neu 
ausgebaut. Dabei ist dringlichst darauf zu 
achten, dass die Mitte des Kreisverkehrs 
überfahrbar ist oder der Radius so ge-
plant wird, dass der landwirtschaftliche 
Verkehr reibungslos fahren kann.  
Die im Norden angrenzenden landwirt-
schaftlichen Nutzflächen müssen ent-
sprechend der Überfahrten weiterhin mit 
den landwirtschaftlichen Arbeitsmaschi-
nen von der Straße (L 293) aus zu errei-
chen sein.  
 
Wir gehen davon aus, dass die Straße in 
Breite und Aufbau bzw. der Tragfähigkeit 
den landwirtschaftlichen Maschinen und 
der Ackernutzung (z.B. Rübenabfuhr) 
gerecht werden.  
 
Aus der örtlichen Landwirtschaft haben 
wir Hinweise bekommen, dass es durch 
den ruhenden Verkehr zu Behinderungen 
kommt. Neugestaltungsmaßnahmen sind 
so auszuführen, dass die Durchlässigkeit 
des landwirtschaftlichen Verkehrs nicht 
behindert wird.  
 
 
 
Bei der vorübergehenden Inanspruch-
nahme von Ackerflächen darf es durch 
Baufahrzeuge zu keiner Bodenverdich-
tung kommen. Nach der Inanspruchnah-
me der Flächen sind diese insgesamt im 
gleichwertigen Zustand zu überführen wie 
diese vor dem Eingriff zeigten. … 
 
… Sämtliche nördlich des Geltungsbe-


 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Bei der Straßenentwurfsplanung werden 
entsprechende Mindestbreiten und 
Schleppkurven berücksichtigt, die auch 
den Anforderungen des landwirtschaftli-
chen Verkehrs genügen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Über die innere Erschließung des geplan-
ten Baugebiets erfolgt kein landwirt-
schaftlicher Verkehr. Die landwirtschaftli-
chen Flächen werden über die L  293 
angefahren, die innerhalb des Plangebie-
tes nicht für das öffentliche Parken vor-
gesehen ist. Widerrechtliches Parken 
kann durch den Bebauungsplan nicht 
gesteuert werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ein Hinweis auf das vorhandene Draina-
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reichs angrenzenden Nutzflächen werden 
über Dränagen entwässert. Die Draina-
gestränge münden in einen Sammler, der 
unter der Grasseler Straße in Richtung 
Beberbach geführt wird. Um zu verhin-
dern, dass die Entwässerung über den 
Straßengraben erfolgt, sollte der Samm-
ler des Drainagesystems in das Abwas-
serkonzept des neuen Baugebiets kon-
zeptionell integriert werden.  
 
Die südlich des Baugebiets gelegenen 
landwirtschaftlichen Nutzflächen werden 
über die Kreisstraße 31 und einen am 
Ortsausgang in Richtung Hondelage 
ausgehenden Feldweg erschlossen. Um 
auch hier den landwirtschaftlichen Ver-
kehr nicht zu behindern, sollte das Par-
ken von PKWs unterbunden werden. Al-
ternativ wäre eine breitere Fahrbahn 
denkbar.  
 
Im Hinblick auf den im Süden des Plan-
gebiets festgesetzten Regenrückhalte-
teich (ca. 0,13 ha) bitten wir sicher zu 
stellen, dass hier im Interesse des Hoch-
wasserschutzes und damit auch des 
Schutzes der landwirtschaftlichen Nutz-
flächen ein ausreichendes Rückhaltevo-
lumen vorgehalten wird.  
 
Auch hinsichtlich der Renaturierung des 
Beberbachs (neuer mäandrierender Ver-
lauf) darf es zu keiner Vernässung aus 
dem Plangebiet in das landwirtschaftlich 
genutzte Umfeld kommen. Hier ist ein 
wasserrechtliches Verfahren angelaufen. 
… 


gesystem (Nr.6) wurde aufgenommen. 
Erforderliche Rückbau- und Umlegungs-
arbeiten werden bei der Abwasserkon-
zeption berücksichtigt.  
 
 
 
 
 
 
 
Bei der Ausbauplanung der Hondelager 
Straßen werden ausreichende Radien 
und Schleppkurven zur Erschließung des 
vorhandenen landwirtschaftlichen Wirt-
schaftswegs berücksichtigt. Widerrechtli-
ches Parken kann durch den Be-
bauungsplan nicht gesteuert werden. 
 
 
 
 
Im Rahmen der hydraulischen Berech-
nungen werden entsprechend ausrei-
chende Rückhaltevolumen vorgesehen.  
 
 
 
 
 
 
Wasserrechtliche Fragen werden im pa-
rallel laufenden Verfahren für die Renatu-
rierung des Beberbachs zur Planfeststel-
lung nach Wasserhaushaltsgesetz ge-
prüft und behandelt.  
 


 Vorschlag der Verwaltung: 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen; die Planunterlagen werden 
nicht geändert.  
 


Stellungnahme Nr. 2 
Schreiben der Braunschweiger Netz 
GmbH, Taubenstraße 7, 38106 Braun-
schweig  
vom 12. Juni 2013 
 


Stellungnahme der Verwaltung 


… Die Zugänglichkeit der NS-Freileitung 
an der Hondelager Straße wird durch die 
Ausgleichsmaßnahmen stark einge-


Die Braunschweiger Netz GmbH wird 
frühzeitig in die Bauablaufplanung einge-
bunden. Die zuständige Stelle in der 







- 5 - 
 


schränkt, eine Verkabelung der Freilei-
tung im Bereich des Beberbachs ist tech-
nisch nicht möglich. Ein Rückbau der 
Niederspannungsfreileitung kann erst 
dann erfolgen, wenn der Hausanschluss 
Grasseler Str. 82 umgestellt ist.  
 
Die Kabeltrassen der Stromversorgung 
im öffentlichen Straßenraum und in den 
sonstigen Flächen sind grundsätzlich von 
Baumpflanzungen und weiteren Anpflan-
zungen freizuhalten. Kann ein Mindest-
schutzabstand von 2,50 m von Baum-
pflanzungen nicht eingehalten werden, 
sind geeignete Schutzmaßnahmen zu 
treffen. Die Kosten der Schutzmaßnah-
men hat der Verursacher zu tragen. … 
 


Verwaltung der Stadt Braunschweig wur-
de informiert.  
 


 Vorschlag der Verwaltung: 
Die Planunterlagen werden nicht geän-
dert.  
 


Stellungnahme Nr. 3 
Schreiben des Wasserverbands 
Weddel-Lehre, Berliner Straße 1, 38165 
Lehre vom 12. Juni 2013 
 


Stellungnahme der Verwaltung 


… Die Lage der Leitungstrassen wird im 
weiteren Verlauf der Koordinierung abge-
stimmt. Innerhalb der Grünflächen und im 
Bereich der Renaturierung des 
Beberbaches benötigen wir eine Lei-
tungstrasse von 3 m Breite. In diesem 
Bereich sind vorgesehene baulichen An-
lagen und Baumpflanzungen auf die Lage 
unserer Leitung abzustimmen.  
Insbesondere weisen wir auf die vorge-
sehenen Baumpflanzungen nördlich der 
L 293 hin. Die Baumstandorte sind so zu 
wählen, dass die Leitung auch nach 50 
Jahren nicht unterhalb des Kronenbe-
reichs zu liegen kommt. … 
 


Die beiden festsetzten Baumstandorte im 
nordöstlichen Geltungsbereich wurden 
herausgenommen.  
 
 


 Vorschlag der Verwaltung: 
Die Stellungnahme ist berücksichtigt. 
 


Stellungnahme Nr. 4 
Schreiben der Evangelisch-
lutherischen Landeskirche Braun-
schweig vom 13. September 2013 
 
Schreiben vom Landeskirchenamt, 
Postfach 1664, 38286 Wolfenbüttel  


Stellungnahme der Verwaltung 
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vom 13. Juni 2013 
 
Schreiben vom Landeskirchenamt, 
Postfach 1664, 38286 Wolfenbüttel 
vom 7. Februar 2013: 
 
Schreiben vom 13. September 2013:  
… In der Angelegenheit nehmen wir Be-
zug auf unser Schreiben vom 
13.06.2013. Die dort angeführten Erwä-
gungen und Bedenken erhalten wir weiter 
aufrecht. Weiterhin nehmen wir Bezug 
auf unser Schreiben vom 02.07.2013 zur 
parallel angedachten Änderung des Flä-
chennutzungsplans. Auch die dort ge-
machten Ausführungen machen wir uns 
zur Begründung unserer Ablehnung im 
Bebauungsplanverfahren zu eigen und 
bitten, diese Ausführungen einzubezie-
hen.  
Darüber hinaus weisen wir darauf hin, 
dass eine ordnungsgemäße Güterabwä-
gung nicht stattgefunden hat. Ein inhaltli-
cher Austausch hinsichtlich der Interes-
sen mit der örtlichen Kirchengemeinde 
oder dem Eigentümer hat nicht stattge-
funden. Hinsichtlich der Beeinträchtigung 
der Grundstücke der Pfarre Bevenrode 
behalten wir uns die Geltendmachung 
von Entschädigungsansprüchen gem. 
§ 40 ff. BauGB vor.  
 
Schreiben vom 13. Juni 2013: 
… Zunächst ist festzustellen, dass sich 
die am südwestlichen Rand des Bauge-
bietes befindlichen Flächen für Kinder-
spielplatz und Ballwiese in unmittelbarer 
Nähe des Gemeindehausgrundstückes 
und des Kirchplatzes der Ev.-luth. Kir-
chengemeinde in Bevenrode befinden. 
Aufgrund der Nähe dieser lärmemittie-
renden Anlage ist mit Beeinträchtigungen 
von Gemeindeveranstaltungen und Got-
tesdiensten zu rechnen. Es erscheint da-
her als zwingend notwendig, dass der 
Kinderspielplatz und die Ballwiese in dem 
Baugebiet so angeordnet werden, dass 
eine Beeinträchtigung von kirchen-
gemeindlichen Veranstaltungen und Got-
tesdiensten weniger wahrscheinlich sind.  
 
 
 


 
 
 
 
 
 
Es wird unterstellt, dass es sich um das 
Schreiben vom 07.02.2013 handelt.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu der Dorfkirche hält der geplante Kin-
derspielplatz einen Mindestabstand von 
110 m ein; die Ballspielwiese einen Min-
destabstand von 80 m. Wie unter 4.5.6 
der Begründung zum Bebauungsplan 
dargelegt, sind die im Südwesten vorge-
sehene Ballspielwiese und der östlich an 
die Ballspielwiese angrenzende Kinder-
spielplatz im Sinne des § 22 BImSchG 
(Bundesimmissionsschutzgesetz) immis-
sionsschutzrechtlich unter dem Aspekt 
der „Sozialadäquanz“ einzustufen.  
Die Spielflächen für Jugendliche sind so 
anzulegen und in die Grünflächen einzu-
binden, dass eine Lärmbeeinträchtigung 
der benachbarten Wohngebiete ausge-
schlossen wird. Der Nachweis hierüber 
ist im Baugenehmigungsverfahren zu 
erbringen. Da Wohngebäude näher an 
den Spielflächen liegen als das Gemein-
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Darüber hinaus ist festzustellen, dass 
durch den Bebauungsplan das Grund-
stück der Pfarre Bevenrode der Flur 1, 
Flurstück 22/2 in einem Umfang von 
3.700 qm mit überplant wird.  
Sowohl mit Schreiben vom 11.10.2012, 
als auch in einem Ortstermin mit Vertre-
tern des Fachbereiches Stadtplanung 
und Umweltschutz am 19.11.2012, haben 
wir dringend um Herausnahme dieser 
Fläche aus dem Bebauungsplan gebeten. 
Es ist zunächst festzustellen, dass dies 
die einzige private Fläche ist, die in dem 
Bebauungsplan Berücksichtigung findet. 
Der Bebauungsplan enthält weiterhin kei-
ne Aussagen oder Begründungen hin-
sichtlich der Notwendigkeit der Einbezie-
hung dieser Fläche. Die Einbeziehung 
der Grundstücksfläche der Pfarre 
Bevenrode in dem Bebauungsplan stellt 
für die Pfarre Bevenrode eine Negativ-
planung für ihr Grundstück dar. Durch die 
Festsetzung des Bebauungsplanes wird 
die Nutzung und Gestaltung dieser 
Grundstücksteilfläche festgeschrieben 
und der Disposition der Pfarre entzogen. 
Die Festsetzung einer privaten Grünflä-
che (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB) mit der 
Konkretisierung „private Grünfläche“, die 
vom Eigentümer gepflegt und baulich 
nicht genutzt werden kann, ist nicht ge-
eignet - und demgemäß auch nicht erfor-
derlich im Sinne des § 1 Abs. 3 BauGB - 
um eine parkähnliche Grünfläche in ihrem 
aktuellen Zustand zu erhalten. 
Es ist festzustellen, dass der Pfarre 
Bevenrode als Folge der Planung, das 
Eigentum an dem Grundstück lediglich 
noch als formale Hülle verbleibt, aus der 
sich keinerlei wirtschaftlich sinnvolle Nut-
zungsmöglichkeit ergibt, vielmehr sind 
noch Unterhaltungslasten zur Beförde-
rung öffentlicher Interessen und Ver-
kehrssicherungspflichten abzuleiten. 
Hiermit werden die Eigentümerbelange 
nicht zu rechtfertigender Weise gemin-
dert.  


dehaus kann unterstellt werden, dass mit 
Einhalten der erforderlichen Richtwerte 
an den Wohngebäuden auch am Ge-
meindehaus keine unzumutbaren Beläs-
tigungen auftreten. 
 
Zum Zeitpunkt des Aufstellungsbeschlus-
ses umfasste der Geltungsbereich das 
gesamte Kirchengrundstück mit einer 
angedachten Wegeverbindung in den 
Ortskern. Aufgrund der Ablehnung der 
Kirche wurde eine Realisierung dieser 
Wegeverbindung nicht weiter verfolgt und 
entsprechend ein Großteil des Kirchen-
grundstücks aus dem Geltungsbereich 
herausgenommen. Wie unter 5.7.1 der 
Begründung zum Bebauungsplan darge-
legt, soll im Westen des Geltungsbe-
reichs am heutigen Siedlungsrand die 
bisherige Nutzung als Grünland, Garten-
land oder Weidefläche sowie eines Reit-
platzes weiterhin möglich sein, eine Be-
bauung jedoch ausgeschlossen werden. 
Mit der Festsetzung als private Grünflä-
che werden die aktuelle Nutzung und das 
Erscheinungsbild um den alten Dorfkern 
herum gesichert und die Sichtachse von 
der Hondelager Straße von Bebauung 
freigehalten. Der in Rede stehende 
Grundstücksteil ist auch heute baulich 
nicht nutzbar, da er derzeit dem pla-
nungsrechtlichen Außenbereich nach 
§ 35 BauGB zuzuordnen ist. Aufgrund 
der hohen Bedeutung, die der Wahr-
nehmbarkeit des alten Ortskerns aus öst-
licher Richtung beigemessen wird, sollen 
auch zukünftig keine baulichen Anlagen 
entstehen. Die getroffene Festsetzung ist 
in diesem Sinne geeignet, das städtebau-
liche Ziel umzusetzen und insofern auch 
erforderlich. 
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Eine Notwendigkeit für die Einbeziehung 
der Grundstücksfläche der Pfarre 
Bevenrode wird nicht gesehen. Es ent-
steht vielmehr der Eindruck, dass hier 
„Ausgleichs- und Ersatzflächen“ gespart 
werden sollen. Die Überplanung der Flä-
che löst auch insoweit Betroffenheit aus, 
da die Pfarre Bevenrode die übrigen Flä-
chen auf denen das Neubaugebiet „Am 
Pfarrgarten“ entstehen soll, an die Stadt 
Braunschweig bzw. die Grundstücksge-
sellschaft Braunschweig veräußert hat, 
damit diese dieses Baugebiet ausweisen 
und vermarkten kann. Die Stadt Braun-
schweig scheint derzeit vorzugsweise 
Neubaugebiete dort auszuweisen, die in 
ihrem Eigentum oder dem der Grund-
stücksgesellschaft stehen. Hinsichtlich 
der Notwendigkeit der Ausweisung von 
Flächen in Bevenrode wäre ansonsten 
festzustellen, dass an anderen Stellen im 
Stadtgebiet durchaus geeignete Flächen 
zur Verfügung stehen würden, wie z.B. in 
Stöckheim. 
 
Schreiben vom 7. Februar 2013: 
 
… 1. Das Plangebiet soll das Grundstück 
der Flur 1, Flurstück 22/2 mit umfassen. 
Dieser Absicht wird ebenso widerspro-
chen, wie der Intention, auf dem Grund-
stück Grünbereiche auszuweisen, die 
dem entstehenden Baugebiet planerisch 
zugeordnet werden. Für eine Einbezie-
hung des Grundstückes in die Änderung 
des Flächennutzungsplanes besteht kei-
ne sachliche Notwendigkeit. Die mit der 
anstehenden Planung verbundene recht-
liche "Verschlechterung", die die Flächen 
des o.g. Grundstückes als Grünflächen 
ausweist, stellen einen enteignungsglei-
chen Eingriff dar, dem hiermit widerspro-
chen wird.  
 
 
 
 
 
 
2. Nach der derzeitigen Planungsabsicht 
soll über das Grundstück der Pfarre 
Bevenrode Flurstück 22/2 das entstehen-


 
Die Festsetzungen der privaten Grünflä-
che sichert planungsrechtlich lediglich die 
derzeitige Nutzung und schließt zur Frei-
haltung der Sichtbeziehungen eine Be-
bauung aus.  
Dadurch fließt die betreffende Fläche 
weder positiv noch negativ in die natur-
schutzrechtliche Eingriffsbilanzierung ein, 
sodass der Vorwurf, die Stadt wolle durch 
die Einbeziehung der im Eigentum der 
Pfarre befindlichen Grundstücksfläche 
Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen spa-
ren, nicht zutrifft.  
Die aktuelle Planung dient – unabhängig 
von den Eigentumsverhältnissen - der 
Deckung des weiterhin hohen Bedarfs an 
Wohngrundstücken, dabei einer städte-
baulich sinnvollen Arrondierung der Orts-
lage und einer harmonischen Gestaltung 
des Siedlungsrands Bevenrodes.  
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1.: Der Bebauungsplan setzt Teile des 
Flurstücks 22/2 als private Grünfläche 
fest. Durch V 2.3 der textlichen Festset-
zungen werden die derzeitigen Nutzun-
gen in keinster Weise eingeschränkt. 
Dementsprechend kann der Argumenta-
tion, dass die Bebauungsplanfestsetzun-
gen einem enteignungsgleichen Eingriff 
gleichkommen, nicht gefolgt werden.  
Aus Sicht der zuständigen Fachbehörden 
des Denkmalschutzes, des Umwelt- und 
Naturschutzes, wie auch der Grünflä-
chenplanung sind die Sichtbeziehungen 
zwischen der Hondelager Straße und der 
teilweise denkmalgeschützten ursprüngli-
chen Dorfsilhouette zu erhalten. Neben 
der grünplanerischen Entwicklung der 
Beberbach-Aue südlich des geplanten 
Baugebiets dient die Festsetzung der 
privaten Grünfläche eben dieser Zielset-
zung.  
 
Zu 2.: Planungsabsicht war eine kurze 
Anbindung des Baugebiets an den Orts-
kern sowie eine fußläufige Wegevernet-
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de Baugebiet wegemäßig erschlossen 
werden. Dieser auch im Entwurf des Be-
bauungsplanes BV 17 enthaltenden Pla-
nungsabsicht haben wir bereits mit 
Schreiben vom 11 .10.2012 widerspro-
chen. Die entsprechende Absicht stößt 
auf erhebliche Bedenken auch der örtli-
chen Kirchengemeinde sowohl hinsicht-
lich des damit verbundenen Eingriffs in 
die Infrastruktur des Ortes, als auch we-
gen des Eingriffs in das Eigentum der 
kirchlichen Rechtsträger. Die örtliche Kir-
chengemeinde und wir als Vertreter der 
Pfarre Bevenrode sind in keinster Weise 
damit einverstanden, dass diese Grund-
stücksfläche entsprechend in die Planung 
mit einbezogen wird. Die hier angespro-
chenen Bedenken sind bereits in einem 
Ortstermin am 19.11.2012 mit Herrn 
Streich vom Fachbereich Stadtplanung 
und Vertretern der Kirchengemeinde er-
örtert worden. Bereits in diesem Termin 
haben wir uns vorbehalten, gegen Konk-
retisierungen entsprechender Planungen, 
geeignete rechtliche Schritte einzuleiten. 
 
3. Soweit unter Ziffer 4.5.1 auf die Ab-
sicht im parallelen Bebauungsplanverfah-
ren Grünflächen mit entsprechenden 
Wegeverbindungen festzusetzen einge-
gangen wird, wird dieser Absicht unter 
Hinweis auf die vorstehenden Ausführun-
gen widersprochen.  
 
4. Soweit hinsichtlich der Kompensation 
mögliche Eingriffe in Natur und Land-
schaft das sogenannte Osnabrücker Mo-
dell angewandt werden soll, ist anzumer-
ken, dass dieses Modell sehr schema-
tisch ist und die vorliegenden Planungen 
nicht erkennen lassen, ob die mit den 
Planungen verbundenen Eingriffe hinrei-
chend beschrieben sind. Gleichzeitig ist 
zu fragen, ob das Osnabrücker Modell in 
hinreichender Weise die ökologischen 
und sonstigen Kompensationen berück-
sichtigt, die auch im geplanten Gebiet 
nach Aufgabe der Landwirtschaft entste-
hen. 
 
Die derzeit vorliegenden Planungen sind 
nicht hinreichend nachvollziehbar und 
lassen nicht erkennen, welche Faktoren 


zung innerhalb der Ortslage Bevenrodes. 
Dabei wurde auch die Möglichkeit einer 
Anbindung über das Kirchengrundstück 
geprüft und eine mögliche Realisierung 
mit Vertretern der Landeskirche und der 
örtlichen Kirchengemeinde bei dem Orts-
termin am 19.11.2012 geprüft. Nach 
deutlicher Ablehnung der Landeskirche 
wurde diese Möglichkeit nicht weiterver-
folgt.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 3.: Siehe Ausführungen zu 1. und 2.: 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 4.: Die Bestimmung der Eingriffsinten-
sität erfolgt in der Regel auf der Grundla-
ge eines Bewertungsverfahrens, welches 
die vor der Baumaßnahme auf dem 
Grundstück bestehenden Flächennut-
zungen den nach Beendigung des Ein-
griffs und Durchführung der Ausgleichs-
maßnahmen vorhandenen Nutzungen 
gegenüberstellt. Im Wege einer Bilanz 
wird dann - z.B. in Form von Punkten - 
der ökologische Wert der noch zu leis-
tenden Ausgleichs- oder Ersatzmaßnah-
men bestimmt. Das Osnabrücker Modell 
enthält mehrere Biotoptypenlisten, in de-
nen unterschiedlichen Biotopen Wertfak-
toren zugeordnet werden (u.a. auch für 
Ackerflächen). Das Osnabrücker Modell 
wird von den meisten Gemeinden in Nie-
dersachsen (und auch anderen Bundes-
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und Rahmenbedingungen hier einbezo-
gen worden sind. … 
 
 
 
 
 
 
 
 


ländern) zur Eingriffsbilanzierung ange-
wandt und kann als allgemein anerkannt 
gelten. Die Eingriffsbilanzierung ist Be-
standteil des Bebauungsplanverfahrens 
und wird dort von der zuständigen Fach-
behörde durchgeführt. In der Begründung 
mit Umweltbericht sind die planerischen 
Vorgaben (Fachgesetze, Fachplanungen 
und Gutachten) wie auch die Beschrei-
bung der Methodik der Umweltprüfung 
unter Kapitel 4.3 und 4.4 aufgeführt. 
 


 Vorschlag der Verwaltung: 
Die Planunterlagen werden nicht geän-
dert.  
 


Stellungnahme Nr. 5 
Schreiben des Ortsheimatpflegers, 
Herrn Waßmuß, Bechtsbüttler Straße 
5, 38100 Braunschweig  
vom 13. Juni 2013 
 


Stellungnahme der Verwaltung 


… gegen den Bebauungsplan 
Bevenrode- Am Pfarrgarten BV 17 habe 
ich als zuständiger Heimatpfleger grund-
sätzlich keine Bedenken.  
 
Folgende Gedanken möchte ich jedoch 
zu bedenken geben und in die Planung 
ggf. Einfließen lassen: 
 
1.) Über das Baugebiet führt im Moment 
eine alte auf Holzmasten aufgeständerte 
Stromoberleitung. Diese ist in der Pla-
nung nicht berücksichtigt. 
 
 
 
2.) Der Beberbach ist ab Bevenrode auf-
wärts ein Gewässer III. Ordnung, nicht 
wie in der Planung bezeichnet, Gewässer 
II. Ordnung 
 
3.) Der geplante Fußweg um das Re-
genwasserrückhaltebecken (RRB) endet 
am Beberbach als Sackgasse (links un-
ten im Planbereich). Eine solche Wegfüh-
rung ist nicht sinnvoll. Kinder würden aus 
Stöcken und Brettern schnell einen be-
helfsmäßigen, gefahrvollen Übergang an 
dieser Stelle über den Beberbach bauen. 
Entweder muss dieses Problem mit ei-
nem richtigen Übergang oder einer ande-


 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Braunschweiger Netz GmbH wird 
frühzeitig in die Bauablaufplanung und 
Leitungsplanung eingebunden. Der 
Rückbau der Niederspannungsfreileitung 
soll nach Umstellung des Hausanschlus-
ses Grasseler Str. 82 erfolgen.  
 
Die Angabe der Gewässerordnung in der 
Begründung wurde korrigiert.  
 
 
 
Angedacht ist hier die Ausbildung einer 
Furt mit Trittsteinen, die – wie an anderen 
Standorten im Stadtgebiet auch – als An-
gebot einer zusätzlichen, nicht 
barrierefreien Querung dienen kann. Be-
fürchtungen, dass dies eine besondere 
Gefahr darstellt, werden nicht gesehen. 
Die konkrete Ausgestaltung ist Gegen-
stand des Planfeststellungsverfahrens 
zur Umgestaltung des Beberbachs.  
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ren Wegführung gelöst werden. 
 
4.) Für die Busendhaltestelle der Linie 
413 ist kein Toilettenhäuschen für den 
Fahrer/Fahrerin vorgesehen. Im Moment 
befindet sich dieses auf dem Dorfplatz in 
Bevenrode. Das sollte jedoch unbedingt 
aufgegeben werden, ist unter den neuen 
Bedingungen auch nicht mehr praktika-
bel.  
 
5.) Der für Rettungsfahrzeuge und Fuß-
gänger vorgesehene Durchbruch durch 
die Gabionenwand an der Grasseler Str. 
ist zu schmal eingezeichnet. Da passt 
kein Fahrzeug durch! Bitte nachbessern. 
… 


 
 
Die Errichtung einer WC-Anlage wird in 
Abstimmung mit der Braunschweiger 
Verkehrs AG geplant und ist nicht Ge-
genstand planungsrechtlicher Festset-
zungen.  
 
 
 
 
Die erforderliche Öffnungsbreite der 
Lärmschutzwand für die 2. Rettungszu-
fahrt wurde angepasst.  
 


 Vorschlag der Verwaltung: 
Die Stellungnahme wurde teilweise be-
rücksichtigt.   
 


Stellungnahme Nr. 6 
Schreiben von der Braunschweiger 
Verkehrs AG  
vom 17. Juni 2013 
 


Stellungnahme der Verwaltung 


Die Erschließung des geplanten Bauge-
biets mit dem ÖPNV ist durch die künftige 
Verlängerung der Buslinien 413 und 424 
und die neue Haltestelle in Höhe des 
Baugebietes gewährleistet. 
Die Warteflächen für den Linienbetrieb 
und die Aufstellflächen für den Pausen-
aufenthalt des Busses an der neuen 
Endstelle sowie die Ausbildung des 
Kreisverkehrs müssen die Abmessungen 
und Schleppkurven von Gelenkbussen 
berücksichtigen. An der neuen Außenhal-
testelle für die endende Linie 413 ist ein 
WC für das Fahrpersonal vorzusehen. 
 


Die erforderlichen Radien und Schlepp-
kurven werden bei der Straßenentwurfs-
planung berücksichtigt.  
Die Errichtung einer WC-Anlage wird in 
Abstimmung mit der Braunschweiger 
Verkehrs AG geplant.  
 


 Vorschlag der Verwaltung: 
Die Planunterlagen werden nicht geän-
dert.  
 


Stellungnahme Nr. 7 
Schreiben der Niedersächsischen 
Landesbehörde für Straßenbau und 
Verkehr  
vom 20.09.2013 
 
Schreiben der Niedersächsischen 
Landesbehörde für Straßenbau und 


Stellungnahme der Verwaltung 
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Verkehr  
vom 17. Juni 2013 
 
Schreiben vom 20. September 2013:  
 
… Folgende Anmerkung möchte ich hin-
zufügen:  
 
Nach den allgemeinen Grundsätzen der 
Richtlinien für passiven Schutz an Straße 
durch Fahrzeug-Rückhaltesysteme 
(RPS 2009) ist zu prüfen, ob der Schutz 
besser durch Vermeidung, Beseitigung 
oder bauliche Umgestaltung  einer Ge-
fahrenstelle erreicht werden kann. Da 
erfahrungsgemäß in Ortseingangsberei-
chen an der freien Strecke oft noch zu 
schnell gefahren wird, stellen geplante 
Bäume für den Verkehrsteilnehmer ein 
erhöhtes Risiko dar. Aus diesem Grund 
werden Baumpflanzungen an der freien 
Strecke nur zugestimmt, wenn Bäume in 
einem entsprechenden Abstand zur 
Fahrbahn  gemäß RPS 2009, Abschnitt 
3.3 gepflanzt werden.  
 
Der geplanten Querungshilfe westlich des 
geplanten Kreisverkehrs kann nur zuge-
stimmt werden, wenn die Planungen so-
weit umgesetzt sind und die Ortsdurch-
fahrtsgrenze versetzt werden kann. … 
 
Schreiben vom 17. Juni 2013:  
 
… Zukünftig soll das geplante Baugebiet 
über einen Kreisverkehrsplatz erschlos-
sen werden. Unter der Voraussetzung, 
dass beidseits der Landesstraße Gehwe-
ge auf Hochbord und Zufahrten zu den 
Grundstücken hergestellt werden, und 
damit der Ortscharakter erkennbar wird, 
kann die Ortsdurchfahrtsgrenze bis hinter 
des Ausrundungsradius des Kreisver-
kehrsplatzes gesetzt werden.  
 
An der zukünftigen freien Strecke sind die 
Bauverbotszone und das Zu- und Ab-
fahrtsverbot zu berücksichtigen.  
 
Die ausgewiesene Lärmschutzanlage 
parallel südlich zum Landesstraßen-
grundstück ist mit einem Meter Abstand 
zum Landesstraßengrundstück zu errich-


 
 
 
 
 
An der ortseinwärts führenden, nördli-
chen Fahrbahnseite wurden die beiden 
Baumstandorte zurückgenommen. Süd-
lich der Landesstraße sind straßenbeglei-
tende Baupflanzungen zur besseren Ein-
bindung in das Landschaftsbild vorgese-
hen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die geplante Querungshilfe soll im Zu-
sammenhang mit dem Ausbau des Kreis-
verkehrs an der Grasseler Straße reali-
siert werden. Der Bau des Kreisverkehrs 
erfordert die Verlegung der OD-Grenze.  
 
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen. Änderungen für den Be-
bauungsplan ergeben sich daraus nicht. 
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ten. Dieses ist erforderlich, damit Unter-
haltungs- bzw. Pflegearbeiten nicht vom 
Landesstraßengrundstück aus erfolgen 
müssen.  
 
Über die geplanten Maßnahmen außer-
halb der zukünftigen OD ist frühzeitig vor 
Baubeginn eine Vereinbarung mit dem 
Land Niedersachsen abzuschließen. Auf 
das von mir bereits zugesendete Merk-
blatt weise ich hin.  
 
Die Kosten für die Herstellung des o.g. 
Kreisverkehrsplatzes, sowie eine zukünf-
tige weitere geplante Erschließung über 
eine vierte Kreiszu- und ausfahrt nördlich 
der Landesstraße trägt gem. § 34 Nr. 1 
des Niedersächsischen Straßengesetztes 
die Stadt Braunschweig.  
… 
 
 Vorschlag der Verwaltung: 


Die Planunterlagen werden nicht geän-
dert.  
 


Stellungnahme Nr. 8 
Schreiben der Stadtentwässerung 
Braunschweig GmbH, Postfach 45 10, 
38035 Braunschweig 
 


Stellungnahme der Verwaltung 


… Das Erschließungsgebiet nördlich ge-
legen vom Beberbach umfasst einen Gel-
tungsbereich von ca. 6,44 ha. In diesem 
plangebiet sollen ca. 38 Grundstücke für 
freistehende Einzel- und Doppelhäuser 
entwässerungstechnisch erschlossen 
werden. Das Gebiet Am Pfarrgarten hat 
eine leicht hangige Lage. Die Topogra-
phie des Geländes fällt von Nord nach 
Süd mit einer Höhendifferenz von rd. 
4,5 m.  
 
An der Südgrenze des Plangebietes be-
findet sich das Gewässer „Beberbach“ in 
den Felddränagen einmünden. Mit dem 
Eigentümer der angrenzenden östlichen 
landwirtschaftlichen Flächen ist zu klären, 
ob ein Dränageplan vorhanden ist. Das 
Dränagesystem ist an der Baugrenze 
abzufangen und sollte möglichst an die 
vorhandene Vorflut angeschlossen wer-
den.  
 


 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ein Hinweis auf das vorhandene Draina-
gesystem  (Nr.6) wurde aufgenommen.  
Ein entsprechender Drainageplan wurde 
der SE|BS bereits zur Verfügung gestellt. 
Erforderliche Rückbau- und Umlegungs-
arbeiten werden bei der Abwasserkon-
zeption berücksichtigt.  
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Schmutzwasser:  
Zur Erschließung der Wohnbebauung 
werden in den dargestellten Planstraßen 
Schmutzwasserleitungen in DN 200 her-
gestellt. Der Anschluss für die Schmutz-
wasserableitung befindet sich in der 
Hondelager Straße unmittelbar am Ein-
mündungsbereich zur Schulstraße in 
Bevenrode. Die anfallenden Schmutz-
wassermengen max. 4,70 l/s können vom 
bestehenden Schmutzwasserkanal auf-
genommen werden. Für die Schmutz-
wasserentsorgung ist im Plangebiet ein 
Leitungsnetz von rd. 613 m in DN 200 
erforderlich.  
Bevor die Anbindung der geplanten 
Schmutzwasserleitung an das öffentliche 
Kanalnetz erfolgt, kreuzt diese Leitung 
den neu trassierten Beberbach in einer 
Tiefe von maximal 1,95 m. Genauere An-
gaben zur Tiefenlage der neu geplanten 
Grabensohle vom Beberbach können erst 
nach dem 19.06.2013 in Abstimmung mit 
dem Planungsbüro Schmal+Ratzbor er-
mittelt und zur Verfügung gestellt werden.  
Den Beberbach mit einem Schutzdüker 
zu unterqueren, wird seitens der SE|BS 
abgelehnt, zumal an dieser Stelle ein ste-
tiger Unterhaltungsaufwand zu erwarten 
ist.  
 
Regenwasser:  
Die Regenwasserableitung im Plangebiet 
erfolgt ebenfalls von Norden nach Süden 
zum geplanten Regenrückhaltebecken, 
das an der südwestlichen Plangrenze 
vorgesehen ist. Das erforderliche Be-
ckenvolumen liegt bei rd. 850 m³.  
Die benötigte Fläche für das RRB kann 
erst mit der detaillierten Kanalplanung in 
Verbindung mit dem seit gestern vorge-
legten Bodengutachten erfolgen. Der 
Grundwasserstand liegt bereits bei 
1,25 m unter der Geländeoberkante. Dies 
bedeutet, dass die Speicherlamelle für 
die Regenwasserrückhaltung eine relativ 
hohe Flächenbeanspruchung erfordern 
wird. Den vorausgesetzten Flächenbedarf 
können Sie der Planskizze aus dem Nut-
zungsbeispiel entnehmen.  
Die Lage und Gestaltung der RRB-Fläche 
wird sich nach Osten zum dargestellten 
Fußgängerweg/Unterhaltungsweg für die 


 
Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Im Bebauungsplan wird keine genaue 
Abgrenzung der geplanten Regenrück-
halteanlage festgesetzt, sondern eine 
Maßnahmenfläche A2, innerhalb der das 
Regenrückhaltebecken anzuordnen ist. 
Das erforderliche Rückhaltevolumen 
kann in dieser Fläche untergebracht wer-
den. Die detaillierte Abstimmung von La-
ge, Form und Gestaltung der Regenrück-
halteanlage sowie die Gestaltung der 
Wege erfolgt im Rahmen der Ausfüh-
rungsplanung unter Beteiligung der 
SE|BS und FB 67. Änderungen für den 
Bebauungsplan ergeben sich daraus 
nicht.  
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SE|BS, siehe LP Nutzungsbeispiel, ver-
schieben. Dort wird der Zulauf vom ge-
planten Kanalnetz in das Becken ein-
münden. Das Auslaufbauwerk mit der 
Drosselleitung zum Beberbach ist im 
südwestlichen Bereich vorgesehen. Im 
westlichen Bereich der RRB-Böschung ist 
eine Rampe zur Unterhaltung vorzuse-
hen, die eine Breite von 3,5 m benötigt. 
Im Bereich um das Auslaufbauwerk und 
der Drosselstrecke sollten keine Baum- 
bzw. Strauchgruppen gepflanzt werden.  
Für den weiteren Verfahrensablauf Ge-
staltung am RRB ist der FB Stadtgrün 
frühzeitig mit einzubinden.  
Die im Nutzungsbeispiel um das RRB 
dargestellten Wege sind auch für Unter-
haltungsfahrzeuge der SE|BS erforder-
lich. Diese Wege benötigen eine Breite 
von 3,5 m und sie müssen für Fahrzeuge  
mit einem zulässigen Gewicht von 9 t bis 
12 t befahrbar sein. … 
 
 Vorschlag der Verwaltung: 


Die Stellungnahme wurde teilweise be-
rücksichtigt. 
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Bebauungsplan mit örtlicher Bauvorschrift 
Bevenrode – Am Pfarrgarten BV 17 
Textliche Festsetzungen und Hinweise 
 
 
 
A Städtebau 


gemäß § 1 a und § 9 BauGB 
 
 
I Art der baulichen Nutzung 
 
1. In den allgemeinen Wohngebieten sind Nut-


zungen gemäß § 4 Abs. 2 BauNVO wie folgt zu-
lässig:  


 
• Wohngebäude,  
• nicht störende Handwerksbetriebe.  


 
2. Ausnahmsweise können gemäß § 4 Abs. 3 
 BauNVO zugelassen werden: 


• Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, ge-
sundheitliche und sportliche Zwecke,  


• sonstige nicht störende Gewerbebetriebe. 
 


3. Nicht zulässig sind insbesondere: 
 


• die der Versorgung des Gebietes dienenden 
Läden, Schank- und Speisewirtschaften, 


• Betriebe des Beherbergungsgewerbes,  
• Anlagen für Verwaltungen,  
• Gartenbaubetriebe und Tankstellen. 


 
 
II Maß der baulichen Nutzung 
 
1. In den allgemeinen Wohngebieten sind 


Überschreitungen der zulässigen Grundflä-
chen gemäß § 19 Abs. 4 Satz 3 BauNVO 
durch die Grundfläche von  


 - Garagen und Stellplätzen mit ihren Zu-
fahrten, 


 - Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO, 
 - baulichen Anlagen unterhalb der Gelän-


deoberfläche, durch die das Baugrund-
stück lediglich unterbaut wird,  


 bis maximal 25% zulässig.  
 
III Höhe baulicher Anlagen  
 
1. Trauf- und Firsthöhen  


In den allgemeinen Wohngebieten dürfen Ge-
bäude eine Traufhöhe von 4,0 m sowie eine 
Firsthöhe von 9,5 m über dem Bezugspunkt 
nicht überschreiten. 


 
First im Sinne dieser Festsetzungen ist die obe-
re Begrenzungskante der Dachflächen. Traufe 


im Sinne dieser Festsetzungen ist die Schnittli-
nie der Außenflächen von Außenwand und 
Dachhaut. 
 


2. Bezugspunkte der Höhenangaben 


Bezugspunkt für die Höhenangaben ist die 
Höhenlage der nächstgelegenen öffentlichen 
Verkehrsfläche an dem Punkt der Straßenbe-
grenzungslinie, der der Mitte der straßenzuge-
wandten Gebäudeseite am nächsten liegt. 
 
Steigt oder fällt das Gelände vom Bezugspunkt 
zur Mitte der straßenseitigen Gebäudeseite, so 
ist die Normalhöhe um das Maß der natürlichen 
Steigung oder des Gefälles zu verändern. 


 
 
IV Überbaubare Grundstücksflächen 
 
1. Überschreitung von Baugrenzen 


In den allgemeinen Wohngebieten dürfen die 
Baugrenzen durch Eingangsüberdachungen, 
Hauseingangstreppen, Kelleraußentreppen, 
Kellerlichtschächte und Balkone bis zu einer 
Tiefe von 1,5 m auf max. 50% der jeweiligen 
Fassadenbreite überschritten werden. 


2. Nebenanlagen   


Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO 
müssen zu öffentlichen Flächen einen Abstand 
von mindestens 3,0 m einhalten. Ausgenom-
men von dieser Abstandsregelung sind Einfrie-
dungen, Müllboxen, Fahrradständer und Brief-
kastenanlagen.  


Auf den für oberirdische Garagen, offene Gara-
gen (Carports) und Stellplätze festgesetzten 
Flächen sind in Garagen oder Carports inte-
grierte Geräteräume ohne die o. g. Abstands-
regelung zulässig. Eine Begrünung hat gemäß 
3.1 zu erfolgen. 


3. Stellplätze und Garagen, Zufahrten  


3.1  In den allgemeinen Wohngebieten sind oberir-
dische Garagen, offene Garagen (Carports) 
und Stellplätze nur innerhalb der überbaubaren 
Grundstücksflächen und auf den dafür festge-
setzten Flächen zulässig. Soweit der Abstand 
zu öffentlichen Flächen weniger als 3,0 m be-
trägt, sind die den öffentlichen Flächen zuge-
wandten Seiten von Garagen, Carports und 
baulich integrierten Geräteräumen vollflächig zu 
begrünen. 
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3.2  Je Grundstück ist nur eine Ein- und Ausfahrt in 
einer Breite von maximal 4,0 m zulässig.  


3.3 Garagen und offene Garagen (Carports) müs-
sen an ihrer Zufahrtsseite einen Abstand von 
mind. 5,0 m zur öffentlichen Verkehrsfläche 
einhalten. 
 
 


V Grünordnung  
 
1. Begrünung öffentlicher Flächen 


 
1.1  Die öffentliche Grünfläche Nr. 1 mit der Zweck-


bestimmung „Parkanlage“ ist im nördlichen Be-
reich angrenzend an die Grasseler Straße mit 
mindestens vier standortheimischen 
großkronigen Laubbäumen (wie z. B. Stielei-
chen) zu bepflanzen. Entlang des östlichen 
Siedlungsrandes ist eine Feldgehölzhecke mit 
einem 3 m breiten, nach Osten vorgelagerten, 
Wiesensaum herzustellen.  
 


1.2  Die öffentlichen Grünflächen Nr. 2, 3 und 4 mit 
der Zweckbestimmung „Parkanlage“ sind mit 
Rasen- und Wiesenflächen sowie mit Einzel-
bäumen und unterschiedlich dichten Gehölz-
Pflanzungen herzustellen.  
 
Innerhalb der öffentlichen Grünfläche Nr. 3 sind 
Spielflächen für Kinder mit einer Gesamtgröße 
von etwa 350 m² zu integrieren, innerhalb der 
öffentlichen Grünfläche Nr. 4 Spielflächen für 
Jugendliche mit einer Gesamtgröße von etwa 
1.500 m². Die Spielflächen für Jugendliche sind 
so anzulegen, dass eine Lärmbeeinträchtigung 
der benachbarten Wohngebiete ausgeschlos-
sen wird; der Nachweis hierüber ist im Bauge-
nehmigungsverfahren zu erbringen. Darüber 
hinaus ist in der öffentlichen Grünfläche Nr. 4 
eine Ballspielwiese zulässig.  
 
Neben intensiv nutzbaren Bereichen sind die 
Randzonen der öffentlichen Grünflächen Nr. 2, 
3 und 4 zur freien Landschaft und angrenzend 
an die Maßnahmenfläche A mit einem Flä-
chenanteil von maximal 20% als extensiv zu 
pflegende Wiesenflächen mit vereinzelten 
Baum- und Gehölzpflanzungen zu gestalten 
und zu unterhalten. 
 


1.3  Innerhalb der öffentlichen Grünfläche entlang 
der Grasseler Straße mit der Zweckbestim-
mung „Verkehrsgrün" sind südlich der Fahr-
bahn mindestens sechs großkronige Laubbäu-
me zu pflanzen.  
 


1.4  Innerhalb der Planstraßen sind im Bereich der 
öffentlichen Parkplatzanlagen und im Bereich 
der Verkehrsflächen besonderer Zweckbe-
stimmung an den im Plan festgesetzten Stan-
dorten klein- bis mittelkronige Laubbäume (wie 
z. B. Feldahorn, Mehlbeere, Zierapfel) zu pflan-
zen. Geringfügige Abweichungen von den fest-
gelegten Standorten sind im Einzelfall möglich.  


 
1.5  Der Wertstoffcontainerstandort in der 


Hondelager Straße ist dreiseitig mit einem min-
destens 1,6 m hohen Stabgitterzaun einzufas-
sen. Der Stabgitterzaun ist vollständig mit einer 
dichten Hecke aus standortgerechten Feldge-
hölzarten einzugrünen. Auf der Fläche sind 


mindestens 2 großkronige standortheimische 
Laubbäume (z. B. gemeine Esche) zu pflanzen. 


 


2. Begrünung privater Flächen 


2.1  Auf den privaten Baugrundstücken ist jeweils 
mindestens ein kleinkroniger heimischer Laub-
baum oder Obstbaum (Hochstamm) zu pflan-
zen. 
 


2.2 Entlang der festgesetzten Lärmschutzanlage ist 
auf den privaten Baugrundstücken jeweils ein 
1,0 m breiter Streifen von Anpflanzungen und 
baulichen Anlagen freizuhalten.  
 


2.3  Innerhalb der festgesetzten privaten Grünfläche 
sind bauliche Anlagen unzulässig. Zulässig 
sind landwirtschaftliche Nutzung sowie Weide-
nutzung und Reitplätze.  
 


3. Ausführung der Begrünung auf öffentlichen und 
privaten Flächen 


 
3.1  Für die anzupflanzenden Bäume auf öffentli-


chen Verkehrsflächen ist je Baum eine offene 
Vegetationsfläche von in der Regel mind. 2,0 m 
Breite und mind. 9 m² Fläche vorzusehen. Die 
Flächen sind nachhaltig gegen Überfahren zu 
schützen. 
 


3.2  Die anzupflanzenden Bäume sind als Hoch-
stämme mit folgenden Mindeststammumfängen 
(StU), gemessen in 1,0 m Höhe, zu pflanzen: 
 
- auf öffentlichen Straßenverkehrsflächen: 


Laubbäume mit einem StU 18-20 cm, 
- auf öffentlichen Grünflächen: Laubbäume mit 


einem StU 18-20 cm, Obstbäume 10-12 cm, 
- auf Privatgrundstücken: Laubbäume mit ei-


nem StU 16-18 cm, Obstbäume 10-12 cm. 
 
Es sind überwiegend heimische Gehölze zu 
verwenden.  
 


3.3  Die Anpflanzungen sind fachgerecht auszufüh-
ren, dauerhaft zu erhalten und bei Abgang zu 
ersetzen. Die Flächen sind dauerhaft im Sinne 
der Festsetzung zu erhalten und zu entwickeln. 
 


3.4  Die Maßnahmen in den öffentlichen Grünflä-
chen mit der Zweckbestimmung „Parkanlage“ 
sind spätestens zwei Jahre nach Beginn der 
Erschließungsarbeiten herzustellen und binnen 
zwei Jahren abzuschließen. Die Maßnahmen 
auf den öffentlichen Verkehrsflächen sind spä-
testens in der nächstfolgenden Pflanzperiode 
nach Abnahme der Verkehrsflächen entspre-
chend den Festsetzungen herzustellen. Die 
festgesetzten Maßnahmen auf Privatgrundstü-
cken sind spätestens ein Jahr nach Bezugsfer-
tigkeit der Hauptgebäude durchzuführen.  


 
3.5  Für alle auf öffentlichen Flächen festgesetzten 


Maßnahmen ist im Anschluss an die Fertigstel-
lungspflege eine zweijährige Entwicklungspfle-
ge durchzuführen. 
 


3.6  Zur Reduzierung der Ansichtsfläche der Lärm-
schutzanlage ist im Bereich der öffentlichen 
Grünfläche Nr. 1 und der Flächen für Verkehrs-
grün auf einem maximal 3,0 m breiten Streifen 
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entlang der Flächen für den Immissionsschutz 
eine bis zu 1,0 m über die natürliche Gelände-
oberfläche reichende Aufschüttung bzw. Auf-
wallung herzustellen. Diese ist unter Freihal-
tung eines 1,0 m breiten Unterhaltungsstreifens 
entlang der Lärmschutzanlage naturnah zu be-
grünen.  
 
 


VI Regenrückhaltebecken  
 
Innerhalb des mit A 2 gekennzeichneten Teils 
der Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur 
Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur 
und Landschaft A ist ein Regenrückhalteteich 
mit einem Volumen von mindestens 1000 m³ 
zur Rückhaltung und Versickerung des im Bau-
gebiet anfallenden Regenwassers anzulegen. 
Technisch bedingte Einbauten (Einlass- und 
Ablaufbauwerke) sind zulässig. Das Regen-
rückhaltebecken ist mit einer Dauerstaufläche 
und mit flachen Böschungsneigungen (maximal 
1:5) in die Maßnahmenfläche zu integrieren 
und naturnah zu gestalten.  
 
 
 


VII Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur 
Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft 
 


1.  Innerhalb der mit A bezeichneten Fläche zum 
Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von 
Boden, Natur und Landschaft sind offene Bio-
topstrukturen aus halbruderalen Gras- und 
Staudenfluren feuchter Standorte / Seggenried- 
und Röhrichtbeständen herzustellen, dabei sind 
Initialpflanzungen vorzusehen. Der Gehölz-
flächenanteil beträgt maximal 10%. Die Fläche 
ist extensiv zu pflegen und im Sinne der Fest-
setzung zu einer artenreichen Biotopfläche zu 
entwickeln.  
 
Innerhalb des mit A 2 gekennzeichneten Teils 
der Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur 
Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur 
und Landschaft A ist die Herstellung eines max. 
3,5 m breiten Unterhaltungsweges für den Re-
genrückhalteteich zulässig. Eine zusätzliche 
Rampe für Unterhaltungsarbeiten am Ablauf-
bauwerk des Regenrückhalteteiches ist als 
Schotterrasenfläche mit einer maximalen Breite 
von 3,5 m zulässig.  
 


2.  Im Bereich des mit A 1 gekennzeichneten Teils 
der Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur 
Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur 
und Landschaft A ist der Beberbach als natur-
nahes Gewässer in einem neuen Profil herzu-
stellen. Mit unterschiedlichen Böschungsnei-
gungen, Bermenbreiten und geschwungenem 
Mittelwasserprofil sind Möglichkeiten für die ei-
gene Gewässerdynamik zu schaffen. Das Ge-
lände seitlich des neuen Beberbachs ist partiell 
abzusenken, es sind flache Mulden auszubil-
den, die bei Hochwasserereignissen periodisch 
überstaut werden können. Unter Beachtung der 
festgelegten offenen Biotopstruktur der umge-
benden Maßnahmenfläche A ist das Gewässer 
inkl. der Mulden nur vereinzelt mit Erlen, Kopf-
weiden sowie Weidengebüsch zu bepflanzen. 
Die Gewässerfläche ist extensiv zu pflegen und 
im Sinn der Festsetzung zu einer artenreichen 
Biotopfläche zu entwickeln. Im Bereich der als 


öffentliche Verkehrsfläche besonderer Zweck-
bestimmung festgesetzten Wegeanbindung an 
die Hondelager Straße ist zur Querung des 
Beberbachs ein Brückenbauwerk zu errichten.  
 


3.  Die Maßnahmen auf den Flächen zum Schutz, 
zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Na-
tur und Landschaft sind zeitgleich mit der Her-
stellung der öffentlichen Grünflächen, spätes-
tens zwei Jahre nach Beginn der Erschlie-
ßungsarbeiten, durchzuführen und innerhalb 
von zwei Jahren abzuschließen. 
 


4.  Die anzupflanzenden Bäume sind als Hoch-
stämme mit folgenden Mindeststammumfängen 
(StU), gemessen in 1,0 m Höhe, zu pflanzen: 
Laubbäume mit einem StU 16-18 cm, Obst-
bäume 10-12 cm. 
 
Sträucher sind mindestens in der Qualität ver-
pflanzt, vier Triebe, 60 - 100 cm zu pflanzen.  
Artbedingte Abweichungen sind möglich. 
 


5.  Die im Bereich des Beberbachufers vorhande-
ne, zum Erhalt festgesetzte Weide ist dauerhaft 
fachgerecht zu pflegen, zu unterhalten und bei 
Abgang zu ersetzen. Bei Abgang sind zwei 
Weiden (Salix alba) als Ersatz zu pflanzen, wo-
bei ein Baum an annähernd gleicher Stelle und 
einer im Umfeld des zu ersetzenden Baumes 
zu pflanzen ist.  
 


6.  Die festgesetzten Pflanzungen und sonstigen 
Maßnahmen sind fachgerecht mit einer zwei-
jährigen Entwicklungspflege im Anschluss an 
die Fertigstellungspflege herzustellen und dau-
erhaft im Sinn der Festsetzung zu erhalten. 


 
 


VIII Zuordnung der Ausgleichsflächen und Maß-
nahmen  


 
1.  Die festgesetzten Flächen und Maßnahmen 


zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung 
von Boden, Natur und Landschaft sowie die 
festgesetzten öffentlichen Grünflächen Nr. 1 
und 2 dienen im Sinne des § 1a BauGB dem 
Ausgleich von Eingriffen in Boden, Natur und 
Landschaft, die aufgrund dieses Bebauungs-
planes ermöglicht werden. 


 
2.  Die Flächen und Maßnahmen werden im Sinne 


von § 9 Abs. 1a und § 135a BauGB wie folgt 
zugeordnet:  
 
Allgemeines Wohngebiet:  36,65 % 
Grasseler Straße: 15,4 % 
Hondelager Straße:   13,66 % 
Sonstige  
öffentliche Verkehrsflächen: 30,77% 
Verkehrsfl. bes. Zweckbest.  
(Bestandteil Fuß-Radweg-Funktion)    3,52 % 
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IX Festsetzungen zum Schutz vor schädlichen 


Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes 


 
1. Lärmschutzanlage – aktiver Lärmschutz  
 


Innerhalb der Flächen für Vorkehrungen zum 
Schutz gegen schädliche Umwelteinwirkungen 
im Sinne des Bundes-Immissionsschutzgeset-
zes ist eine Lärmschutzanlage bestehend aus 
einer Gabionenwand in einer Gesamthöhe von 
3,0 m über der jeweiligen natürlichen Gelände-
höhe zu errichten.  
 


2. Bauliche Lärmschutzmaßnahmen – passiver 
Lärmschutz 


 
2.1 In den allgemeinen Wohngebieten sind passive 


Schallschutzmaßnahmen für Aufenthaltsräume 
nach den Bestimmungen für die im Bebauungs-
plan festgesetzten Lärmpegelbereiche gemäß 
DIN 4109 „Schallschutz im Hochbau" und ge-
mäß VDI 2719 „Schalldämmung von Fenstern 
und deren Zusatzeinrichtungen“ durchzuführen. 


 
2.2.  Ab Lärmpegelbereich III sind oberhalb des 


Erdgeschosses schutzwürdige Außenwohnbe-
reiche, wie z. B. Loggien und Balkone, nur auf 
der der Grasseler Straße abgewandten Gebäu-
deseite im direkten Schallschatten des Hauses 
zulässig.  


2.3. Von den Festsetzungen 2.1 und 2.2 kann ganz 
oder teilweise abgewichen werden, wenn nach-
gewiesen wird, dass der erforderliche Schall-
schutz auf andere Weise gewährleistet ist.  


 
 
X Sonstige Festsetzungen 


 
Über die Verkehrsflächen mit der besonderen 
Zweckbestimmung „Geh- und Radweg“ ist die 
Erschließung der angrenzenden Grundstücke 
zulässig, sofern kein unmittelbarer Anschluss 
an eine öffentliche Straßenverkehrsfläche be-
steht.  


 
 
B Örtliche Bauvorschrift 
 
gemäß §§ 80 und 84 NBauO 
in Verbindung mit § 9 Abs. 4 BauGB 
 
 
I Geltungsbereich 


 
Die örtlichen Bauvorschriften gelten für den ge-
samten Geltungsbereich des Bebauungsplanes 
„Bevenrode – Am Pfarrgarten“, BV 17.  


 
 
 


II Dächer  
 


1. Dachformen  
 
In den allgemeinen Wohngebieten sind für alle 
Hauptgebäude nur Satteldächer und gegenein-
ander versetzte Pultdächer mit einer Dachnei-
gung von 35 - 45° zulässig.  


 


 
Satteldach im Sinne dieser Festsetzung ist ein 
Dach, das von zwei Dachflächen mit gleicher 
Neigung, gemeinsamem horizontalem First und 
rechtwinklig zum First stehenden Giebelflächen 
ohne Abwalmungen gebildet wird. 
 
Ein gegeneinander versetztes Pultdach im Sin-
ne dieser Festsetzungen ist ein Dach, das von 
zwei gegeneinander versetzen Dachflächen mit 
gleicher Neigung, zwei horizontalen höhenver-
setzten Firsten und rechtwinklig zu den Firsten 
stehenden Giebelflächen ohne Abwalmungen 
gebildet wird. 
 
Gauben und Zwerchgiebel dürfen eine maxima-
le Dachneigung von 60° nicht überschreiten. 
Sie sind auf maximal die Hälfte der Länge der 
betroffenen Dachfläche, gemessen auf halber 
Höhe zwischen Trauf- und Firstlinie, zu be-
schränken. 


In den allgemeinen Wohngebieten sind für 
überdachte Nebenanlagen, Garagen, offene 
Garagen (Carports), Wintergärten, Eingangs-
überdachungen, Terrassenüberdachungen, 
Überdachungen von Kelleraußentreppen nur 
Flachdächer mit einer Neigung bis max. 6° zu-
lässig. 
 
Material und Farbe von Dacheindeckungen  
 
In den allgemeinen Wohngebieten sind für die 
geneigten Flächen der Dächer nur die Farbtöne 
rot bis braun und anthrazit zulässig. Darüber 
hinaus sind zulässig:  


• Dacheindeckungen aus Schiefer/ Zinkblech, 
• Glasdächer und -elemente, 
• Dachflächen, die als Solar- oder 


Fotovoltaikanlagen ausgebildet werden, 
• Dachflächen mit einer extensiven Dachbe-


grünung.  
 
 
III Einfriedungen  
 


Entlang der öffentlichen Verkehrsflächen und 
der öffentlichen und privaten Grünflächen darf 
die Höhe von Einfriedungen maximal 1,2 m be-
tragen. Im Ausfahrtsbereich von Garagen oder 
Einstellplätzen darf eine undurchsichtige Ein-
friedung nicht höher als 0,8 m sein.  
 
Einfriedungen entlang der öffentlichen Ver-
kehrsflächen und der öffentlichen und privaten 
Grünflächen sind nur wie folgt zulässig: 
 
• Maschendrahtzäune in Verbindung mit ge-


schnittenen Hecken aus Laubgehölzen oder  
• als Holzzaun mit senkrechter Lattung (Holz-


staketenzaun) mit einem maximal 50%igen 
Ansichtsflächenanteil  


 
Hecken entlang der öffentlichen Verkehrsflä-
chen sind nur als geschnittene Hecken aus 
Laubgehölzen mit einer maximalen Höhe von 
1,2 m zulässig; entlang der öffentlichen Grün-
flächen mit einer maximalen Höhe von 1,8 m.  
 
Innerhalb der allgemeinen Wohngebiete dürfen 
bauliche Sicht- und Lärmschutzanlagen nur in 
dem Material und in der Farbe der von außen 
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sichtbaren Flächen der Außenwände oder in 
Holz ausgeführt werden.  
 
 
 


IV Geländeveränderungen  
 
Veränderungen der natürlichen Geländeober-
fläche sind nur bis zu einer Höhe von maximal 
30 cm zulässig.  
 
Ausgenommen hiervon ist ein zu den öffentli-
chen Flächen hin maximal 3,0 m breiter Strei-
fen entlang der zwischen Wohngebiet und 
Grasseler Straße festgesetzten Lärmschutzan-
lage. Hier sind bis zu 1,0 m hohen Anwallungen 
an die zu errichtende Lärmschutzwand vorzu-
sehen.  
 


 
V Einstellplätze  
 


Für Gebäude mit einer Wohnung müssen zwei 
Einstellplätze nachgewiesen werden. Für Ge-
bäude mit zwei Wohnungen sind mindestens 
drei Einstellplätze nachzuweisen. 
 


 
VI Ordnungswidrigkeiten  
 
Ordnungswidrig handelt, wer eine Baumaßnahme 
durchführt oder durchführen lässt, die der örtlichen 
Bauvorschrift widerspricht. 
 
 
C Hinweise 
 
1.  Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist 


mit Kampfmitteln aus dem 2. Weltkrieg zu 
rechnen. Eine Gefahrenerkundung/ Oberflä-
chensondierung auf Bombenblindgänger ist 
aus Sicherheitsgründen vor Beginn von Bau-
maßnahmen durchzuführen. 
 


2.  Zur Umsetzung der textlichen Festsetzungen 
A IX „Festsetzungen zum Schutz gegen schäd-
liche Umwelteinwirkungen im Sinne des Bun-
des-Immissionsschutzgesetzes“ sind folgende 
Grundlagen maßgeblich: 
 
• VDI-Richtlinie 2719 „Schalldämmung von 


Fenstern und deren Zusatzeinrichtungen“, 
Herausgeber Deutsches Institut für Nor-
mung, Beuth-Verlag, Berlin,1987, 


• DIN 4109 „Schallschutz im Hochbau“, Her-
ausgeber Deutsches Institut für Normung, 
Beuth-Verlag, Berlin, 1989. 


 
Diese Unterlagen können in der „Beratungsstel-
le Planen - Bauen - Umwelt“ der Stadt Braun-
schweig eingesehen werden. 
 


3.  Sowohl für die Gebäude als auch für die Er-
schließungsmaßnahmen (Straßen, Kanäle und 
Leitungen) kann von tragfähigem Boden aus-
gegangen werden. Für die Gebäude ist eine 
Flachgründung auf Einzel- und Streifenfunda-
menten bzw. Bodenplatte ausführbar. Unterkel-
lerte Gebäude sind gegen drückendes Grund-
wasser abzudichten. Bei der Herstellung der 
Gebäude sowie der Kanäle und Leitungen ist 
mit Wasserhaltungsmaßnahmen zu rechnen. 


 
Das Grundwasser wurde in Bohrungen zwi-
schen ca. 1,25 m und 2,30 m unter GOK 
eingemessen und steht teilweise gespannt an. 
 
Der Boden (Geschiebemergel) ist gering durch-
lässig und für dezentrale Versickerungseinrich-
tungen nicht geeignet. 
 


4.  Im Plangeltungsbereich befindet sich der 
Beberbach als Gewässer III. Ordnung. Dieses 
Gewässer unterliegt dem Schutz des Nieder-
sächsischen Wassergesetzes (NWG) und darf 
ohne Genehmigung oder Erlaubnis der Unteren 
Wasserbehörde nicht verändert oder benutzt 
werden.  
 
 


5.  Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten 
ur- und frühgeschichtliche Bodenfunde (z. B. 
Tongefäßscherben, Holzkohleansammlungen, 
Schlacken sowie auffällige Bodenverfärbungen 
und Steinkonzentrationen, auch geringe Spuren 
solcher Funde) gemacht werden, sind diese 
gemäß § 14 Abs. 1 des Nds. Denkmalschutz-
gesetzes (NDSchG) meldepflichtig und müssen 
der zuständigen unteren Denkmalschutzbehör-
de der Stadt Braunschweig oder dem Nieder-
sächsischen Landesamt für Denkmalpflege – 
Referat Archäologie - unverzüglich gemeldet 
werden. Bodenfunde und Fundstellen sind nach 
§ 14 Abs. 2 des NDSchG bis zum Ablauf von 
vier Werktagen nach der Anzeige unverändert 
zu lassen, bzw. für ihren Schutz ist Sorge zu 
tragen, wenn nicht die Denkmalschutzbehörde 
vorher die Fortsetzung der Arbeit gestattet. 
 


6.  Teilbereiche der durch diesen Bebauungsplan 
überplanten, derzeit noch landwirtschaftlich ge-
nutzten Flächen werden durch ein Drainage-
system entwässert. Dieses Drainagesystem ist 
außerhalb der zukünftigen Baulandflächen 
fachgerecht abzufangen und an die Vorflut an-
zuschließen. Die verbleibenden, nicht mehr be-
nötigten Drainageleitungen sind ggf. zurückzu-
bauen.  
 


7.  Zur allgemeinen Beurteilung der Erdwärme-
nutzbarkeit wurden benachbarte Tiefbohrungen 
beim LBEG recherchiert. Danach steht bis max. 
12,0 m u. GOK Quartär (überwiegend Geschie-
bemergel, Sand, Ton) und darunter bis ca. 
100 m u. GOK Tonstein an. Für die Bemessung 
der Erdwärmesonden ist die VDI-Richtlinie 
4640 zu berücksichtigen.  
 


8.  Zur Unterhaltung der festgesetzten Lärm-
schutzwand ist entlang dieser auf einem 1 m 
breiten Streifen die Zugänglichkeit der privaten 
Baugrundstücke für Mitarbeiter und/ oder Auf-
tragnehmer der Stadt Braunschweig sicher zu 
stellen.  


 
9.  Das Gebiet ist lärmvorbelastet.  
 





		II Maß der baulichen Nutzung
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1 Rechtsgrundlagen    - Stand: 6. September 2013 - 
 
Baugesetzbuch (BauGB) 


 


 


in der Fassung vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert 
durch Art. 1 des Gesetzes vom 11. Juni 2013 (BGBl. I S. 1548) 


1.2 Baunutzungsverordnung (BauNVO) 
 


 


in der Fassung vom 23. Januar 1990 (BGBl. I S. 132), zuletzt geändert durch 
Artikel 2 des Gesetzes vom 11. Juni 2013 (BGBl. I S. 1548) 


1.3 Planzeichenverordnung (PlanZV) 
 


 


in der Fassung vom 18. Dezember 1990 (BGBl. I 1991 S. 58), geändert 
durch Art. 2 des Gesetzes vom 22. Juli 2011 (BGBl. I S. 1509) 


1.4 
 
Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) 


in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBl. S. 1274), zu-
letzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes vom 2. Juli 2013 (BGBl I S. 1943) 


 
1.5 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG)


 


 
 


in der Fassung vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), zuletzt geändert durch 
Art. 2 und 4 des Gesetzes vom 7. August 2013 (BGBl. I S. 3154) 


1.6 Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG)


1.7 


 
 


in der Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBl. I S. 94), 
zuletzt geändert durch Art. 10 des Gesetzes vom 25. Juli 2013 (BGBl. I 
S. 2794) 
 
Niedersächsisches Ausführungsgesetz zum Bundesnaturschutzgesetz 
(NAGBNatSchG) 
 


 
in der Fassung vom 19. Februar 2010 (Nds. GVBl. S. 104) 


1.8 Niedersächsische Bauordnung (NBauO) 
 


 
in der Fassung vom 3. April 2012 (Nds. GVBI. S. 46) 


1.9 Niedersächsisches Kommunalverfassungsgesetz (NKomVG) 
 


 


in der Fassung vom 17. Dezember 2010 (Nds. GVBl. S. 576), zuletzt geän-
dert durch Art. 7 des Gesetzes vom 12. Dezember 2012 (Nds. GVBl. S. 589) 


 
2 Bisherige Rechtsverhältnisse 
 
2.1 


 
Regional- und Landesplanung 


Im Landesraumordnungsprogramm Niedersachsen von 2008 und im Regio-
nalen Raumordnungsprogramm von 2008 für den Großraum Braunschweig 
(RROP) ist die Stadt Braunschweig seit 2008 im oberzentralen Verbund mit 
Wolfsburg und Salzgitter als Oberzentrum der Region mit der Schwerpunkt-
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aufgabe Sicherung der Entwicklung von Wohn- und Arbeitsstätten verbindlich 
festgelegt.  
 


2.2 
 
Flächennutzungsplan  


Der Flächennutzungsplan (FNP) der Stadt Braunschweig in der Fassung der 
Neubekanntmachung vom 06. Oktober 2005 stellt in der derzeit gültigen 
Fassung für das Plangebiet zwischen der Grasseler Straße und der 
Hondelager Straße „Flächen für die Landwirtschaft“ dar. Die beabsichtigten 
Festsetzungen des Bebauungsplanes lassen sich nicht gemäß 
§ 8 Abs. 2 BauGB aus den bisherigen Darstellungen des Flächennutzungs-
planes entwickeln. Der Flächennutzungsplan wird daher im Parallelverfahren 
gemäß § 8 Abs. 3 BauGB geändert. Im Rahmen der 102. Flächennutzungs-
planänderung mit der vorgesehenen Darstellung von „Wohnbauflächen“ und 
„Grünflächen“ mit der Zweckbestimmung „Parkanlagen“ werden die pla-
nungsrechtlichen Grundlagen für die Erweiterung des Braunschweiger Stadt-
teils Bevenrode um das geplante Baugebiet geschaffen.  
Mit dieser Änderung ist der Bebauungsplan gemäß § 8 Abs. 2 BauGB aus 
dem Flächennutzungsplan entwickelt.  
 


2.3 
Die Flächen im Geltungsbereich sind derzeit unbeplant und als Außenbe-
reich gemäß § 35 BauGB zu beurteilen.  


Bebauungspläne 


 
 


3 Anlass und Ziel des Bebauungsplanes 
 
Parallel zu dem verstärkten Engagement bei der Ausweisung innenstadtna-
her Wohngebiete kommt die Stadt Braunschweig auch durch die Entwicklung 
von „klassischen“ Wohnbaugebieten für freistehende Einfamilien- und Dop-
pelhäuser in den außenliegenden Stadtteilen dem breiten Spektrum individu-
eller Wohnwünsche innerhalb der Stadtgrenzen nach.  
 
Mit dem inzwischen fertiggestellten Baugebiet Bevenrode-Nord, das etwa im 
Zeitraum von 1999 bis 2004 entstanden ist, hat die Ortschaft Bevenrode in 
jüngerer Vergangenheit bereits eine wesentliche Siedlungserweiterung erfah-
ren. Der Stadtteil konnte trotz dieser und anderer Siedlungserweiterungen in 
der Vergangenheit seinen dörflichen Charakter bewahren. Östlich der Ortsla-
ge bietet sich in Bevenrode die Chance, den Ortsteil zu arrondieren. Die Flä-
chen sind von der Grundstücksgesellschaft Braunschweig erworben worden, 
sodass sich hier günstige Realisierungsbedingungen zur Entwicklung eines 
Wohngebietes bieten.  
 
Der westliche Bereich des potenziellen Baugebietes grenzt an die dörflich 
geprägte Ortslage mit teilweise denkmalgeschützter Bausubstanz direkt an. 
Aus städtebaulicher Sicht ist es daher geboten, mit der geplanten Wohnbe-
bauung nur im nordwestlichen Bereich direkt an die jüngeren Baustrukturen 
anzuschließen und zum westlich gelegenen, historischen Dorfkern mit Kirche 
und altem Pfarrhaus hin z. B. öffentlichen oder privaten Freiraum konzeptio-
nell als Puffer zwischen diesen Nutzungen vorzusehen. Durch die Lage des 
potenziellen Baugebietes in unmittelbarer Nähe zum alten Dorfkern erwächst 
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ein besonderer Gestaltungsanspruch an die Planung. Deswegen ist neben 
dem Bebauungsplan die Erarbeitung einer örtlichen Bauvorschrift vorgese-
hen. Dem dörflichen Maßstab entsprechend sollten im neuen Baugebiet ca. 
35 - 40 Grundstücke mit einem eher großzügigen Zuschnitt von durchschnitt-
lich ca. 650 – 800 m² geplant werden. Insgesamt ist die bauliche Dichte ent-
sprechend zu begrenzen.  
 
Die verkehrliche Erschließung des Gebiets wird ausschließlich von Norden 
über die Grasseler Straße (L 293) erfolgen, um Schleichverkehre durch das 
Gebiet sowie eine zusätzliche und technisch aufwändigere Querung des 
Beberbachs zu vermeiden. Bei der Entwurfsplanung wird die nach der im Pa-
rallelverfahren durchzuführenden 102. Flächennutzungsplanänderung vorge-
sehene Siedlungserweiterung nördlich der Grasseler Straße mit betrachtet 
und berücksichtigt.  
 
Die Erschließung des geplanten Baugebiets erfolgt über einen Kreisverkehr 
im nordöstlichen Plangebiet an der Grasseler Straße. An diesen kann bei ei-
ner eventuell späteren Erschließung der nördlichen Flächen ebenfalls ange-
schlossen werden. Bis zur geplanten Zufahrt in das Baugebiet sind die Ne-
benanlagen der Grasseler Straße zu erweitern. Dementsprechend ist ein 
Teilabschnitt der freien Strecke der Landesstraße L 293 betroffen. Nach Ab-
schluss des Bebauungsplanverfahrens soll die Verschiebung bzw. Anpas-
sung der Ortsdurchfahrtsgrenze vorgenommen werden.  
 
Unabhängig davon wird die Schaffung eines engmaschigen Wegesystems 
für Fußgänger und Radfahrer angestrebt, das sowohl eine Verbindung der 
angrenzenden Wohngebiete in Nord-Süd-Richtung als auch einen westlichen 
Anschluss an den Ortskern bietet. Für eine harmonische Einbindung ins 
Landschaftsbild und als Puffer zu den angrenzenden landwirtschaftlichen 
Nutzungen wird entlang der zukünftigen Siedlungskante ein öffentlicher An-
pflanzungsstreifen vorgesehen.  
 
 


4 Umweltbericht 
 
4.0 


 
Präambel 


Im vorliegenden Umweltbericht werden die auf Grund der Umweltprüfungen 
nach § 2 Abs. 4 BauGB ermittelten und bewerteten Belange des Umwelt-
schutzes dargelegt. 


 
4.1  
  


Beschreibung der Planung 


Das Plangebiet befindet sich am östlichen Ortsrand von Bevenrode zwischen 
Grasseler Straße und Hondelager Straße. Die Fläche des Geltungsbereichs 
umfasst etwa 6,5  ha. Der Großteil des Planungsgebiets ist landwirtschaftli-
che Nutzfläche, auf der derzeit noch Ackerbau betrieben wird. Im westlichen 
Plangebiet werden große Teile des Kirchengrundstücks auch als Grünland- 
oder Weideflächen genutzt.  
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Wesentliches Ziel der Planung ist die Schaffung eines Wohngebietes für frei-
stehende Einfamilienhäuser und Doppelhäuser. Die angedachte Siedlungs-
erweiterung ermöglicht unter Bewahrung des dörflichen Charakters eine Ar-
rondierung des östlichen Ortsrands.  
 


4.2  
 
Ergebnis der Prüfung anderweitiger Planungsmöglichkeiten  


Bei der Notwendigkeit der Schaffung neuer Wohnbaugebiete wurden in den 
letzten Jahren neben innerstädtischen Gebieten (St Leonhards Garten, Am 
Bülten-Ost) verschiedene Baugebiete am Stadtrand (u.a. in Lamme, Kanzler-
feld, Stöckheim, Lindenbergsiedlung) ausgewiesen, verteilt auf das ganze 
Stadtgebiet. In der Stadt Braunschweig besteht weiterhin eine große Nach-
frage nach Grundstücken für Einfamilienhäuser und Doppelhäuser. Derzeit 
stehen nur wenige Baugebiete zur Verfügung, um die anhaltend große Nach-
frage zu befriedigen. 
 
In einem wachsenden Oberzentrum wie Braunschweig mit größer werdenden 
Flächenkonkurrenzen sind die Flächen, die sich grundsätzlich für eine 
Wohnbebauung anbieten, begrenzt. Im Rahmen der parallel verlaufenden 
Änderung des Flächennutzungsplanes wurde die Eignung des Plangebietes 
als Wohnstandort hinsichtlich seiner Lage innerhalb der Stadt Braunschweig 
untersucht und mit anderen potentiellen Wohnbauflächen verglichen. Im ge-
samtstädtischen Vergleich bzw. in der gesamtstädtischen Abwägung gehört 
das Baugebiet „Am Pfarrgarten“ zu denjenigen Baugebieten, die sich am 
besten dafür eignen.  
 
Aus städtebaulicher Sicht wird durch die Umsetzung des Baugebietes der 
Ortsteil Bevenrode in sinnvoller Weise an seiner Ostseite arrondiert und die 
Lücke zwischen Grasseler Straße und Hondelager Straße geschlossen, der 
Siedlungskörper komplettiert und ein abschließender Übergang zum Land-
schaftraum hergestellt.  
 
Im Zuge der Erarbeitung des städtebaulichen Entwurfs wurden eine Vielzahl 
unterschiedlicher städtebaulicher Varianten entwickelt und hinsichtlich Er-
schließung, Bebaubarkeit, städtebaulichen und freiraumplanerischen Qualitä-
ten geprüft. Bestimmende Entwurfsparameter waren dabei die relativ einge-
schränkte Lage der Haupterschließung von der nördlich gelegenen Grasseler 
Straße sowie die Begrenzung durch den südlich verlaufenden Beberbach. 
Der vorliegende Entwurf bietet eine dem künftigen Ortsrand angemessene, 
moderate Bebauungsdichte.  
 
Die Beibehaltung der gegenwärtigen landwirtschaftlichen Nutzung (Nullvari-
ante) und der Verzicht auf die Schaffung neuer Baurechte würde dazu füh-
ren, dass die Stadt Braunschweig der nach wie vor anhaltenden großen 
Nachfrage mit einem breiten Spektrum individueller Wohnwünsche neben in-
nerstädtischen Baugrundstücken auch in den außenliegenden Stadtteilen 
nicht gerecht werden könnte. 
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4.3 Planerische Vorgaben und deren Berücksichtigung
 


  


Neben den grundsätzlichen Anforderungen an die Berücksichtigung der Ziele 
des Umweltschutzes in der Bauleitplanung sind die konkret für den Pla-
nungsraum formulierten Vorgaben und Entwicklungsziele der Fachplanungen 
auszuwerten und bei der Planaufstellung zu berücksichtigen. Die nachfol-
gende Aufstellung gibt einen Überblick über die für den Raum vorliegenden 
Fachplanungen und Gutachten. 
 


 
Fachplanungen und Gutachten:  


• Landschaftsplan Beberbach, 1997 
• Grünordnerisches Rahmenkonzept, März 2008 
• Regionales Raumordnungsprogramm, 2008  
• Landschaftsrahmenplan (LRP), 1999  
• Naturnahe Umgestaltung des Beberbachs – Antragsverfahren auf Plan-


feststellung, Februar 2013 
• Schalltechnisches Gutachten, Juni 2013 
• Bodengutachten, Juni 2013  
 
 


4.4 


 


Beschreibung der Methodik der Umweltprüfung und Beurteilung der  
Informationsgrundlagen 


Der Betrachtungsraum für die Umweltprüfung geht über den Geltungsbereich 
des Bebauungsplans hinaus, soweit räumlich-funktionale Beziehungen dies 
erfordern. 
 
Gegenstand der Umweltprüfung sind dabei nach Maßgabe des Baugesetz-
buches die für den Betrachtungsraum und das Planvorhaben planungs- und 
abwägungserheblichen Umweltbelange. Die Umweltbelange sind insbeson-
dere unter Auswertung der bisher vorliegenden Fachplanungen und Untersu-
chungen erfasst und gewichtet worden. 
 
Sie schließen die Bestandsbeurteilung von Fauna und Flora innerhalb des 
Geltungsbereiches sowie die schalltechnischen Untersuchungen unter Be-
rücksichtigung relevanter Lärmquellen der Umgebung ein. Die Umweltbelan-
ge werden unter Auswertung der vorliegenden Fachplanungen und Gutach-
ten erfasst und gewichtet. Für die Beurteilung künftiger Vorhaben im Sinne 
der Eingriffsregelung (siehe Kapitel 4.6) erfolgt eine vergleichende Bewer-
tung des derzeitigen Landschaftszustandes mit dem Planzustand auf Basis 
des bei der Stadt Braunschweig regelmäßig zur Anwendung kommenden 
Osnabrücker Modells. Das Osnabrücker Modell dient der Bemessung von 
Eingriffsfolgen und Ausgleichsmaßnahmen. Dabei wird für die zu bilanzie-
renden Planungsbereiche beim Vergleich zwischen Bestand und Planung 
vom baurechtlich maximal zulässigen Nutzungs- und Versiegelungsgrad 
ausgegangen. Die Ergebnisse der Umweltprüfung sind auf Basis der verfüg-
baren Daten im vorliegenden Umweltbericht zusammengestellt. 
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Schwierigkeiten bei der Zusammenstellung der erforderlichen Informationen 
bestanden nicht. 
 
Weitergehende Anforderungen an die Umweltprüfung wurden im Rahmen 
der Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange ge-
mäß § 4 (1) BauGB nicht gestellt. 
 


4.5  
 
Beschreibung und Bewertung der Umwelt und Prognosen 


Die Ermittlung und Beurteilung der Umweltsituation der einzelnen Schutzgü-
ter erfolgt nach gegenwärtigem Kenntnisstand und durch geeignete Prü-
fungsmethoden für die Umweltmerkmale, die voraussichtlich erheblich beein-
flusst werden. 
 


4.5.1 Mensch und Gesundheit 
 


Trotz der Siedlungserweiterungen der Vergangenheit konnte Bevenrode sei-
nen dörflichen Charakter sowie eine für Braunschweiger Verhältnisse hohe 
Wohnruhe bewahren. Die vorhandenen landwirtschaftlichen Nutzflächen sind 
strukturarm und haben mangels Wegeverbindungen einen geringen Erho-
lungswert für die Bevölkerung. Das Landschaftserleben ist bereits heute ein-
geschränkt.  


Bestand 


 


Keine Veränderungen gegenüber dem Bestand. 
Nullvariante 


 


Mit Realisierung des Baugebietes gehen vorwiegend ackerbaulich genutzte 
Freiflächen verloren. Durch die festgesetzten Grünflächen mit entsprechen-
den Wegeverbindungen und die Aufwertung des Naturhaushaltes im Bereich 
des Beberbaches wird jedoch die Naherholungsfunktion des östlichen Sied-
lungsrandes von Bevenrode aufgewertet. Die Sichtbeziehung alter Ortsrand/ 
Ortsbild mit Kirche und die Ortsrandeingrünung soll erhalten werden. 


Prognose 


 
Beeinträchtigungen von Mensch und Gesundheit sind bei ortsangepasster 
Bebauung, Begrünung und Einbindung in die Landschaft weder für den vor-
handenen Siedlungsbereich noch für die Neuausweisung zu erwarten. 
 


4.5.2 Tiere, Pflanzen, Landschaft 
 


Das Plangebiet stellt sich mit einer etwa 4,8 ha große Ackerfläche (inklusive 
1,2 ha Brache) im westlichen Bereich sowie etwa 0,5 ha Grünlandfläche mit 
unterschiedlichen Nutzungsintensitäten dar. Weiterhin grenzt ein ca. 0,4 ha 
großer Grünlandbereich direkt an den alten Dorfkern. Dieser Teil des Kir-
chengrundstücks wird als Wiese, Weidefläche/ Pferdekoppel bereichsweise 
intensiv genutzt. Hier sind auch im Norden sowie am Beberbach Ortsbild 
prägende Bäume vorhanden.  


Bestand 


Der Beberbach fließt als mäßig stark ausgebautes, strukturarmes Gewässer 
in einem schmalen Streifen zwischen den landwirtschaftlichen Flächen und 
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der Hondelager Straße bzw. dem Feldweg. Naturnahe Gewässerseitenstrei-
fen sind nicht ausgebildet. Vereinzelt stehen Obstbäume unterschiedlichen 
Alters und unterschiedlicher Vitalität zwischen Straßenbankett und Bö-
schungsoberkante. 
 
Die Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes in Bezug auf Arten- und Lebens-
gemeinschaften ist im Landschaftsrahmenplan größtenteils als stark bis sehr 
stark eingeschränkt beschrieben (überwiegend Ackerbau), gleichwohl stellen 
solche Flächen aber Lebensraum für spezialisierte und an die offene Feldflur 
angepasste Arten (Feldhase, Feldlerche, Rebhuhn, Rotmilan, Insekten etc.) 
dar.  
 
Im Nahbereich des Plangebietes befinden sich die Landschaftsschutzgebiete 
(LSG) BS 9 und BS 17, die gleichzeitig Vogelschutz- (VSG) und Flora-
Fauna-Habitat-Gebiete (FFH) beinhalten (geringste Distanz ca. 500 m). Die 
Waldfläche „Horst“ an der Grasseler Straße nordöstlich des Plangebietes be-
findet sich in einer Entfernung von etwa 300 m zu den zukünftigen Wohnbau-
flächen. Die Waldflächen erfüllen laut LRP die Voraussetzungen zur Auswei-
sung als LSG. Im unmittelbaren Nahbereich (geringste Entfernung ca. 250 
m) zum Plangebiet liegen planfestgestellte Kompensationsflächen (Wald) 
aus dem Verfahren zum Ausbau des Flughafens. Südlich des Plangebietes 
existiert beidseitig der K 31 einer der bedeutendsten Amphibienwechsel im 
Stadtgebiet. 
 
Als heutige potentielle natürliche Vegetation würde sich bei Aufgabe der Nut-
zungen in weiten Teilen des Plangebiets als Schlussgesellschaft ein Wald 
mit Arten des Geißblatt-Eichen-Hainbuchenwaldes und des Waldziest-
Eichen-Hainbuchenwaldes einstellen. Im Norden wäre eine Ausprägung bo-
densaurer Buchen– und Eichenmischwälder (mit Arten des Flattergras-
Buchenwaldes) auf eher trocken nährstoffarmen Standort zu erwarten. Hier 
besteht weiterhin ein Entwicklungspotential für die Ausprägung einer stark 
spezialisierten schutzwürdigen Vegetation.  
 
Als landschaftsplanerisches Zielkonzept für den Raum östlich von Bevenrode 
sind in Anknüpfung an bestehende Wertigkeiten und Strukturen und in Pla-
nung befindliche Maßnahmen (Ausgleich Flughafen) der Aufbau von Ver-
bund- und Vernetzungsstrukturen (Feldgehölz, Obstbaum- und Blühstreifen), 
die naturnahe Umgestaltung des Beberbachs und seiner Randbereiche so-
wie die Verbesserung der Erholungseignung der Landschaft zu nennen.  
 
Das Landschaftsbild zeichnet sich durch einen Siedlungsrand mit charakte-
ristischer Dorfsilhouette aus. Insbesondere der Altbaumbestand im Bereich 
der Kirche und des Pfarrgrundstücks sind prägend. Das Erscheinungsbild 
des Beberbaches hingegen ist monoton. Mit einer Neigung von 2 bis 3 % fällt 
das Gelände nach Süden zum Niederungsbereich des Beberbachs ab, letz-
terer ist in der Landschaft jedoch nicht ablesbar. 
 
Aktuell haben die Flächen eine mittlere Bedeutung für das Schutzgut Tiere, 
Pflanzen, Landschaft. 
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Nullvariante:  
Es verbliebe die normale landwirtschaftliche Nutzung.  
Im Rahmen des parallel laufenden wasserrechtlichen Verfahrens für die na-
turnahe Umgestaltung des Beberbachs werden zwar die rechtlichen Voraus-
setzungen für die Realsierung geschaffen, die Herstellung der aus land-
schaftsplanerischer und naturschutzfachlicher Sicht als erforderlich angese-
henen Maßnahmen im Niederungsbereich wäre kurzfristig jedoch nicht si-
chergestellt. Ohne die Aufstellung des Bebauungsplans ist darüber hinaus 
davon auszugehen, dass - wie in anderen Abschnitten des Wasserrechtsver-
fahrens "Beberbach" - auf Grund nicht gegebenem Flächenzugriff keine oder 
nur eingeschränkte Uferrandstreifen/ begleitende Biotopflächen umsetzbar 
wären.  
 
Prognose 
Durch die geplante Wohnbebauung ist eine erhebliche Beeinträchtigung des 
Schutzgutes Arten- und Lebensgemeinschaften verbunden; es geht Offen-
landschaft und somit Lebensraum für entsprechende Arten unwiederbringlich 
verloren. 
Auf ca. 1,9 ha (33% des eingriffsrelevanten Plangebietes) werden durch Ver-
siegelungen (Straßenbaumaßnahmen, Wohnbauflächen) Lebensräume mit 
mittlerer Bedeutung vollständig zerstört. In Abhängigkeit der jeweiligen zu-
künftigen Nutzungsintensität entstehen neue Lebensräume mit geringer bis 
mittlere Bedeutung für Arten des Siedlungsraumes im Bereich der Hausgär-
ten und der Verkehrsbegleitgrünflächen auf ca. 1,87 ha (ca. 32% des ein-
griffsrelevanten Plangebietes). Im Bereich der öffentlichen Grünflächen ent-
stehen Lebensräume mit mittlerer Schutzgutbedeutung auf ca. 1,02 ha 
(ca.18 % des eingriffsrelevanten Plangebietes).  
Für die naturnahe Umgestaltung des Beberbachs und seiner Randbereiche 
ist ein ca. 20 - 50 m breiter Niederungsbereich vorgesehen, in dem Entwick-
lungsmöglichkeiten für Seggenried- und Röhrichtflächen geschaffen werden 
sollen. Dieser Bereich hat eine hohe bis sehr hohe Bedeutung für das 
Schutzgut und trägt mit ca. 0,82 ha (ca.14 % des eingriffsrelevanten Plange-
biets) wesentlich zur Eingriffskompensation und zur ökologischen Aufwertung 
bei. Hier liegt auch ein etwa 0,17 ha (ca. 3% des eingriffsrelevanten Plange-
biets) großer Regenrückhalteteich mit angestrebtem Dauerstau. 
 
Dem Verlust von Acker- und Grünlandflächen als Lebensraum für Arten des 
Offenlandes steht die Ausweisung des Niederungsbereichs als Fläche für 
Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur 
und Landschaft gegenüber. In dieser etwa 1 ha großen Zone, in der auch die 
Fläche für Regenrückhaltung (0,17 ha) sowie der neue Beberbachverlauf mit 
seinen angrenzenden Feuchtbereichen liegen, sollen sich Großseggenriede, 
Röhricht- und Hochstaudenbestände sowie extensiv zu pflegende Wiesenbe-
reiche entwickeln. Die angestrebte vielfältige Biotopstruktur mit weitestge-
hend offenem Charakter kann als Teillebens- und Nahrungsraum auch für 
Arten des Offenlandes angesehen werden. Dort entstehen Möglichkeiten für 
Vögel, Kleinsäuger, Feldhase etc., in unmittelbarere Nähe zum angrenzen-
den intensiv genutzten Acker in Deckung zu gehen.  
Die naturnahe Umgestaltung des Beberbachs in Verbindung mit der Herstel-
lung von feuchten Standorten mittels Ausbildung von temporär überfluteten 
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Mulden erweitert das Lebensraumspektrum für Tiere und Pflanzen im Ver-
gleich zum Acker erheblich.  
Der Erhalt der Grünlandfläche (Teilfläche des Kirchengrundstücks) im Wes-
ten des Plangebietes durch Festsetzung als private Grünfläche stellt eine 
Eingriffsvermeidung dar. Somit sind Bezüge von der geplanten Kompensati-
onsfläche am Beberbach nach Westen zu Grünland/ Gartenflächen und nach 
Osten zur Ackerflächen vorhanden.  
Entlang der Ostseite der Bauflächen, angrenzend zum Acker, ist innerhalb 
eines ca. 9 m breiten Streifens die Herstellung einer Hecke mit standorthei-
mischen Arten (z. B. Eberesche, Holunder, Hartriegel, Feldahorn, Hundsro-
se) sowie eines Wiesen-/ Ruderalsaums vorgesehen.  
 
Insgesamt kann durch die Baugebietsausweisung ein Verlust an Lebensraum 
für Arten, die an den offenen Landschaftsraum angepasst sind, festgestellt 
werden. Der Eingriff ist durch die Beschränkung der Bauflächenausweisung 
minimiert.  
 
Durch die Maßnahmen im Bereich der Ausgleichsfläche und am östlichen 
Siedlungsrand entstehen neue Lebensräume, die auch von Arten des Offen-
landes als Nahrungs- und Teillebensraum angenommen werden.  
 
Zusammenfassend kann trotz der zu erwartenden Artenveränderung im Be-
reich der Siedlungsfläche hin zu Arten des Siedlungsraums und im Bereich 
der Maßnahmenfläche hin zu Arten, die nicht auf offene/ lückige Vegetations-
flächen (d. h. mindestens temporär bewirtschaftete Ackerflächen) angewie-
sen sind, festgestellt werden, dass die Festsetzungen des Bebauungsplans 
in den genannten Bereichen hochwertige Lebensräume schaffen, die in der 
ausgeräumten Agrarlandschaft selten anzutreffen und insofern hochwertig 
sind.  
Die ebenfalls aus naturschutzfachlicher Sicht sinnvolle Realisierung von 
Blühstreifen in der offenen Feldflur wird zu Gunsten dieser umfassenden, 
standörtlich geeigneten und ökologisch bedeutenden Aufwertungsmaßnah-
men zurückgestellt. Die mit dem Bebauungsplan durch zeichnerische und 
textliche Festsetzungen gesicherte Wertigkeit für das Schutzgut Arten- und 
Lebensgemeinschaften kann als gleichwertige Ersatzmaßnahme angesehen 
werden. Erhebliche Beeinträchtigungen des Schutzgutes sind somit nicht zu 
erwarten.  
 
Die potentiellen Belastungen des umgebenden Landschaftsraums mit den 
schutzwürdigen Waldflächen und Bereichen jenseits der Grasseler Straße 
durch eine mögliche Zunahme von Störungen (Spaziergänger, Radfahrer, 
Jogger, Hunde) wird bei der geringen Baugebietsgröße von 35 - 40 neuen 
Baugrundstücken insbesondere vor dem Hintergrund der Freiraumvielfalt im 
Gebiet selbst als sehr gering eingestuft.  
 
Erhebliche Beeinträchtigungen der Landschaft/ des Landschaftsbildes kön-
nen durch Eingriffsminimierung (ortsangepasste Siedlungs- und Bebauungs-
form - Schaffung von Pufferzonen in Form von Bepflanzungen zur freien 
Landschaft) kompensiert oder auf ein hinnehmbares Maß reduziert werden. 
So ist entlang der Ostseite des Baugebietes eine dichte feldgehölzartige He-
ckenstruktur vorgesehen. Die Ortseingangssituation an der Grasseler Straße 
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soll durch eine die Straße begleitende, sich in den Ort hineinschiebende 
Grünfläche gestaltet werden. Standortgerechte einheimische Bäume wie z. 
B. Stieleichen sollen hier den Ortseingang angemessen betonen. Im Süden 
entsteht durch die naturnahe Umgestaltung des Beberbachs im Hinblick auf 
das Landschaftsbild eine vielgestaltige standortgerechte Neugestaltung mit 
Einzelgehölzen, Gebüschgruppen und weitestgehend niedrigen Vegetations-
strukturen (Wiesen- Röhricht-, Seggenbestände). Sie ermöglichen den Blick 
auf die Kirche und den alten Ortskern, machen gleichzeitig aber auch den 
Verlauf des Beberbachs kenntlich und wirken raumbildend auf den Straßen-
raum der Hondelager Straße. Die innerhalb des Neubaugebietes vorgesehe-
nen Baumpflanzungen sollen das innere Erscheinungsbild positiv prägen und 
kleinklimatisch ausgleichend wirken. 
 
Durch differenzierte Gestaltung der öffentlichen Grünflächen als teilweise in-
tensiv nutzbare Bereiche mit Kinderspielplatz und Ballspielwiese, ruhigeren 
Bereichen entlang des Siedlungsrandes (Feldgehölz) und Grünflächen an-
grenzend an die naturnahe Biotopfläche am Beberbach wird ein attraktiver 
wohnungsnaher Erholungsraum auch für die naturgebundene Erholung ge-
schaffen. 
 
Eine Siedlungserweiterung im hier betrachteten Plangebiet ist unter Berück-
sichtigung der Belange von Natur und Landschaft grundsätzlich möglich. 
Eingriffe in das Schutzgut Tiere, Pflanzen, Landschaft können weitgehend 
minimiert, oder durch Neuschaffung von andersartigen Biotopen ausgegli-
chen werden.  
 


4.5.3 Boden 
 
Bestand 
Im Geltungsbereich sind keine Altlasten, Altlastverdachtsflächen oder schäd-
liche Bodenveränderungen bekannt. 
 
Die Flächen unterliegen derzeit einer landwirtschaftlichen Nutzung. 
 
Gemäß geologischer Karte herrschen im Plangebiet bindige Böden vor. Im 
nördlichen Teil ist drenthezeitlicher Geschiebelehm vorhanden. In Richtung 
Süden werden diese oberflächennah von unterjurassichen Ton- und Mergel-
steinen abgelöst. Im Nahbereich des an der südlichen Grenze verlaufenden 
Beberbaches ist mit Auenablagerungen zu rechnen. 
 
Entsprechend den vorherrschenden bindigen Bodenarten liegen überwie-
gend staunässebeeinflusste Bodentypen bzw. grundwasserbeeinflusste Bo-
dentypen (Pseudogleyen) vor, die eine Niederschlagswasserversickerung 
nicht zulassen.  
Im nördlichen Planbereich kommen laut LRP Parabraunerden vor, die ein 
Entwicklungspotential für stark spezialisierte, schutzwürdige Vegetation auf-
weisen. Die Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes zum Erhalt der Vielfalt, 
Nutzbarkeit und Funktion des Bodens wird hier als mäßig eingeschränkt an-
gegeben. Für einen Großteil der Fläche besteht bei der Ackernutzung ein 
hohes Beeinträchtigungsrisiko durch Stoffeintrag. Die Böden werden als 
Grünland (Wiese, Weide, Intensivgrünland) oder Acker (Ackerbrache) ge-
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nutzt. Die Böden haben eine allgemeine/ mittlere Wertigkeit für den Natur-
haushalt.  
 
Nullvariante 
Keine Veränderungen gegenüber dem Bestand. 
 
Prognose 
Die derzeitig landwirtschaftlich genutzten Flächen werden in Wohnbau-, Er-
schließungs- und öffentliche Grünflächen sowie in Flächen für Maßnahmen 
zum Ausgleich und Ersatz umgewandelt. Der direkt an den alten Ortskern 
angrenzende Grünlandbereich (Teil des Kirchengrundstücks) soll auch lang-
fristig von Bebauung freigehalten werden. Im Sinne von Eingriffsvermeidung 
wird der Bereich als private Grünfläche gesichert. Als Eingriffsminimierung ist 
die Begrenzung der baulichen Grundstücksausnutzung mit insgesamt 37,5% 
(GRZ 0,3 + 25% Überschreitung gemäß § 19 Abs. 4 BauNVO) maximaler zu-
lässiger Versieglung anzusehen. Durch die Inanspruchnahme der Flächen 
für Erschließung und Wohnbebauung kommt es zu einer unwiederbringlichen 
Zerstörung von Bodenfunktionen und Entwicklungspotentialen durch Versie-
gelung sowie bau- und anlagebedingt zu Bodenauf- und Bodenabträgen, Bo-
denverdichtungen und Veränderungen des Bodenwasserhaushalts. Der er-
forderlich werdende Ausbau der Grasseler Straße und der Hondelager Stra-
ße, die Herstellung der inneren Baugebietserschließung sowie die Versiege-
lungen durch Wohngebäude, Garagen, Stellplätze und Nebenanlagen führt 
zu einer Neuversieglung von ca. 1,9 ha. Die Beeinträchtigungen sind erheb-
lich.  
Ein Ausgleich in das Schutzgut Boden ist grundsätzlich nur durch Entsiege-
lungen funktionsgerecht möglich. Flächen zur Entsiegelung stehen im Plan-
gebiet nicht zur Verfügung.  
Kompensationswirkungen für das Schutzgut sind durch Verbesserung der 
Bodenfunktionen im Bereich von zukünftigen öffentlichen Grünflächen (Park-
anlangen) sowie auf Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und 
zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft vorgesehen.  Eine Ver-
besserung der Bodenfunktionen ist auf ca. 2,0 ha (ca. 35 % der eingriffsrele-
vanten Plangebietes) durch Aufgabe jeglicher Bodenbearbeitung, Düngung, 
Pflanzenschutzmitteleinsatz sowie durch eine schützende und das natürliche 
Bodenleben fördernde Vegetationsdecke zu erwarten.  
 
Insgesamt verbleiben durch Eingriffsvermeidung, -minimierung und Aus-
gleichswirkung geplanter Maßnahmen keine erheblichen Beeinträchtigungen 
des Schutzgutes. 
 
Im westlichen Bereich des Plangebietes gab es Bombardierungen im 
2. Weltkrieg. Aus Sicherheitsgründen ist für diesen Teilbereich eine Flächen-
sondierung auf Kampfmittel durchzuführen (EDV-Aufzeichnung) einschließ-
lich der Bergung möglicher Verdachtspunkte. Eine Kampfmittelbeseitigungs-
bescheinigung des Kampfmittelbeseitigungsdienstes Hannover ist der Stadt 
Braunschweig, Abt. Umweltschutz, vor dem Beginn von Bauarbeiten vorzu-
legen. 
 
Abfallrechtliche Belange sind nicht berührt; der Bereich ist auch nicht altlas-
tenverdächtig.  
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Sowohl für die Gebäude als auch für die Erschließungsmaßnahmen (Stra-
ßen, Kanäle und Leitungen) kann von tragfähigem Boden ausgegangen wer-
den. Für die Gebäude ist eine Flachgründung auf Einzel- und Streifenfunda-
menten beziehungsweise Bodenplatte ausführbar. Unterkellerte Gebäude 
sind gegen drückendes Grundwasser abzudichten. Bei der Herstellung der 
Gebäude sowie der Kanäle und Leitungen ist mit Wasserhaltungsmaßnah-
men zu rechnen.  
 
Der Boden (Geschiebemergel) ist gering durchlässig und für dezentrale Ver-
sickerungseinrichtungen nicht geeignet. 
 


4.5.4  Wasser 
 
Bestand 
Die Leistungsfähigkeit des Naturhaushalts zum Erhalt von qualitativ hochwer-
tigem Grundwasser ist gemäß LRP für den südwestlichen, an den alten Dorf-
kern angrenzenden Bereich als stark eingeschränkt, auf den sonstigen Flä-
chen als mäßig eingeschränkt angegeben. Letztgenannte Flächen weisen 
bei der Nutzung als Ackerflächen eine hohe Schutzwirkung der vorhandenen 
Deckschichten auf. Das Grundwasser wurde zwischen ca. 1,25 m und 
2,30 m unter GOK eingemessen und steht teilweise gespannt an.  
 
Der Beberbach fließt als mäßig naturfern ausgebautes Gewässer nördlich 
der Hondelager Straße entlang. Ein nach dem Wasserhaushaltsgesetz 
(WHG) bei Gewässern III. Ordnung einzuhaltender Gewässerrandstreifen mit 
einer Breite von 5 m ist nicht ausgebildet. Die Leistungsfähigkeit des Fließ-
gewässers ist auch auf Grund des jeweils direkt an die Böschungen angren-
zenden Ackers  und des Straßenbanketts eingeschränkt. 
Die potentielle Grundwasserneubildungsrate ist gering. Die Böden sind drai-
niert und weisen somit schon einen veränderten Wasserhaushalt auf. 
 
Nullvariante 
Keine Veränderungen gegenüber dem Bestand. 
 
Prognose 
Durch die zu erwartende Versiegelung mit Wohngebäuden und Erschlie-
ßungsflächen können negative Auswirkungen auf den Wasserkreislauf nicht 
ausgeschlossen werden. Die Grundwasserneubildungsrate wird sich verrin-
gern.  
Auf ca. 1,84 ha werden durch Versiegelungen die natürlichen Bodenfunktio-
nen für den Wasserhaushalt nachhaltig zerstört. Der mit der Baugebietsaus-
weisung verbundene Rückbau der Drainagen führt tendenziell zu geringeren 
direkten Abflüssen in den Beberbach.  
 
Erhebliche negative Auswirkungen auf das Schutzgut Wasser können durch 
Begrenzung der baulichen Grundstücksausnutzung, sparsame Erschlie-
ßungssysteme und geplante Regenrückhaltung und Versickerung minimiert 
werden. 
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Eines der wichtigsten naturschutzfachlichen Ziele in diesem Baugebiet ist, 
den Beberbach entsprechend der Landschaftsplanung „Beberbach“ auszu-
bauen und zu renaturieren. Dazu soll im Rahmen des Bebauungsplans dem 
naturfernen Fließgewässerabschnitt des Beberbaches ein neues Bachbett 
inklusive der dazugehörigen Randstreifen gegeben werden. Ein Teil dieser 
Flächen wird für die Anlage eines naturnahen Regenrückhalteteiches sowie 
für die Herstellung von Mulden zur Vernässung, Wasserrückhaltung und Ver-
sickerung vorgesehen. Dazu sollen im Verlauf des Beberbaches wiederholt 
Ausuferungsbereiche modelliert werden, die durch Begrenzung des Gewäs-
serlaufes auf den Niedrigwasserabfluss nur punktuell anspringen, ohne einen 
zeitweisen Rückstau mit Sedimentationsfolge auf der Gewässersohle zu ver-
ursachen. Dies würde ansonsten wiederholt das Lückensystem in der Ge-
wässersohle verstopfen und die Lebensgemeinschaften zum Erliegen brin-
gen. Die Flächen im Niederungsbereich des Beberbachs dienen zugleich den 
Ausgleichsmaßnahmen.  
 
Durch die geplanten Maßnahmen wird der ökologische Wert des Fließge-
wässerabschnittes aufgewertet und mittelfristig die Gewässergüte verbes-
sert.  
 
Für den Gewässerumbau im Rahmen einer Renaturierung ist ein wasser-
rechtliches Verfahren erforderlich, das bereits begonnen wurde. 
 
Für das Schutzgut sind insgesamt keine erhebliche Beeinträchtigungen 
durch die vorgesehene Baugebietsausweisung zu erwarten, da durch Auf-
wertungsmaßnahmen (Nutzungsextensivierungen/ naturnahe Pflanzungen, 
Regenrückhaltung, Wiedervernässung) davon auszugehen ist, dass ein voll-
ständiger Ausgleich im Plangebiet für das Schutzgut möglich ist.  
 


4.5.5  Klima, Luft 
 
Bestand 
Innerhalb des Geltungsbereichs herrscht Freilandklima. Das Plangebiet liegt 
östlich des Ortsrandes und ragt im südlichen Teilbereich keilförmig in den 
Siedlungsbestand hinein.  
 
Nullvariante 
Keine Veränderungen gegenüber dem Bestand. 
 
Prognose 
Der vorhandene, westlich an das Plangebiet angrenzende Dorfkern mit 
(ehemals) landwirtschaftlichen Gebäude- und Freiflächenstrukturen und 
Wohnbebauung sowie die Wohnbebauung südlich der Hondelager Straße 
stellen thermisch und lufthygienisch niedrig belastete Siedlungsbereiche mit 
einer geringen Empfindlichkeit dar (Planungshinweiskarte Stadtklimaanalyse 
Braunschweig 2011 Steinicke & Steifenender, Richter & Röckle). Durch die 
überbaubaren Flächen des geplanten Wohngebietes inklusive der Erschlie-
ßung mit Verkehrsanlagen wird der Anteil wärmespeichernder Oberflächen 
erhöht.  
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Die zusätzliche Versiegelung von Offenbodenbereichen führt zu negativen 
kleinklimatischen Effekten wie z. B. einer verstärkten Überwärmung und Ver-
ringerung der Luftfeuchtigkeit durch den Verlust von Verdunstungsflächen.  
Bei einer aufgrund der geplanten Nutzungen zu erwartenden Erhöhung des 
Verkehrsaufkommens innerhalb des Plangebietes sind zusätzliche Luft-
schadstoffemissionen zu erwarten.  
 
Die Beeinträchtigungen können durch die baugebietsinternen Grünflächen, 
die öffentlichen Grün- und Ausgleichsflächen, insbesondere den zur Ortsmit-
te hin aufgeweiteten Grünbereich mit einem naturnahen Ausbau des 
Beberbaches, sowie Maßnahmen wie Großbaumpflanzungen im Bereich der 
Grasseler Straße minimiert werden.  
 
Insgesamt sind die Auswirkungen auf das Schutzgut als nicht erheblich zu 
bewerten. 
 


4.5.6 Lärm 
 
Bestand 
In der Ortslage Bevenrode herrscht eine für Braunschweiger Verhältnisse 
hohe Wohnruhe, die es weiterhin zu bewahren gilt. Dennoch wird das Plan-
gebiet durch die bestehenden Verkehre auf der Grasseler Straße beauf-
schlagt und ist damit lärmvorbelastet. Neben dem Straßenverkehrslärm ist 
der in ca. 2,5 km Entfernung südlich gelegene Flughafen hier der einzige 
nennenswerte Lärmemittent. Aufgrund der Entfernung von mehr als 3 km 
kann die BAB A2 außer Acht gelassen werden. Das Plangebiet besteht aus 
Ackerflächen. Die Lärmauswirkungen durch das Plangebiet (z. B. während 
der Ernte) auf die bestehende Bebauung sind als nicht relevant zu bewerten. 
 
Nullvariante 
Keine Veränderungen gegenüber dem Bestand. 
 
Prognose 
Mit Blick auf die Sicherung gesunder Wohnverhältnisse innerhalb des künftig 
als Allgemeines Wohngebiet (WA) festgesetzten Plangebiets und für beste-
hende Nutzungen im Umfeld wurde das Vorhaben einer schalltechnischen 
Untersuchung unterzogen. 
 
Im Schallgutachten werden als immissionsrelevante Schallquellen, die auf 
das Plangebiet einwirken, der öffentliche Straßenverkehr – insbesondere der 
Grasseler Straße und Hondelager Straße - und der Luftverkehr (Flughafen 
Braunschweig – Wolfsburg) berücksichtigt. Weitere Immissionsquellen, die 
auf das Plangebiet einwirken, liegen nicht vor. Die Beurteilung der zu be-
rücksichtigen Geräuschimmissionen im Plangebiet erfolgt auf Grundlage der 
DIN 18005 in Bezug auf die Entwicklung als Allgemeines Wohngebiet. 
 
Obwohl aufgrund der vorgesehenen Gebietsart als Allgemeines Wohngebiet 
(WA) und der Plangebietsgröße i. d. R. davon ausgegangen werden kann, 
dass keine immissionsrelevanten Geräusche aus dem Plangebiet auftreten, 
werden zum Schutz der bestehenden umliegenden Nutzungen auch die 
Auswirkungen von Geräuschen, die künftig vom Plangebiet ausgehen kön-
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nen, untersucht. Im vorliegenden Fall handelt es sich um das zusätzliche 
Verkehrsaufkommen durch das geplante Wohngebiet (Erschließungsverkehr) 
sowie um mögliche Beeinträchtigungen durch die im Südwesten geplante 
Spielfläche für Jugendliche und den östlich an die Ballspielwiese angrenzen-
den Spielplatz. 


 
Straßenverkehrslärm: 
Die Immissionssituation in den bebaubaren Bereichen des Plangebiets (Bau-
fenster) stellt sich hinsichtlich Verkehrslärm von den öffentlichen Straßen un-
ter Beachtung der prognostizierten Verkehrsmengen für das Jahr 2020 mit 
einer DTV von 4.930 Kfz/ 24h und unter Berücksichtigung einer dreigeteilten 
3 m hohen Schallschutzwand entlang der Grasseler Straße gemäß den Beur-
teilungskriterien der DIN 18005 für die relevanten Beurteilungshöhen (EG 
und 1. OG) wie folgt dar: 


 


Zeitraum OW*1) in dB(A) 


Verkehrslärm  
Beurteilungspegel in dB(A) 


EG 
(3 m ü. GOK) 


1. OG 
(5,8 m ü. GOK) 


Tagzeit 6.00-22.00 55 51 - 61 51 - 66 


Nachtzeit 22.00-6.00 45 41 - 50 41 - 55 
Bemerkung: *1) Orientierungswerte gem. DIN 18005 „Schallschutz im Städtebau“, Beiblatt 1 


 
D.h., durch die Straßenverkehrslärmimmissionen aus dem öffentlichen Stra-
ßenverkehr - insbesondere der Grasseler Straße und der Hondelager Stra-
ße - werden in den betroffenen Baufenstern des Plangebiets die für Allge-
meine Wohngebiete maßgeblichen Orientierungswerte (OW) der DIN 18005 
zur Tagzeit in der kritischen Immissionshöhe (1. Obergeschoss) um bis zu 
11 dB(A) und zur Nachtzeit um bis zu 10 dB(A) überschritten. Im Erdge-
schossbereich verbleiben ebenfalls Überschreitungen, die aber mit 
6 dB(A) tags/ 5 dB(A) nachts deutlich geringer sind. Die Schallschutzwand 
hat im 1. OG keinen relevanten Lärmminderungseinfluss, somit können die 
Ergebnisse für die kritische Höhe von 5,8 m als Ermittlung unter freier 
Schallausbreitung berücksichtigt werden. Für das Plangebiet wird daher der 
Hinweis der Lärmvorbelastung aufgenommen. Bei der Berechnung zeigt 
sich, dass die Überschreitungen nur im nördlichen Bereich des Plangebietes 
auftreten und somit der Verkehr auf der Grasseler Straße pegelbestimmend 
ist. 
 
Zur Beurteilung der Situation, inwieweit durch den Erschließungsverkehr für 
das neue Baugebiet Immissionen an der bestehenden und geplanten Wohn-
bebauung entstehen, ist aufgrund des Neubaus der Erschließungsstraße und 
der in diesem Zusammenhang vorgesehenen Errichtung eines Kreisverkehrs 
zur Anbindung an die Grasseler Straße, eine Ermittlung und Beurteilung 
nach den Kriterien der 16. BImSchV (Verkehrslärmschutzverordnung) durch-
zuführen. Aufgrund der aus den zusätzlichen Wohneinheiten resultierenden 
Verkehrsmengen ist keine spürbare verkehrliche Mehrbelastung zu erwarten 
und selbst bei einem konservativen Ansatz nicht davon auszugehen, dass 
die maßgeblichen Immissionsgrenzwerte (WA: 59 dB(A) tags/ 49 dB(A) 
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nachts) der 16. BImSchV an den nächstgelegenen Wohnnutzungen über-
schritten werden. Grundsätzlich ist überschlägig davon auszugehen, dass die 
Immissionsgrenzwerte (IGW) für ein Allgemeines Wohngebiet (WA) in einer 
Distanz von ca. 20 m erst bei einem Verkehrsaufkommen von DTV ≥ 2.000 
Kfz/ Tag erreicht werden bzw. überschritten werden können. Eine derart ho-
he Verkehrsmenge ist jedoch für das Plangebiet nicht zu erwarten.  
D. h., durch die Straßenverkehrslärmimmissionen vom neu entstehenden Er-
schließungsverkehr werden im Bereich der am stärksten betroffenen Wohn-
grundstücke die für Allgemeine Wohngebiete maßgeblichen Immissions-
grenzwerte (IGW) der 16. BImSchV zur Tag- und Nachtzeit deutlich unter-
schritten.  
 
 
Luftverkehrslärm: 
Die Beurteilung des Fluglärms im Bereich des Plangebiets erfolgt auf Basis 
des im Jahr 2005 im Rahmen des Planfeststellungsverfahrens zum Ausbau 
des Forschungsflughafens erstellten Schallgutachtens.  
Grundsätzlich ist festzustellen, dass sich die Ortslage Bevenrode deutlich 
außerhalb der auf Basis des Ausbaufalls des Flughafens Braunschweig-
Wolfsburg für den Prognosehorizonts 2020 ermittelten Fluglärmisophone von 
50 dB(A) befindet.  
D.h., es sind im Untersuchungsraum am Tag sowie in der Nacht keine nen-
nenswerten Geräuschimmissionen aufgrund von Luftverkehr zu erwarten. 
 
 
Ballspielwiese/ Kinderspielplatz: 
Die im Südwesten vorgesehene Ballspielwiese und der östlich an die Ball-
spielwiese angrenzende Kinderspielplatz sind im Sinne des § 22 BImSchG 
(Bundes-Immissionsschutzgesetz) immissionsschutzrechtlich unter dem As-
pekt der „Sozialadäquanz“ einzustufen; von daher werden die Ballspielwiese 
und der Kinderspielplatz nachfolgend nicht weiter berücksichtigt. 
 
 
Spielflächen für Jugendliche: 
Die Spielflächen für Jugendliche sind so anzulegen und in die Grünflächen 
einzubinden, dass eine Lärmbeeinträchtigung der benachbarten Wohngebie-
te ausgeschlossen wird. Der Nachweis hierüber ist im Baugenehmigungsver-
fahren zu erbringen. 
 
 


4.5.7  Kulturgüter und sonstige Sachgüter  
 
Bestand 
Das Plangebiet zwischen Grasseler Straße und Hondelager Straße ist ge-
prägt durch eine ursprüngliche Dorfsilhouette mit teilweise denkmalgeschütz-
ter Bausubstanz. 
Als Sachgut sind die Böden mit ihrem landwirtschaftlichen Ertragspotenzial 
zu nennen. 
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Nullvariante 
Keine Veränderungen gegenüber dem Bestand. 
 
Prognose 
Eine Beeinträchtigung der ursprünglichen Dorfsilhouette mitsamt der teilwei-
se denkmalgeschützten Bausubstanz und den prägenden historischen Ge-
bäuden durch das geplante Baugebiet wird durch den Erhalt entsprechender 
innerörtlicher Freiräume gemindert. Darüber hinausgehende Auswirkungen 
auf Kulturgüter sind nicht bekannt bzw. zu erwarten. Auf § 14 Nieders. 
Denkmalschutzgesetz (Bodenfunde) wird hingewiesen.  
 
Mit Realisierung der Bebauung gehen landwirtschaftlich genutzte Produkti-
onsflächen unwiederbringlich verloren. 
 


4.5.8  Wechselwirkung zwischen den einzelnen Belangen des Umweltschutzes 
 
Die Inanspruchnahme von landwirtschaftlichen Nutzflächen (Ackerland) für 
Bebauung/ Versiegelung führt neben der weitgehenden Zerstörung der natür-
lichen Bodenfunktionen und dem Verlust von Lebensraum für Pflanzen und 
Tiere zu Beeinträchtigungen des örtlichen Wasserhaushaltes (Grundwasser-
neubildung, Retention) und der lokalen Klimasituation. 
 
Nach aktueller Entscheidungslage soll die K 31 unmittelbar südlich des Plan-
gebietes aus Gründen des Amphibienschutzes in der Wanderungszeit für 
den Fahrzeugverkehr gesperrt werden.  
 
Eine Verstärkung von erheblichen Umweltauswirkungen durch sich negativ 
verstärkende Wechselwirkungen ist im Plangebiet insgesamt nicht zu erwar-
ten. 
 
 


4.6  Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich der  
nachteiligen Auswirkungen 
 


4.6.1  Aufarbeitung der Eingriffsregelung (§ 1 a Abs. 3 BauGB) i. V. m. BNatSchG) 
 
Nach § 13 und § 15 BNatSchG ist der Verursacher eines Eingriffs verpflich-
tet, vermeidbare Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft zu unterlas-
sen. Unvermeidbare Beeinträchtigungen sind durch Maßnahmen des Natur-
schutzes und der Landschaftspflege zu kompensieren.  
 
Im Rahmen der Eingriffsregelung nach BNatSchG werden Maßnahmen zur 
Vermeidung, Minimierung und zum Ausgleich von festgestellten Eingriffen in 
die Schutzgüter Tiere/ Pflanzen/ Landschaft, Landschaftsbild, Boden, Was-
ser, Klima/ Luft bewertet. In Kapitel 4.5 sind die mit der möglichen Flächenin-
anspruchnahme bei Wohngebietsausweisungen zu erwartenden Auswirkun-
gen auf die Schutzgüter dargestellt und bewertet worden. Aus den jeweiligen 
Prognosen geht hervor, dass mit den Bebauungsplanfestsetzungen erhebli-
che Eingriffe im Sinne des §14 BNatschG vorbereitet werden. 
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Maßnahmen zur Vermeidung und Minimierung von Umweltauswirkungen 
 
Um die zu erwartenden Beeinträchtigungen des Naturhaushaltes zu mindern, 
werden folgende städtebauliche und grünordnerische Maßnahmen ergriffen: 
 
• Beschränkung des Maßes der baulichen Ausnutzung zur Begrenzung von 


Eingriffen insbesondere für alle Schutzgüter des Naturhaushaltes,  
• Mindestbegrünung öffentlicher Verkehrsflächen zur Minimierung der Ein-


griffsfolgen von Versieglung/ Bebauung für alle Schutzgüter des Natur-
haushaltes,   


• Sammlung von Niederschlagswasser und offene Regenwasserrückhal-
tung zur Minimierung der Eingriffsfolgen für den Wasserhaushalt,   


• Verwendung von möglichst einheimischen und standorttypischen Bäumen 
und Sträuchern  im Straßenraum und innerhalb der öffentlichen Grünflä-
chen zur Vermeidung von Beeinträchtigungen des Schutzgutes Tiere, 
Pflanzen und Landschaft/ Landschaftsbild, 


• Verwendung von einheimischen und standorttypischen Pflanzen im Be-
reich der Ausgleichsfläche am Beberbach zur Vermeidung von Beein-
trächtigungen des Schutzgutes Tiere, Pflanzen und Landschaft/ Land-
schaftsbild, 


• Einbindung des Baugebietes durch standortgerechte Pflanzungen auf öf-
fentlichen Flächen im Übergangsbereich zur freien Landschaft und zur 
Vermeidung von Landschaftsbildbeeinträchtigungen, 


• Freihaltung von Flächen von Bebauung zur Vermeidung von erheblichen 
Beeinträchtigungen insbesondere der Schutzgüter Tiere, Pflanzen, Land-
schaft (Orts- und Landschaftsbild), Boden und Wasser, 


• Schaffung von attraktiven öffentlichen Grünflächen für die wohnungsnahe 
Erholung sowie vielfältigen naturnahen Flächen am Beberbach für die na-
turgebundene Erholung zur Vermeidung von Beeinträchtigungen des 
Schutzgutes Arten und Lebensgemeinschaften im Bereich der angren-
zenden freien Landschaft.  


 
Die mit der Umsetzung der Planung zu erwartenden erheblichen Beeinträch-
tigungen der Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes und des Landschafts-
bildes werden durch die Festsetzungen des Bebauungsplans und die ge-
nannten Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen reduziert. 
 


4.6.2   Ausgleich und Ersatz auf Flächen innerhalb des Geltungsbereichs  
 
Die mit der Umsetzung der Planung zu erwartenden Beeinträchtigungen des 
Naturhaushaltes und des Landschaftsbildes können durch die oben be-
schriebenen Maßnahmen zur Vermeidung und Minimierung zu einem erheb-
lichen Grad verringert werden.  
 
Im Süden des Geltungsbereich werden ca. 0,17 ha für einen Regenrückhal-
teteich, ca. 0,45 ha für die naturnahe Umgestaltung des Beberbachs inklusi-
ve Gewässer begleitender Mulden und ca. 0,37 ha für die Entwicklung von 
Röhricht- und Seggenriedflächen sowie extensiv zu unterhaltenden Wiesen-
gesellschaften festgesetzt.  
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Mit Ausnahme der Regenrückhaltefläche stellen die Maßnahmenfläche A 
sowie die Gewässerfläche A1 für Maßnahmen am Beberbach durch die Aus-
gestaltung als naturnaher Entwicklungsbereich für eine vielfältige, an das 
Element Wasser angepasste Biotopfläche eine Ausgleichsfläche im Sinne 
der Eingriffsregelung dar. Hier sollen sich hochwertige standortgerechte Le-
bensräume für Pflanzen und Tiere entwickeln.  
Im Vergleich zu der vorgefundenen Bestandssituation kann eine weitestge-
hend funktionale Ausgleichswirkung für Eingriffe in alle Schutzgüter erreicht 
werden.  
 


4.7  Maßnahmen zur Überwachung der erheblichen Umweltauswirkungen  
(Monitoring) 
 
Gemäß § 4c BauGB überwachen die Gemeinden die erheblichen Umwelt-
auswirkungen, die auf Grund der Durchführung von Bauleitplänen eintreten. 
Dieses sogenannte Monitoring ist notwendig für die Überwachung des Erfol-
ges der erforderlichen Artenschutz- und Ausgleichsmaßnahmen.  
 
Im Rahmen der Eingriffsregelung nach BNatSchG werden Maßnahmen zur 
Vermeidung, Minimierung und zum Ausgleich von festgestellten Eingriffen in 
die Schutzgüter Tiere/ Pflanzen/ Landschaft, Boden, Wasser, Klima/ Luft be-
wertet. Die hierfür erforderlichen Flächen und Maßnahmen werden im Be-
bauungsplan festgesetzt.  
 
Umweltbezogene Daten für den allgemeinen Überwachungsbedarf durch die 
Gemeinde werden von den Fachbehörden unter anderem im städtischen 
Umweltinformationssystems vorgehalten und ggf. aktualisiert. 
 
Im Rahmen des bestehenden Monitoringkonzepts für die in kurzer Entfer-
nung zum geplanten Baugebiet gelegenen planfestgestellten Ausgleichsflä-
chen aus dem Verfahren zur Verlängerung der Start- und Landebahn des 
Flughafens sind mögliche negative Auswirkungen (z. B. durch verstärkte Er-
holungsnutzung) zu prüfen und ggf. zu berücksichtigen. Wenn Beeinträchti-
gungen der Ausgleichsflächen festgestellt werden, sind geeignete Maßnah-
men vorzusehen, um negativen Auswirkungen gegensteuern zu können. 
 


4.8  Zusammenfassung 
 
Die vorliegende Planung sieht die Schaffung eines Wohngebietes in Orts-
randlage und im Übergang zu zukünftig hochwertigen Flächen für den Natur-
haushalt vor.  
In Kapitel 4.5 sind die mit der Umsetzung des Bebauungsplans zu erwarten-
den Auswirkungen auf den Naturhaushalt mit seinen Schutzgütern und auf 
das Landschaftsbild dargestellt und bewertet worden. Unter Berücksichtigung 
der genannten Vermeidungs- und Minimierungs- und Ausgleichsmaßnahmen 
sind die mit der Umsetzung des Bebauungsplans zu erwartenden Auswir-
kungen wie folgt zu bewerten:   
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Mensch und Gesundheit: 
Die Auswirkungen der Straßenverkehrslärmimmissionen (Grasseler Straße) 
werden durch aktive Lärmschutzmaßnahmen begrenzt. Zur Sicherung ge-
sunder Wohnverhältnisse innerhalb von Gebäuden werden Anforderungen 
an den Schallschutz der Außenbauteile in Verbindung mit der Möglichkeit 
weiterer planerischer Maßnahmen gestellt. 
Weitere negative Auswirkungen sind nicht zu erwarten. 
 
Tiere, Pflanzen: 
Durch die Umsetzung der Planung gehen Lebensräume für Tiere und Pflan-
zen verloren. Diesen negativen Auswirkungen stehen Flächen mit Maßnah-
men zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und 
Landschaft sowie eine naturnahe Gewässerumgestaltung im Plangebiet ge-
genüber.  
 
Landschaft, Landschaftsbild: 
Beeinträchtigungen durch die vorgesehene Baugebietsausweisung sind auf-
grund der Freihaltung empfindlicher Bereiche (Niederungsbereich, Freiflä-
chen am alten Ortskern) und umfangreicher, das Baugebiet umgebende öf-
fentliche Grün- und Ausgleichsflächen sowie Baumpflanzungen im Ortsein-
gangsbereich nicht zu erwarten.  
 
Boden: 
Trotz Vermeidung und Minimierung entsteht ein Verlust der Bodenfunktionen 
unter den versiegelten/ bebauten Flächen in Höhe von ca. 1,84 ha. Dem  
steht die wesentliche Verbesserung der natürlichen Bodenfunktionen im Be-
reich der öffentlichen Grünflächen, der Ausgleichsfläche und der Gewässer-
fläche des Beberbachs auf insgesamt ca. 1,93 ha gegenüber. Dort ist durch 
Aufgabe der bestehenden landwirtschaftlichen Nutzung und die Entwicklung 
einer dauerhaften Vegetationsdecke eine Aufwertung zu erwarten. Insgesamt 
können die Eingriffsfolgen für das Schutzgut als kompensiert angesehen 
werden.  
 
Wasser: 
Eingriffe in das Schutzgut Wasser resultieren insbesondere aus der Versie-
gelung/ Bebauung bisher offener Bodenflächen mit Auswirkungen auf den lo-
kalen Wasserhaushalt. Durch die umfangreichen Vermeidungs- und Minimie-
rungsmaßnahmen, die allgemeine positive Wirkung von Vegetationsflächen 
der öffentlichen Grün- und Ausgleichsflächen, die geplante naturnahe Umge-
staltung des Beberbachs mit seinen Randbereichen zur Versickerung und 
Vernässung sowie die offene naturnahe Gestaltung der Regenrückhaltung 
sind keine verbleibenden Beeinträchtigungen für das Schutzgut zu erwarten. 
 
Klima: 
Insgesamt steht dem Verlust von Freilandklima ein Klima des Siedlungs-
raums gegenüber. Aufgrund des hohen Anteils das Klima positiv beeinflus-
senden Vegetationsflächen sind erhebliche klimatische Beeinträchtigungen 
sowohl des bestehenden Siedlungsbereichs als auch des Neubaugebiets 
nicht zu erwarten. 
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Durch die Festsetzungen dieses Bebauungsplans gehen landwirtschaftliche 
Nutzflächen verloren und die teilweise Versiegelung der Flächen wirkt sich 
negativ auf die Schutzgüter Boden, Tiere und Pflanzen, Klima/ Luft, und 
Landschaft aus.  
Insgesamt können durch Minimierung des Gesamtversieglungsgrades sowie 
durch Schaffung von funktionsfähigen und ökologisch hochwertigen öffentli-
chen Grün- und Maßnahmenflächen innerhalb des Baugebiets festgestellte 
Eingriffe zu einem erheblichen Grad kompensiert werden.  
Durch Herausnahme von Flächen aus der intensiven landwirtschaftlichen Nut-
zung und Herstellung neuer Lebensräume sind gleichfalls Kompensationswir-
kungen für die Schutzgüter Boden und Wasser verbunden.  
Die durch den Bebauungsplan vorbereiteten Eingriffe in Natur und Landschaft 
können durch die getroffenen Festsetzungen so weit kompensiert werden, 
dass ggf. verbleibende Beeinträchtigungen als hinnehmbar angesehen wer-
den können.  
 
 


5 Begründung der Festsetzungen 
 


5.1 Art der baulichen Nutzung 
 
Ziel des Bebauungsplanes ist die Schaffung von Wohnbauflächen. Um je-
doch auch in Wohngebieten ein verträgliches Maß an Nutzungsmischung zu-
zulassen, was durch die Ausweisung eines reinen Wohngebietes nicht mög-
lich wäre, werden die Bauflächen im Plangebiet als allgemeine Wohngebiete 
festgesetzt.  
 
Um diese Flexibilität hinsichtlich der Nutzungsmischung zu ermöglichen, 
werden nicht störende Handwerksbetriebe ebenfalls als allgemein zulässig 
festgesetzt. Ausnahmsweise können auch sonstige nicht störende Gewerbe-
betriebe sowie Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und 
sportliche Zwecke zugelassen werden.  
 
Darüber hinaus ist nicht zu erwarten, dass sich die über Wohngebäude hin-
aus zulässigen Nutzungen (nichtstörende Handwerksbetriebe) am Ortsrand 
Bevenrodes in einem Maß ansiedeln würden, durch das die umliegenden 
Wohngebiete beeinträchtigt würden.  
 
Um eine möglichst hohe Wohnqualität durch Vermeidung von Nutzungskon-
flikten im Bereich der besonderen Ortsrandlage zu sichern, werden insbe-
sondere folgende Nutzungen ausgeschlossen: die der Versorgung dienen-
den Läden, Schank- und Speisewirtschaften sowie Betriebe des Beherber-
gungsgewerbes, Anlagen für Verwaltungen, Gartenbaubetriebe und Tank-
stellen. Die ausgeschlossenen Nutzungen können an anderen Stellen im 
Stadtgebiet sinnvoller umgesetzt werden.  
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5.2 Maß der baulichen Nutzung 
 


5.2.1 Grundflächenzahl GRZ 
 
Für die allgemeinen Wohngebiete wird eine Grundflächenzahl von 0,3 fest-
gesetzt. Diese entspricht einer für ein Einfamilien- und Doppelhausgebiet ty-
pischen Ausnutzungsmöglichkeit der Grundstücke mit den entsprechenden 
Spielräumen in der baulichen Gestaltung. Die Überschreitungsmöglichkeiten 
gemäß § 19 Abs. 4 Satz 3 BauNVO werden auf 25 % beschränkt, um so den 
Versiegelungsgrad der Grundstücksflächen zu minimieren. Durch diese Lo-
ckerung der Bebauung wird der besonderen Lage am Ortsrand entsprochen 
und ein harmonischer Übergang in den Landschaftsraum sichergestellt.  
 


5.2.2 Zahl der Vollgeschosse 
 
Die Zahl der Vollgeschosse in den allgemeinen Wohngebieten ist auf maxi-
mal ein Vollgeschoss begrenzt. Dies entspricht der geplanten Art der bauli-
chen Nutzung. Die Festsetzung maximaler Trauf- und Firsthöhen alleine 
reicht aber nicht aus, um eine überhöhte, das Gebiet störende Ausnutzung 
zu verhindern. 
 


5.2.3 Höhen baulicher Anlagen 
 
Im gesamten Baugebiet werden besondere Ansprüche an eine harmonische 
Höhenentwicklung der räumlich besonders wirksamen Hauptbaukörper ge-
stellt, auch, weil die Fernwirkung der Ortsrandlage Berücksichtigung finden 
soll.  
Einerseits sollen die Spielräume, die durch die bauliche Ausnutzung eröffnet 
werden, nicht zu stark beschränkt werden, andererseits sollen zu große Ab-
weichungen voneinander vermieden werden. In den allgemeinen Wohnge-
bieten werden somit die maximal zulässigen Trauf- und Firsthöhen der ge-
neigten Dächer durch textliche Festsetzungen begrenzt.  
 


5.3 Überbaubare Grundstücksflächen, Bauweise, Anzahl der Wohneinheiten 
 
Die überbaubaren Grundstücksflächen werden durch Baugrenzen definiert. 
Sie sind so zugeschnitten, dass genügend Spielräume für die Bebauung der 
privaten Grundstücke vorhanden sind.  
 
Nebenanlagen gemäß § 14 BauNVO sind grundsätzlich auch außerhalb der 
überbaubaren Grundstücksflächen zulässig, müssen aber zu den öffentlichen 
Flächen einen Abstand von mindestens 3,0 m einhalten. Hierdurch soll si-
chergestellt werden, dass beispielsweise Gartenhäuser nicht an die Grenze 
zu öffentlichen Flächen platziert werden und so unmittelbar in den öffentli-
chen Raum hineinwirken. Gleichzeitig sollen entsprechende Nebenanlagen 
in den rückwärtigen Gartenbereichen, die außerhalb der überbaubaren 
Grundstücksflächen liegen, zugelassen werden.  
 
Die Baufelder der von Süden und von Westen erschlossenen Grundstücke 
weisen durchweg eine größere Bebauungstiefe auf als die der von Norden 
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und von Osten erschlossenen. Diesen Grundstücken soll eine höhere Flexibi-
lität hinsichtlich der Stellung der Baukörper zugestanden werden.  
 
Garagen, offene Garagen (Carports) und Stellplätze sind grundsätzlich nur 
innerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche zulässig. In besonderen La-
gen können sie jedoch auf eigens ausgewiesenen Baufeldern bis auf 1,0 m 
an öffentliche Flächen heranrücken. Ist der Abstand zu öffentlichen Flächen 
geringer als 3,0 m, so ist die der öffentlichen Fläche zugewandte Seite voll-
flächig zu begrünen, damit das Bauwerk optisch zurücktritt. Dies gilt auch für 
baulich integrierte Geräteräume, die im Zusammenhang mit den Garagen/ 
Carports auf den extra ausgewiesenen Flächen ermöglicht werden sollen.  
 
Die festgesetzte offene Bauweise in den allgemeinen Wohngebieten sichert 
das planerische Ziel, Einfamilien- und Doppelhausbebauung im Gebiet zu 
ermöglichen. In den nordwestlichen und zentralen allgemeinen Wohngebie-
ten sind zur Flexibilität bei der Vermarktung und zur Umsetzung individueller 
Wohnvorstellungen sowohl Einzel- als auch Doppelhäuser zulässig. In den 
südlichen und östlichen allgemeinen Wohngebieten sind dagegen nur Ein-
zelhäuser zulässig, um durch eine lockere Bebauung am Ortsrand einen 
harmonischen Übergang in den Landschaftsraum sicherzustellen.  
 
Zur Vermeidung ungewollter baulicher Verdichtung und der Begrenzung der 
Gebietsverkehre sind in den allgemeinen Wohngebieten je Wohngebäude 
maximal zwei Wohnungen zulässig. Somit sind Einliegerwohnungen für 
Mehrgenerationswohnen oder temporäre Vermietungen möglich, die Entste-
hung von sogenannten „Wohnanlagen“ hingegen wird ausgeschlossen.  
 


5.4 Stellplätze und Garagen 
 
Offene Garagen (Carports) und Garagen müssen an ihrer Zufahrtsseite ei-
nen Abstand von 5,0 m von der öffentlichen Verkehrsfläche einhalten. Hier-
durch wird dafür Sorge getragen, dass ein Teil der notwendigen Rückstoßflä-
chen auf privaten Grundstücksflächen liegt, was wiederum die Verkehrssi-
cherheit erhöht. Zudem besteht die Möglichkeit, das Auto kurzzeitig vor der 
Garage abzustellen, ohne den Verkehr zu beeinträchtigen. Ebenso kann bei-
spielsweise bei Besuch ein zusätzlicher Abstellplatz auf privatem Grund an-
geboten werden.  
 


5.5 Grundstückszufahrten/ Zu- und Abfahrtsverbote  
 
Je Grundstück ist eine Zufahrt in einer maximalen Breite von 4,0 m zulässig. 
Hierdurch wird gewährleistet, dass auch eine Doppelgarage angefahren wer-
den kann. Die Lage dieser Ein- und Ausfahrt ist im Benehmen mit dem Stra-
ßenbaulastträger festzulegen, damit dabei auch die Standorte notwendiger 
Bestandteile des öffentlichen Straßenraumes wie Beleuchtungsmasten, Ver-
kehrszeichen, Begrünung, Besucherparkplätze, Schaltkästen, Straßenbäume 
usw. berücksichtigt werden können.  
 
Durch die Reduzierung der Anzahl der Grundstückszufahrten und deren Brei-
te ist beabsichtigt, den öffentlichen Straßenraum eher durch Vorgärten und 
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die damit verbundenen Grünstrukturen zu prägen sowie eine größere Ver-
kehrssicherheit für Fußgänger zu erreichen. 
 
In einigen Bereichen des Plangebiets (z.B. platzartige Aufweitungen oder an 
Wegeverbindungen) werden Zu- und Abfahrtsverbote zeichnerisch festge-
setzt, um Nutzung und Gestaltung dieser Bereiche nicht durch individuelle 
Zufahrten einzuschränken. In diesen Fällen wird jedoch die Erschließung der 
betroffenen Grundstücke über die Planstraßen innerhalb des Baugebietes si-
chergestellt.  
 


5.6 Öffentliche Verkehrsflächen 
 


5.6.1 Öffentlicher Personennahverkehr, ÖPNV 
 
An der nördlich des geplanten Baugebiets gelegenen Grasseler Straße ist in 
beiden Richtungen die Einrichtung einer Bushaltestelle vorgesehen, die von 
der Stadtbuslinie 413 (Leiferde-Rüningen-Rathaus-Riddagshausen-
Querumer Forst-Waggum-Bevenrode) sowie der Linie 424 (Rühme–
Bevenrode–Essenrode) angefahren werden sollen. Die für die Endstation der 
Linie 413 erforderliche Wendemöglichkeit für Busse ist in Form des geplan-
ten Kreisverkehrs vorgesehen. Die festgesetzten öffentlichen Verkehrsflä-
chen berücksichtigen diese Planungsabsicht. 
 


5.6.2 Motorisierter Individualverkehr, MIV 
 
Die Haupterschließung des Gebietes erfolgt von Norden über einen neu aus-
zubauenden Kreisverkehr an der Grasseler Straße. Die innere Erschließung 
erfolgt über eine ringförmig verlaufende Wohnstraße, an die westlich eine 
Stichstraße mit Wendehammer angeschlossen ist. 
Diese Wohnstraßen sollen als verkehrsberuhigte Bereiche ausgebildet wer-
den und somit auch eine hohe Aufenthaltsqualität für Fußgänger und Rad-
fahrer aufweisen. Über die im Nordwesten des Plangebiets festgesetzte öf-
fentliche Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung wird eine weitere 
Anbindung für Rettungsfahrzeuge von der nördlich angrenzenden Grasseler 
Straße geschaffen. Auf diese Weise soll das neue Baugebiet auch im Falle 
eines Unfalles im Bereich der Hauptzufahrt für Rettungskräfte erreichbar 
bleiben. Durchgangsverkehr durch motorisierten Individualverkehr würde den 
Wohncharakter erheblich stören und ist somit durch das gewählte Erschie-
ßungssystem ausgeschlossen.  
 
Die geplante Kreisverkehrsanlage liegt im Bereich der Landesstraße L 293 
(freie Strecke). Nach Abschluss des Bebauungsplanverfahrens wird die An-
passung der Ortsdurchfahrtsgrenze vorgenommen.  
 


5.6.3 Fuß- und Radverkehr 
 
Um eine Wegevernetzung sowie die gute Erreichbarkeit der südlich des 
Plangebiets gelegenen Kindertagesstätte und des Sportplatzes für nicht mo-
torisierte Verkehrsteilnehmer (insbesondere auch für die Bewohner des nörd-
lichen Baugebiets) zu gewährleisten, soll eine attraktive Fuß- und Radwege-
verbindung in Nord-Süd-Richtung mit entsprechenden Querungshilfen über 
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die Grasseler Straße und die Hondelager Straße geschaffen werden. Die 
Querung des Beberbachs im Bereich der übergeordneten Fuß-/ Radwege-
achse soll mit einem Brückenbauwerk erfolgen.  
 


5.7 Grünordnung, Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von 
Boden, Natur und Landschaft 
 


5.7.1 Grünordnung  
 
Die festgesetzten grünordnerischen Maßnahmen erfüllen sowohl städtebauli-
che als auch ökologische Funktionen. Zu den wichtigsten Belangen zählen 
gemäß BauGB nicht nur die allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- 
und Arbeitsverhältnisse, sondern auch die Gestaltung des Orts- und Land-
schaftsbildes sowie die Belange von Umweltschutz und Natur- und Land-
schaftsschutz. 
 
Private Grundstücksbegrünung 
 
Als Mindestbegrünung wird für die privaten Grundstücke die Pflanzung eines 
einheimischen Laubbaumes oder eines Obstbaumhochstammes festgesetzt. 
Die Festsetzung soll bei einer verbleibenden Gestaltungsfreiheit dazu beitra-
gen, zumindest die Pflanzung eines Baumes, der Funktion als Lebensraum 
und Nahrungsquelle für heimische Tierarten bietet und von dem je nach 
Standort Gestaltungswirkung auf den öffentlichen Raum ausgehen kann, si-
cherzustellen.  
 
Auf weitergehende Festsetzungen zur privaten Grundstücksbegrünung wird 
verzichtet, da aufgrund der Grundstücksgrößen eine allgemeine Durchgrü-
nung des Baugebietes angenommen werden kann. 
 
Im Westen des Geltungsbereichs soll am heutigen Siedlungsrand die bishe-
rige Nutzung als Grünland, Gartenland oder Weidefläche sowie eines Reit-
platzes weiterhin möglich sein, eine Bebauung jedoch ausgeschlossen wer-
den. Mit der Festsetzung als private Grünfläche werden die aktuelle Nutzung 
und das Erscheinungsbild um den alten Dorfkern herum gesichert und die 
Sichtachse von der Hondelager Straße von Bebauung freigehalten. 
 
Öffentliche Grünflächen 
 
Zur Einbindung des Baugebietes in den Landschaftsraum wird entlang der 
Ostseite des Plangeltungsbereichs eine öffentliche Grünfläche mit der 
Zweckbestimmung Parkanlage (Nr. 1) zur Herstellung einer dichten Hecken-
pflanzung festgesetzt. Im Norden weitet sich die Grünfläche zu einer mehr of-
fenen Wiesenfläche auf. Dort sollen Baumpflanzungen mit standortheimi-
schen Arten wie z.  B. Stieleiche den Ortseingang als typische Elemente des 
ländlichen Raumes betonen. 
 
Südlich der Baugrundstücke erstreckt sich die öffentliche Grünfläche mit der 
Zweckbestimmung Parkanlage (Nr. 2, 3 und 4) in einem durchgehenden 
Streifen. Hier sind neben einem  Kinderspielplatz Spielflächen für Jugendli-
che für den Bedarf aus dem Neubaugebiet, aber auch zur Deckung bisher 
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nicht realisierbarer Flächen für Nutzer angrenzender Wohngebiete 
Bevenrodes, vorgesehen. Weiterhin soll die Anlage einer Ballwiese zulässig 
sein. Die Spielflächen für Jugendliche sollen zur Deckung des Bedarfs eine 
Gesamtgröße von etwa 1.500 m² aufweisen. Die Parkanlage ist als woh-
nungsnahe Grünfläche auch mit extensiv und naturnah zu pflegenden Berei-
chen in der Übergangszone zu den südlich angrenzenden Ausgleichsflächen 
herzustellen. 
 
 
Öffentliche Grünflächen und Begrünung privater Flächen   
 
Die festgesetzten Pflanzqualitäten für anzupflanzende Bäume und Sträucher 
stellen einen Kompromiss zwischen zeitnaher Erreichung der gewünschten 
ökologischen und gestalterischen Wirkung und guter Anwuchsgarantie dar. 
Alle festgesetzten Bäume sind dauerhaft zu erhalten und bei Abgang zu er-
setzen. Mit diesen Festsetzungen sollen eine zeitnahe Umsetzung der Maß-
nahmen sowie eine dauerhafte Mindestdurchgrünung des Baugebietes si-
cher gestellt werden.  
 
Beispiele für großkronige einheimische Laubbäume sind: Bergahorn Acer 
pseudoplatanus, Gemeine Esche Fraxinus excelsior, Stieleiche Quercus 
robur, Winterlinde Tilia cordata. Als mittelkronige einheimische Laubbäume 
eignen sich beispielsweise: Feldahorn Acer campestre, Schwarzerle Alnus 
glutinosa, Hainbuche Carpinus betulus, Vogelkirsche Prunus avium, Trau-
benkirsche Prunus padus. Strauch- bzw. dichte Gehölzpflanzungen können 
beispielswiese aus folgenden Arten bestehen: Felsenbirne Amelanchier 
canadensis, Kornelkirsche Cornus mas, Hartriegel Cornuns sanguinea, Ha-
selnuss Corylus avellana, Liguster Ligustrum vulgare, Zierjohannisbeere, 
Ribes rubrum, Hundsrose Rosa canina, Purpurweide Salix purpurea, 
Schwarzer Holunder Sambucus nigra, Spierstrauch Spirarea vanhouttei. 
 
Südlich der Grasseler Straße ist eine dreigeteilte Lärmschutzanlage, beste-
hend aus einer Gabionenwand in einer Gesamthöhe von 3,0 m über der je-
weiligen natürlichen Geländehöhe, festgesetzt. Zur besseren Einbindung in 
das Landschaftsbild soll die Ansichtsfläche dieser Lärmschutzwand reduziert 
werden. Dazu sind auf der der Grasseler Straße zugewandten Seite inner-
halb eines maximal 3 m breiten Streifens entlang der festgesetzten Lärm-
schutzanlage Aufschüttungen bzw. Aufwallungen von bis zu 1,0 m Höhe über 
der natürlichen Geländeoberfläche herzustellen. Unter Freihaltung eines bei-
derseitigen 1,0 m breiten Unterhaltungsstreifens entlang der Lärmschutz-
wand ist diese darüber hinaus auf den öffentlichen Grünflächen sowie den 
Flächen für Verkehrsgrün durch entsprechende Anpflanzungen einzugrünen.  
 
Öffentliche Verkehrsflächen 
 
Innerhalb der internen Baugebietserschließung werden im Bereich der ge-
planten öffentlichen Parkplatzanlagen Straßenbaumpflanzungen zur Gestal-
tung des Straßenraums festgesetzt. Darüber hinaus übernehmen insbeson-
dere die linear ausgerichteten Baumstandorte entlang der in Nord-Süd-
Richtung das Baugebiet querenden öffentlichen Fuß- und Radwegetrasse 
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von der Grasseler Straße zur Hondelager Straße eine strukturierende Funk-
tion.  
 
Zur Betonung der Ortseingangssituation an der Grasseler Straße werden 
südlich der Grasseler Straße Verkehrsgrünflächen festgesetzt, die mit 
großkronigen Bäumen den Straßenraum gestalten und optisch einengen sol-
len, auch um geschwindigkeitsmindernd zu wirken. Ergänzt werden die 
Pflanzungen im Straßenraum durch Pflanzungen auf der angrenzenden öf-
fentlichen Grünfläche Nr. 1.  
 
Der im Kurvenbereich der Hondelager Straße und direkter Sichtachse in 
Blickrichtung zur Ortslage als auch in Richtung Landschaftsraum liegende 
Platz für Wertstoffbehälter stellt bislang eine visuelle Beeinträchtigung der 
Ortseingangssituation dar. Aus diesem Grund sind zur Gestaltung des Plat-
zes die Wertstoffcontainer mit einem Stabgitterzaun in Verbindung mit einer 
vollständigen und dreiseitigen Gehölzpflanzung einzufrieden. Der Stabgitter-
zaun soll den Austrag von Wertstoffen auf angrenzende Flächen verhindern. 
Die Anpflanzungen dienen der Einbindung in die Landschaft.  
 
Um die Voraussetzungen für eine gute Entwicklung und langfristige Siche-
rung der festgesetzten Bäume im Bereich der öffentlichen Parkplatzflächen 
zu gewährleisten, wird die Mindestgröße der offenen Vegetationsfläche mit 
9,0 m² je Baum festgesetzt. Die Vegetationsfläche soll dabei mindestens 
2,0 m breit sein, damit sich ein guter Wurzelansatz ausbilden kann und eine 
hohe Standfestigkeit der Bäume gewährleistet ist. 
 


5.7.2 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur 
und Landschaft, Zuordnung 
 
Unter Berücksichtigung der eingriffsmindernden Wirkung der städtebaulichen 
und grünordnerischen Maßnahmen im Baugebiet können die durch den Be-
bauungsplan vorbereiteten Eingriffe in seinem Geltungsbereich innerhalb der 
Maßnahmenfläche A und der darin enthaltenen Gewässerfläche A 1 für die 
Umgestaltung des Beberbachs inklusive seiner Randbereiche ausgeglichen 
werden.  
 
Als Ausgleichsmaßnahmen werden folgende Maßnahmen festgesetzt: 
Gewässerfläche A 1 (Teilfläche der Maßnahmenfläche A): 
Der Beberbach soll als naturnahes Gewässer mit einem neuen, mäandrie-
renden Lauf in die Ausgleichsfläche integriert werden. Dabei wird festgesetzt, 
dass insbesondere nach Norden flache Uferböschungen (Neigungen 1:5 bis 
1:4) ausgebildet werden. Damit wird die potentielle Erlebbarkeit des Gewäs-
sers von der nördlich angrenzenden öffentlichen Grünfläche erhöht, aber 
auch im Hinblick auf grundsätzlich nicht auszuschließendes Spielen von Kin-
dern am Gewässer sind dort flache Uferböschungen sinnvoll. Im westlichen 
Bereich ist die Anlage einer Furt in dem neuen Gewässerlauf beabsichtigt. 
Zur Erhöhung der Standortvielfalt sind 2-3 Mulden geplant, die sporadisch 
bei Hochwasserereignissen vom Beberbach mit Wasser versorgt werden. Da 
ein besonderes Augenmerk auf einer harmonischen Geländegestaltung liegt, 
wird festgesetzt, dass steile Böschungen und kleinteilige Geländesprünge zu 
vermeiden sind und dass das Gelände zwischen Beberbach und den an-
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grenzenden Mulden bis nahe an den mittleren Hochwasserstand abzutragen 
ist. Basis für die Umsetzung der Planung ist ein entsprechendes wasser-
rechtliches Genehmigungsverfahren. Die Querung des Beberbachs durch die 
übergeordnete Fuß-/ Radwegeachse soll mit einem Brückenbauwerk erfol-
gen.  
 
Ausgleichsfläche A : 
Im Bereich der Maßnahmen-/ Ausgleichsfläche A soll im Zusammenwirken 
von Maßnahmen am Gewässer und der sich entwickelnden Vegetationsbe-
stände eine vielfältige offene Biotopstruktur entstehen. Halbruderale Gras- 
und Staudenfluren feuchter Standorte und Seggenried- und 
Röhrichtbestände sollen den Niederungsbereich prägen. Um den Blick auf 
den alten Dorfkern auch dauerhaft zu ermöglichen, wird hier ein dichter 
Gehölzbestand ausgeschlossen und nur vereinzelte Baumpflanzungen aus 
Erlen und Kopfweiden mit abschnittsweisen Weidengebüschen festgesetzt. 
 
 


5.8 Festsetzungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen im Sinne 
des Bundesimmissionsschutzgesetzes 
 
Grundlagen: 
Im Rahmen des vorliegenden Bebauungsplanes wurde ein schalltechnisches 
Gutachten erstellt, das vor allem den Straßenverkehrslärm unter Beachtung 
der prognostizierten Verkehrsmengen für das Jahr 2020 und den Luftver-
kehrslärm auf Basis des Ausbaufalls des Flughafens Brauschweig-Wolfsburg 
für den Prognosehorizont 2020 untersucht hat. In diesem Zusammenhang 
wurde überprüft und festgestellt, ob für das Plangebiet Lärmminderungs-
maßnahmen erforderlich sind. 
Ebenso wurden zum Schutz der bestehenden umliegenden Nutzungen auch 
die Auswirkungen von Geräuschen, die künftig vom Plangebiet ausgehen 
können, untersucht. Im vorliegenden Fall handelt es sich dabei um das zu-
sätzliche Verkehrsaufkommen durch das geplante Wohngebiet (Erschlie-
ßungsverkehr) sowie um mögliche Beeinträchtigungen durch die im Südwes-
ten geplante Spielfläche für Jugendliche und den östlich an die Ballspielwie-
se angrenzenden Spielplatz. 
 
Die Beurteilung der Geräuschsituation im Plangebiet erfolgt unter Beachtung 
der VVBBauG (‚Verwaltungsvorschriften zum Bundesbaugesetz‘) i.V. mit 
Beiblatt 1 der DIN 18005 (‚Schallschutz im Städtebau‘).  
Aufgrund der Straßenbaumaßnahmen der Erschließungsstraße und der in 
diesem Zusammenhang vorgesehenen Errichtung eines Kreisverkehrs zur 
Anbindung an die Grasseler Straße ist eine Ermittlung und Beurteilung nach 
den Kriterien der 16. BImSchV (Verkehrslärmschutzverordnung) durchzufüh-
ren. Demgemäß erfolgte zusätzlich die Überprüfung, ob durch diese Bau-
maßnahmen im Bereich der am stärksten betroffenen schutzwürdigen 
Wohnbebauung eine „wesentliche Änderung“ der Straßenverkehrslärmim-
missionen gemäß 16. BImSchV (Verkehrslärmschutzverordnung) ausgelöst 
wird. 
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Straßenverkehrslärm: 
Erste überschlägige Berechnungen bei freier Schallausbreitung haben ge-
zeigt, dass durch den Straßenverkehrslärm der Grasseler Straße im Plange-
biet in der Tag- und Nachtzeit die maßgeblichen Orientierungswerte(OW) 
gemäß DIN 18005 (55 dB(A) tags/ 45 dB(A) nachts) für ein Allgemeines 
Wohngebiet (WA-Gebiet) erheblich und weiträumig überschritten werden. 
Zur Eingrenzung von Überschreitungen der für WA-Gebiete maßgeblichen 
Orientierungswerte ist im Bereich der am stärksten betroffenen geplanten 
Wohnbauflächen (Baufenster) im nördlichen Geltungsbereich entlang der 
Grasseler Straße eine 3 m (ü. GOK) hohe Lärmschutzanlage zu errichten. 
Die Lärmschutzanlage ist im Bereich der östlichen Erschließungsstraße und 
der westlichen Wegeanbindung zur Grasseler Straße unterbrochen 
(= dreigeteilt) auszuführen. Die somit dreigeteilte Lärmschutzanlage soll aus 
städtebaulich gestalterischen Gründen und zur besseren Einbindung in das 
Landschaftsbild als Gabionenwand ausgeführt werden. In diesem Sinne wird 
zur Reduzierung der Ansichtsfläche aus dem öffentlichen Raum auch eine 
naturnah begrünte Aufwallung in Form einer bis zu 1 m über der natürlichen 
Geländeoberfläche reichenden Aufschüttung festgesetzt. 
 
Trotz Berücksichtigung dieser Lärmschutzanlage ergeben sich jedoch wei-
terhin für die Beurteilungshöhen EG und 1. OG – wenn auch begrenzt auf 
den nördlichen Bereich des Plangebiets – nennenswerte Überschreitungen 
(s.a. Kap. 4.5.6). Im Hinblick auf gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse 
wird die Lärmsituation im Plangebiet somit abwägungsbeachtlich: 
Die Überschreitungen – jeweils bezogen auf die Baufenster – betragen im 
EG (3 m) max. 6 dB(A) und im 1. OG (5,8 m) max. 11 dB(A). Im 1. OG hat 
die Lärmschutzanlage nur einen marginalen Lärmminderungseinfluss, so 
dass für diese Höhe von einer freien Schallausbreitung ausgegangen werden 
kann. Grundsätzlich ist jedoch lt. Schallgutachter aufgrund der gewählten 
Emissionsansätze gewährleistet, dass tatsächlich niedrigere Geräuschemis-
sionen zu erwarten sind und die Ergebnisse der Prognose-Berechnung somit 
eine höhere Geräuschbelastung abbilden (worst-case-Betrachtung). Den-
noch sind zur Gewährleistung des notwendigen Schutzanspruchs im Plange-
biet weitergehende Schallschutzmaßnahmen erforderlich. Hierzu zählen zu 
den passiven Maßnahmen auch weitere planerische/ bauliche Maßnahmen 
(s. „Ausweisung von Lärmpegelbereichen“). 
 
Durch die vom neu entstehenden Erschließungsverkehr verursachten Ver-
kehrslärmimmissionen im Bereich der am stärksten betroffenen Wohngrund-
stücke werden die für WA-Gebiete maßgeblichen Immissionsgrenzwerte 
(IGW) gemäß 16. BImSchV (59 dB(A) tags/ 49 dB(A) nachts) zur Tag- und 
Nachtzeit deutlich unterschritten. Ebenso sind aufgrund des zu erwartenden 
geringen Zusatzverkehrs aus dem Plangebiet gegenüber dem bestehenden 
Verkehr auf der Grasseler Straße keine negativen Auswirkungen gemäß 
16. BImSchV an den nächstgelegenen bestehenden Wohnnutzungen zu er-
warten. 
 
Luftverkehrslärm: 
Wie unter Nr. 4.5.6 beschrieben treten durch den Luftverkehrslärm keine 
nennenswerten Geräuschimmissionen auf. Dementsprechend wird der Luft-
verkehrslärm in der weiteren Beurteilung vernachlässigt. 
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Kinderlärm – Kinderspielplatz/ Ballspielwiese: 
Im Südwesten ist eine Ballspielwiese mit östlich angrenzendem Kinderspiel-
platz vorgesehen. Beides ist im Sinne des § 22 BImSchG unter dem Aspekt 
der „Sozialadäquanz“ zu berücksichtigen. Demgemäß sind Geräuscheinwir-
kungen, die durch Kinder u. a. von Kinderspielplätzen hervorgerufen werden, 
im Regelfall keine schädlichen Umwelteinwirkungen und somit im Allgemei-
nen hinzunehmen; dementsprechend werden die Ballspielwiese und der Kin-
derspielplatz in der weiteren Beurteilung vernachlässigt. 
 
Spielflächen für Jugendliche:  
Lärmbeeinträchtigungen der benachbarten Wohngebiete durch die Spielflä-
chen für Jugendliche sollen ausgeschlossen werden, ein entsprechender 
Nachweis ist im Baugenehmigungsverfahren zu erbringen. 
 
Ausweisung von Lärmpegelbereichen: 
Um die vorhandene Geräuschimmissionsbelastung im Plangebiet potentiel-
len Bauherren kenntlich zu machen, wurden Lärmpegelbereiche gemäß DIN 
4109 „Schallschutz im Hochbau“ ermittelt.  
Die schalltechnischen Berechnungen zeigten, dass die Errichtung einer 
Lärmschutzanlage entlang der Grasseler Straße zur sinnvollen Entwicklung 
eines Allgemeinen Wohngebietes notwendig und vorgesehen ist. Demgemäß 
wurde diese aktive Schallschutzanlage in ihrer endgültigen Dimensionierung 
in den schalltechnischen Berechnungen zur Ermittlung der Lärmpegelberei-
che bereits berücksichtigt. Allerdings hat die Schallschutzanlage nur im EG-
Bereich (3 m) einen relevanten Lärmminderungseinfluss, im 1. OG ist dieser 
nur noch geringfügig, so dass für die Höhe von 5,8 m von einer freien Schall-
ausbreitung ausgegangen werden kann.  
Unter diesen Voraussetzungen wurden die maßgeblichen Außenlärmpegel 
für die kritische Höhe von 5,8 m (1. OG) ermittelt. Die daraus resultierenden 
Lärmpegelbereiche sind in der Planzeichnung eingetragen. Sie ergeben sich 
im vorliegenden Fall aus den um 3 dB erhöhten Verkehrslärmimmissionen 
gemäß DIN 4109. 
 
Entsprechend werden in den relevanten Bereichen des Plangebietes folgen-
de Lärmpegelbereiche (LPB) nach DIN 4109 „Schallschutz im Hochbau“ in 
den Festsetzungen aufgeführt und gekennzeichnet: 
 
Maßgeblicher Außenlärmpegel in dB(A) Lärmpegelbereich 
≤ 55 I 
56 – 60 II 
61 – 65 III 
66 – 70 IV 


 
Zur Beurteilung der Erdgeschoss- und Außenwohnbereichssituation kann im 
betroffenen nördlichen Plangebiet aufgrund des relevanten Lärmminde-
rungseinflusses der Lärmschutzanlage von einem etwa um 5 dB(A) reduzier-
ten Außenlärmpegel bzw. von einem um eine Stufe reduzierten Lärmpegel-
bereich ausgegangen werden. 
 
Durch die Kenntlichmachung der Lärmpegelbereiche im Bebauungsplan 
können sich Ansiedlungswillige auf die vorhandene Lärmsituation einstellen 
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und in Anwendung der DIN 4109 i. V. m. der VDI 2719 „Schalldämmung von 
Fenstern und deren Zusatzeinrichtungen“ für eine geeignete Schalldämmung 
der Umfassungsbauteile inklusive der Fenster und deren Zusatzeinrichtun-
gen (z.B. Lüftungseinrichtungen) sorgen. Der Nachweis zur Einhaltung der 
Schalldämmmaße ist mittels geeigneter nachvollziehbarer Bauvorlagen, zu-
gehörig zur Bauanzeige/ zum Bauantrag zu erbringen bzw. der Bauauf-
sichtsbehörde vorzulegen. 
 
Wie oben beschrieben sind neben den festgesetzten aktiven und passiven 
Lärmschutzmaßnahmen auch planerische/ bauliche Maßnahmen für eine ef-
fektive Lärmminderung möglich. So kann z.B. durch eine sinnvolle Gebäude-
anordnung und/ oder Raumorientierung durch Nutzung der Eigenabschir-
mung eine Pegelminderung von bis zu 10 dB(A) an den Fassaden bzw. vor 
den Fenstern erreicht werden. 
Sofern keine Lüftungseinrichtung (z.B. gem. VDI 2719) vorgesehen ist, kann 
eine ausreichende Belüftung von schutzbedürftigen Räumen mit Fenstern an 
Fassaden mit Richtwertwertüberschreitungen auch durch einfache Maßnah-
men, wie z.B. über Querlüftung von Fenstern an Fassaden ohne Richtwert-
überschreitungen vorgenommen werden. 
 
Aufgrund der hohen Verkehrslärmimmissionen wurden im Bebauungsplan 
auch Festsetzungen bezüglich der Außenwohnbereiche oberhalb des Erdge-
schosses getroffen. Demgemäß sind diese ab Lärmpegelbereich III auf der 
der Grasseler Straße abgewandten Gebäudeseite zu errichten, so dass zum 
Schutz dieser Bereiche weitestmöglich der direkte Schallschatten des Ge-
bäudes genutzt werden kann. Unter Nachweis, dass der erforderliche Schall-
schutz (Einhaltung des Orientierungswertes zur Tagzeit für WA (55 dB(A)) 
eingehalten wird, können diese Bereiche auch alternativ durch andere Ab-
schirmmaßnahmen geschützt werden. Adäquate Abschirmmaßnahmen kön-
nen z.B. Wände oder sinnvoll angeordnete Nebengebäude mit einer Min-
desthöhe von 2 m oder aber auch eine Schallschutzverglasung („Wintergar-
ten“) sein. 
 
 


5.9 Soziale Infrastruktur 
 
a) Kinderspielflächen 
 


Innerhalb des Plangebietes wird in der öffentlichen Grünfläche Nr. 3 ein 
Kinderspielplatz für Kinder bis 12 Jahre ausgewiesen. 
 


b) Ballspielwiese, Spielflächen für Jugendliche 
 
Innerhalb des Plangebietes wird in der öffentlichen Grünfläche Nr. 4 eine 
Ballspielwiese sowie Spielflächen für Jugendliche ausgewiesen, die den 
Bedarf des Baugebietes, aber auch angrenzender Siedlungsgebietes des 
Ortsteils Bevenrodes, erfüllt. 
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c) Kita-Plätze 
  
Im Rahmen der Kindertagesstätten-Entwicklungsplanung werden bei Be-
darfsberechnungen in Neubaugebieten 
• 20 Kindergartenplätze und 
• 15 Krippenplätze 
je 100 Wohneinheiten (WE) als Planungsgröße zu Grunde gelegt. 
 
Daraus ergibt sich für das Baugebiet „Bevenrode – Am Pfarrgarten“ bei 
ca. 35 - 40 WE ein rechnerischer Bedarf von ca. 7 - 8 Kindergartenplät-
zen und ca. 5 – 6 Krippenplätzen, der nicht durch die vorhandene Kinder-
tagesstätte in Bevenrode gedeckt werden kann. Anlagen für soziale 
Zwecke und somit auch für Kindertagesstätten sind im Baugebiet aus-
nahmsweise zulässig. Es wird aber unterstellt, dass aufgrund der gerin-
gen Anzahl der erforderlichen Plätze der Bedarf durch anderweitige be-
stehende Einrichtungen in benachbarten Ortsteilen, wie z. B. Waggum, 
gedeckt werden kann. 
 


d) Schulplätze 
 
Nach einer Prognose zur Schülerzahlentwicklung für die bezirkliche 
Grundschule können die erwarteten Schülerinnen und Schüler in der 
Grundschule Waggum nur nach einer baulichen Erweiterung der Schul-
anlage beschult werden, sofern die Räume für den Fachunterricht nicht 
als allgemeine Unterrichtsräume genutzt werden. Eine – zumindest tem-
poräre - Erweiterung wäre demnach wünschenswert. Die weiterführen-
den Schulen haben einen stadtweiten Einzugsbereich, daher sind die 
Auswirkungen durch die beabsichtigte Bebauung hier zu vernachlässi-
gen. 


 
5.10 Weitere technische Infrastruktur 


 
Die Ver- und Entsorgung des Plangebietes (Trinkwasser, Abwasser, Lösch-
wasser, Wärmeenergie, Elektrizität, Abfallentsorgung, Kommunikationstech-
nik) erfolgt durch die jeweiligen Träger auf der Grundlage der geltenden 
Rechtsvorschriften und Regelwerke. 
 
Das anfallende Niederschlagswasser wird in einer Innerhalb des mit A 2 ge-
kennzeichneten Teils der Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und 
zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft A gelegenen Regenrück-
halteanlage gesammelt und verzögert in den Beberbach eingeleitet.  
 
Das Schmutzwasser wird nach Süden und in den vorhandenen Schmutz-
wasserkanal der Hondelager Straße eingeleitet.  
 
Für wiederverwertbare Reststoffe ist an der Hondelager Straße im südöstli-
chen Geltungsbereich eine Stellfläche für Wertstoffcontainer vorgesehen. 
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5.11 Örtliche Bauvorschriften 
 


5.11.1 Geltungsbereich und Anlass 
 
Ziel der städtebaulichen Planung sind unter anderem eine ansprechende 
Gestaltung und ein harmonisches Ortsbild. Dabei wird das Ortsbild insbe-
sondere durch die Dachform und –farbe, aber auch durch die Nebenanlagen 
und Einfriedungen bestimmt. Da die städtebaulichen Festsetzungen allein 
nicht ausreichen, die gewünschte gestalterische Ordnung zu sichern, werden 
sie durch Gestaltungsvorschriften ergänzt. Die Gestaltungsvorschriften gel-
ten demnach für das gesamte Planungsgebiet. Durch ausgewogene gestalte-
rische Festsetzungen können die Attraktivität des Wohngebietes und seine 
Vermarktbarkeit gesteigert werden. 
 


5.11.2 Dächer 
 
Ein herausragendes Gestaltungselement des Baugebietes ist die Dachland-
schaft. Sie prägt das Gesamtbild der Siedlung und ist aufgrund der Lage am 
Ortsrand weithin sichtbar. Auch die Straßen- und Freiräume innerhalb der 
Siedlung werden durch das Aussehen von Farbe, Form und Volumen der 
einzelnen Dächer stark beeinflusst. 
 
Um den Bauherren einerseits genügend Gestaltungsspielraum zu gewähren, 
aber andererseits den Formenkanon der Dachlandschaft im Sinne eines 
harmonischen Siedlungscharakters einzuschränken, sollen nur Satteldächer 
und gegeneinander versetzte Pultdächer mit einer Dachneigung von 35 - 45° 
zulässig sein. Walmdächer und deren Varianten wie z. B. Krüppelwalmdä-
cher werden bewusst ausgeschlossen, da sie bei den im Einfamilienhausbau 
vorherrschenden, kleinen Dachflächen leicht zu unglücklichen Dachproporti-
onen führen.    
 
Gauben und Zwerchgiebel sind nur mit einer Dachneigung bis max. 60° auf 
maximal der Hälfte der Länge der betroffenen Dachfläche, gemessen auf 
halber Höhe zwischen Trauf- und Firstlinie, zulässig. Auf diese Weise sollen, 
ohne die Dachlandschaft insgesamt zu beeinträchtigen, individuelle Gestal-
tungswünsche umgesetzt werden können. Darüber hinaus soll durch die Be-
schränkung der Dachgauben und Zwerchgiebel auf max. 50% der Länge der 
betroffenen Dachfläche sicher gestellt werden, dass die Dachfläche gegen-
über diesen Ausbauten dominant bleibt. 
 
Für überdachte Nebenanlagen, Garagen und offene Garagen (Carports) sind 
nur Flachdächer mit einer Neigung bis max. 6° zulässig. Nebengebäude und 
-anlagen sollen auf diese Weise optisch in den Hintergrund treten und sich 
von den Hauptgebäuden absetzen. 
 
Bei den Farbtönen der Dachflächen sollen nur rot bis braun und anthrazit zu-
lässig sein. Auf diese Weise sollen die Einheit des Wohngebietes und ein 
geschlossenes Erscheinungsbild nach außen auch unter Berücksichtigung 
des Erscheinungsbildes angrenzender Siedlungsbereiche gesichert werden. 
Dacheindeckungen, die der Energiegewinnung dienen, Gründächer sowie 
Schiefer- und Zinkdächer sind von der Beschränkung ausgenommen, da sie 
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sich nicht diesem Farbkanon zuordnen lassen bzw. nicht auf andere Art und 
Weise ausführbar sind. 
 


5.11.3 Einfriedungen 
 
Im Sinne eines homogenen Erscheinungsbildes des Wohngebietes werden 
Art und Höhe der Einfriedungen im Bebauungsplan geregelt. Einfriedungen 
von Privatgrundstücken entlang der Grenzen zum öffentlichen Raum haben 
auf die Qualität von Straßen, Wegen und Plätzen, aber auch von öffentlichen 
Grünanlagen großen Einfluss. Die festgesetzte Art und Höhe der Einfriedun-
gen beschränkt sich daher auf die Grenze zu öffentlichen Räumen. Für Ein-
friedungen zwischen den privaten Grundstücken werden keine Festsetzun-
gen getroffen. 
 
Als sich gestalterisch in das dörfliche Ortsbild einfügende Ausführungen der 
Einfriedungen entlang der öffentlichen Flächen sind nur Holzzäune mit senk-
rechter Lattung (Holzstaketenzäune) mit einem maximal 50%igen Ansichts-
flächenanteil oder Maschendrahtzäune in Verbindung mit geschnittenen He-
cken aus Laubgehölzen zulässig. Der optionale Maschendrahtzaun ist dabei 
nur in Verbindung mit einer Heckenpflanzung zulässig und dient vor allem ei-
ner Sicherung in der Anwuchsphase der Hecke und um zu verhindern, dass 
im Garten spielende Kinder oder Hunde plötzlich auf die Straße laufen.  
 
Da die privaten Vorgartenzonen optisch mit den öffentlichen Verkehrsflächen 
als Einheit wahrgenommen werden, soll die Einfriedung einschließlich der 
geschnittenen Hecken aus Laubgehölzen in ihrer Höhe auf 1,2 m beschränkt 
bleiben. Die offene Sicht in Verbindung mit einer gewissen sozialen Kontrolle 
des öffentlichen Raumes bleibt so gewährleistet. Im Bereich der Grund-
stückszufahrten ist die Höhe undurchsichtiger Einfriedungen auf 0,8 m be-
schränkt, um ein ausreichendes Sichtfeld für ausparkende PKW zu gewähr-
leisten und somit die Sicherheit von Fußgängern, Radfahrern und spielenden 
Kindern zu erhöhen. Die Länge dieser Beschränkung ergibt sich aus den in-
dividuellen Erfordernissen der Grundstücke vor Ort.  
 
Einfriedungen (Maschendrahtzaun oder Holzstaketenzaun) sind auch zu öf-
fentlichen Grünflächen auf eine maximale Höhe von 1,2 m beschränkt. Frei-
wachsende oder geschnittene Hecken aus Laubgehölzen dürfen entlang der 
öffentlichen Grünflächen dagegen bis zu 1,8 m hoch sein. Auf diese Weise 
soll den rückwärtigen, privateren Bereichen der Gärten eine bessere Mög-
lichkeit zur Abschirmung gegeben werden.   
 


5.11.4 Geländeveränderungen 
 
Veränderungen der natürlichen Geländehöhen werden auf eine Höhe von 
maximal 30 cm begrenzt, um bei dem leicht nach Süden abfallenden Gelän-
de größere Geländeversprünge innerhalb der privaten Baugrundstücke oder 
zwischen einzelnen Grundstücken durch Aufschüttungen oder Abgrabungen 
insbesondere in Verbindung mit Abfangungen zum Beispiel durch Betonwin-
kelstützen zu verhindern. Solche Geländeveränderungen fügen sich städte-
baulich gestalterisch nicht in das Ortsbild ein.  
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Ausgenommen davon ist ein maximal 3,0 m breiter Streifen entlang festge-
setzten Lärmschutzanlage an der der Grasseler Straße zugewandten Seite. 
Hier sind bis zu 1,0 m hohen Anwallungen an die zu errichtende Lärm-
schutzwand vorgesehen. Dadurch soll im Sinne einer besseren Einbindung 
in das Landschaftsbild die Ansichtsfläche der Lärmschutzwand verringert 
werden.  
 


5.11.5 Einstellplätze 
 
Für Gebäude mit einer Wohnung müssen zwei Einstellplätze nachgewiesen 
werden. Für Gebäude mit zwei Wohnungen sind mindestens drei Einstell-
plätze nachzuweisen. Es hat sich in der Vergangenheit herausgestellt, dass 
die Herstellung von einem Einstellplatz je Wohneinheit heutzutage nicht 
reicht, um den Bedarf zu decken. Viele Haushalte – insbesondere in 
Einfamilienhausgebieten – verfügen heute über zwei oder mehr Pkw. Diese 
sind grundsätzlich auf den privaten Grundstücken unterzubringen. Ein Aus-
bau der öffentlichen Verkehrsflächen, um diesen Bedarf zu decken, ist nicht 
vertretbar. Neben einer erhöhten Flächeninanspruchnahme für öffentliche 
Verkehrsflächen und erhöhten entsprechende Kosten würde die verkehrsbe-
ruhigende Wirkung der Verkehrsflächen durch einen solchen Ausbau verlo-
ren gehen. Lage und Qualität des Baugebietes lassen tendenziell einen hö-
heren PKW-Besatz erwarten, als das beispielsweise in innerstädtischen 
Quartieren der Fall ist. 
 
 


6 Gesamtabwägung 
 
Mit den Planungen zum Baugebiet „Bevenrode – Am Pfarrgarten“ wird auch 
der anhaltend hohen Nachfrage nach Baugrundstücken für Einfamilien- und 
Doppelhäuser in den außenliegenden Stadtteilen entsprechend ein ange-
messenes Angebot geschaffen.  
 
Durch die vorliegende Planung wird den Wohnbedürfnissen einer wachsen-
den Bevölkerung sowie den allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- 
und Arbeitsverhältnisse Rechnung getragen. Die städtebauliche Arrondie-
rung des Ortsteiles Bevenrode komplettiert den Siedlungskörper und definiert 
eine Grenze zum Landschaftsraum. Im Sinne der gesamtstädtischen Ent-
wicklung wird der Schaffung von Wohnraum eine höhere Priorität eingeräumt 
als dem Verlust landwirtschaftlicher Produktionsflächen, mit dem die Umset-
zung dieses Baugebietes zwangsläufig einhergeht.  
 
Aus den oben genannten Gründen ist die vorgesehene Entwicklung des 
Baugebietes „Bevenrode – Am Pfarrgarten“ mit einer nachhaltigen städte-
baulichen Entwicklung vereinbar. Anforderungen an den Umweltschutz, sozi-
ale und wirtschaftliche Anforderungen sowie eine dem Wohl der Allgemein-
heit dienende Bodennutzung werden durch die vorliegende Planung erfüllt.  
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7 Zusammenstellung wesentlicher Daten 
 
 Plangebiet insgesamt   ca. 6,44 ha  100,00 % 
 
 Nettobauland WA ca. 2,69 ha     41,77 % 
 
 Öffentliche Grünflächen ca. 1,04 ha      16,15 % 
 
 Private Grünflächen ca. 0,37 ha      5,75 % 
 
 Maßnahmenflächen für Ausgleich und Ersatz ca. 1,00 ha      15,53 % 
 
 Verkehrsflächen insgesamt (inkl. Verkehrsgrün)  ca. 1,34 ha    20,80% 
 
 


 
8 Wesentliche Auswirkungen des Bebauungsplanes 
 


 
8.1 Maßnahmen 


 
Für die Verwirklichung des Baugebietes sind Erschließungsmaßnahmen wie 
der Bau von Straßen, Ver- und Entsorgungsleitungen und einem Regenrück-
haltebecken erforderlich. Hinzu kommen die Anlage von Grünflächen und die 
Herstellung von Maßnahmen für Ausgleich und Ersatz. 
 
Die Stadt Braunschweig wird die Erschließungsmaßnahmen entsprechend 
ihrer zum Zeitpunkt des Beginns der jeweiligen Maßnahme gültigen Stan-
dards, des Straßenausbauplanes, der mit der Stadtentwässerung abge-
stimmten Entwässerung, der Grünordnungsplanung, der textlichen Festset-
zungen (jeweils zum Bebauungsplan „Am Pfarrgarten“, BV 17), der örtlichen 
Gegebenheiten und der technischen Vorschriften und Richtlinien in ihrem 
Namen und auf ihre Rechnung durchführen. Im Rahmen eines städtebauli-
chen Vertrags wird die Erstattung der nicht erschließungsbeitragsfähigen 
Kosten durch die Grundstücksgesellschaft Braunschweig mbH (GGB) gere-
gelt.  
 


8.2 Kosten und Finanzierung 
 
Zum Baugebiet „Bevenrode – Am Pfarrgarten“ wird ein städtebaulicher Ver-
trag zwischen der Stadt Braunschweig und der Grundstücksgesellschaft 
Braunschweig mbH abgeschlossen. Die Aufwendungen der Stadt Braun-
schweig, die in kausalen Zusammenhang mit dem künftigen Baugebiet 
„Bevenrode – Am Pfarrgarten“ stehen, sollen größtenteils von der Grund-
stücksgesellschaft Braunschweig mbH erstattet werden. Beitragsrechtliche 
Vorgaben sind zu berücksichtigen.  
 


8.2.1 Grunderwerb 
 
Die zu entwickelnden Grundstücksflächen befinden sich im Eigentum der 
Grundstücksgesellschaft Braunschweig mbH (GGB).  
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8.2.2 Straßenbau 


 
Kosten 
Die Kosten für die Herstellung von Baustraßen während der Bauphase sowie 
für den Endausbau der öffentlichen Straßenverkehrsflächen einschließlich 
der Lärmschutzwand und des Brückenbauwerks über den Beberbach sowie 
einschließlich des Verkehrsgrüns (mit Straßenbäumen) belaufen sich auf:  
 


 ca. 2.073.500 € 
Finanzierung 
Die anteilige Erstattung der Kosten für die Herstellung der öffentlichen Ver-
kehrsanlagen im Neubaugebiet erfolgt nach Erschließungsbeitragssatzung. 
Es verbleibt ein Kostenanteil von 10% bei der Stadt Braunschweig. 
 
Die Kosten für das Brückenbauwerk, den Kreisverkehr und die notwendigen 
Anpassungsarbeiten in der Grasseler Straße sollen gemäß städtebaulichem 
Vertrag von der GGB übernommen werden. 
 


8.2.3 Öffentliche Grünflächen 
 
Kosten 
Für die Herstellung der öffentlichen Grünflächen Nr. 3 einschließlich des 
Spielplatzes und der öffentlichen Grünflächen Nr. 4 einschließlich der Spiel-
fläche für Jugendliche werden folgende Kosten angesetzt: 
 


öffentliche Grünfläche Nr. 3 einschließlich Spielplatz 
 ca. 87.900 €  
 


öffentliche Grünfläche Nr. 4 einschließlich Spielfläche für Jugendliche 
 ca. 138.600 €  
 
gesamt:  ca. 226.500 €  
 
Finanzierung 
Die anteilige Erstattung der Kosten für die Herstellung der öffentlichen Grün-
flächen Nr. 3 und 4 mit Kinderspielplatz ohne Spielfläche für Jugendliche er-
folgt nach Erschließungsbeitragssatzung. 
 
Die Spielfläche für Jugendliche erfüllt auch eine überörtliche Funktion und ist 
somit nur zu einem Anteil von 15 % dem Baugebiet zuzuordnen. Die Erstat-
tung dieses Anteils durch die GGB wird im städtebaulichen Vertrag geregelt. 
Der verbleibende Anteil von 85 % geht zu Lasten der Stadt. 
 
Die festgesetzten öffentlichen Grünflächen Nr. 1 und 2 dienen im Sinne des 
§ 1a BauGB dem Ausgleich von Eingriffen in Boden, Natur und Landschaft, 
die aufgrund dieses Bebauungsplanes ermöglicht werden. Die Herstellungs-
kosten werden somit den Ausgleichmaßnahmen zugeordnet.  
 


8.2.4 Ausgleichsmaßnahmen 
 
Die festgesetzten Flächen und Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur 
Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft sowie die festgesetzten öf-
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fentlichen Grünflächen Nr. 1 und 2 dienen im Sinne des § 1a BauGB dem 
Ausgleich von Eingriffen in Boden, Natur und Landschaft, die aufgrund die-
ses Bebauungsplanes ermöglicht werden. 
 
Kosten 
Die Kosten für die Herstellung der Maßnahmen für Ausgleich und Ersatz oh-
ne die Umgestaltung des Beberbachs und ohne Regenrückhalteanlage be-
laufen sich insgesamt auf:  
 
Maßnahmenfläche A ca. 117.700 €  
(ohne Umgestaltung des Beberbachs und Regenrückhalteanlage) 
 


öffentliche Grünfläche Nr. 1  ca. 45.200 €  
 


öffentliche Grünfläche Nr. 2  ca. 74.600 €  
 
gesamt:  ca. 237.500 €  
 
Finanzierung 
Von der Gesamtsumme der Maßnahmenkosten werden 63,35 % den Ver-
kehrsflächen und 36,65 % den Wohnbaulandflächen zugeordnet. Die Finan-
zierung der Ausgleichsmaßnahmen für die Wohnbaulandflächen und die äu-
ßere Erschließung wird vollständig durch die GGB übernommen, wohinge-
gen von den Kosten für die Ausgleichsmaßnahmen der Verkehrsflächen (in-
nere Erschließung) ein Anteil von 10% bei der Stadt verbleibt. 
 


8.2.5 Entwässerung 
 
Kosten   
Für die Herstellung der Leitungen für Regen- und Schmutzwasser (Trennsys-
tem) werden folgende Kosten veranschlagt: 
 ca. 672.400 € 
 


Für die Herstellung des Regenrückhaltebeckens inkl. anteiliger Begrünung 
fallen folgende Kosten an: 
 ca. 65.500 € 
 
Finanzierung 
Bei den Entwässerungsmaßnahmen handelt es sich gemäß Abwasserent-
sorgungsvertrag zwischen der Stadtentwässerung Braunschweig GmbH 
(SE|BS) und der Stadt um sogenannte besondere Maßnahmen.  
 
Teilbereiche der durch diesen Bebauungsplan überplanten, derzeit noch 
landwirtschaftlich genutzten Flächen werden durch ein Drainagesystem ent-
wässert. Dieses Drainagesystem ist außerhalb der zukünftigen Baulandflä-
chen fachgerecht abzufangen und an die Vorflut anzuschließen. Die verblei-
benden, nicht mehr benötigten Drainageleitungen sind ggf. zurückzubauen.  
 
Die Kosten für die Herstellung der Regenwasserleitungen der inneren Er-
schließung und des Regenrückhaltebeckens mit der anteiligen Begrünung 
werden zu 50 % als anteilige Entwässerung der öffentlichen Verkehrsflächen 
über Erschließungsbeiträge refinanziert. 
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8.2.6 Ingenieurleistungen/ Planungskosten   -   Grün- und Maßnahmenflächen 
 
Kosten   
Die Planungskosten (Ingenieurleistungen) der Ausgleichsflächen und öffent-
lichen Grünflächen sowie des öffentlichen Straßengrüns betragen:  
 


 ca. 78.100 € 
 
Finanzierung 
Die Grundstücksgesellschaft Braunschweig verpflichtet sich im Rahmen des 
Städtebaulichen Vertrags, diese Folgekosten der Stadt zu erstatten.  
 
 


8.2.7 Kapitalisierte Pflegekosten 
 
Kosten   
Die auf 20 Jahre kapitalisierten Pflegekosten der Ausgleichsflächen ein-
schließlich öffentlichen Grünflächen sowie des öffentlichen Straßengrüns, 
des Kinderspielplatzes und der Spielfläche für Jugendliche betragen in 
Summe:  
 


 ca. 265.300 € 
 
Das entspricht zum Zeitpunkt der Übernahme der Anlagen in die Unterhal-
tung der Stadt durchschnittlichen Pflegekosten in Höhe von:  
 


 ca. 17.800 €  
 
Finanzierung 
Die Grundstücksgesellschaft Braunschweig verpflichtet sich im Rahmen des 
Städtebaulichen Vertrags, diese Folgekosten mit Ausnahme der Pflegekos-
ten für den überörtlichen Anteil der Jugendspielangebote der Stadt zu erstat-
ten.  
Für diesen überörtlichen Anteil der Jugendspielangebote (=85%) verbleiben 
die Pflegekosten bei der Stadt. Für den Zeitpunkt der Übernahme in die Un-
terhaltung der Stadt sind dafür jährliche Kosten in Höhe von ca. 2.500 € an-
zunehmen. Entsprechende Mittel sind rechtzeitig durch den jeweiligen Fach-
bereich in die Haushaltsplanung einzustellen.  
 
 


9 Bodenordnende und sonstige Maßnahmen, für die der Bebauungsplan 
die Grundlage bilden soll 
 
Bodenordnende Maßnahmen nach §§ 45 ff BauGB sind für den Bebauungs-
plan nicht erforderlich. 
 
Die Grundstücksgesellschaft Braunschweig mbH (GGB) beabsichtigt, die in 
ihrem Eigentum befindlichen Flächen privat zu vermarkten. Die GGB ver-
pflichtet sich vor Unterzeichnung des Folgekostenvertrages, die zukünftigen 
Flächen für öffentliche Zwecke der Stadt Braunschweig kosten- und lasten-
frei zu übertragen.  
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